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„Abwägen“ lautet weiterhin 
die Devise und die Frage 
„Kann man es verantwor-
ten?“ werden wir uns in Pan-
demiezeiten noch lange stel-
len müssen, prophezeit der 
Rathauskater.  Seite 11

Anlässlich der Verleihung des Europäischen St.-Ulrichs-Preises an 
Bundesminister Dr. Gerd Müller trafen sich die Initiatoren der Ini- 
tiative „1000 Schulen für unsere Welt“ in Berlin. Unser Bild zeigt 
(v.l.): Dr. Gerd Müller und Laudator Bundestagspräsident Dr. Wolf-
gang Schäuble sowie stehend (v.l.): Reiner Meutsch, Vorsitzender 
der Stiftung Fly&help und GZ-Herausgeber Landrat Stefan Rößle. r

Dr. Gerd Müller im Münchner PresseClub:

Wir brauchen mehr 
Internationalität

Wie verändern Reisen in Länder des Globalen Südens den 
Blickwinkel? Wie wichtig ist eine eigene Impfstoffproduk-
tion in Afrika zur Eindämmung der Krise und welche Chan-
cen bietet das Lieferkettengesetz? Darüber spricht Ent-
wicklungsminister Gerd Müller im PresseClub München 
und zieht eine Bilanz seiner acht Regierungsjahre.

„Ich bin in sechs Tagen durch 
Himmel und Hölle gegangen, 
aber ich habe auch viel Licht ge-
sehen“ – mit diesen eindrück-
lichen Worten stieg Entwick-
lungsminister Dr. Gerd Müller 
gleich zu Beginn des Gesprächs 
im Münchner PresseClub in das 
Thema ein, das ihn seit Jahren 
umtreibt. Dazu erzählte er von 
seiner jüngsten Reise durch vier 
Länder in Westafrika, von der er 
erst vor wenigen Tagen zurück-
gekehrt ist. 

Reisen geben Kraft

Ein Aperçu am Rande: Dem 
Minister wird auf seinen Rei-
sen stets viel Begeisterung ent-
gegengebracht – hin und wieder 
auch weil er fälschlicherweise 

für den bekannten Fußballspie-
ler und Namensvetter Gerd Mül-
ler gehalten wird.

Hoffnung, Zuversicht  
und Optimismus

„Ich sehe auf jeder Reise Hoff-
nung, Zuversicht und Optimis-
mus und ich bekomme Kraft, 
Mut und Aufbruchsstimmung. 
Probleme zu lösen – das ist die 
Botschaft. Aber wir sind wohl-
standsfaul geworden“ bedau-
erte Müller. In seinem Amt als 
Minister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung 
setzt er sich mit einer leiden-
schaftlichen Hingabe ein. Die 
Ungerechtigkeiten der Globali-
sierung zu verringern zählt zu ei- 
 (Fortsetzung auf Seite 2)

Für seine Verdienste um die Einheit Europas wurde der Bundes-
minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, 
Dr. Gerd Müller, mit dem Europäischen St.-Ulrichs-Preis ausge-
zeichnet. Stiftungsvorsitzender Landrat Leo Schrell überreichte 
gemeinsam mit Oberbürgermeister Frank Kunz (nicht im Bild) in 
Berlin die Urkunde. Der Minister war sichtlich bewegt. Er spen-
dete das Preisgeld der Stiftung fly&help für den Bau einer Schule 
in Togo, die Gerd Müller zusammen mit seiner Frau komplett pri-
vat finanzierte. Die Schule ist bereits gebaut. Dieses Schulprojekt 
ist genau das 100. der Gemeinschaftsinitiative „1000 Schulen für  
unsere Welt“. Vgl. Bericht auf Seite 4. r

Starke Kommunen, 
starkes  

Deutschland
Bundeskongress der Kommunalpolitischen Vereinigung der 

CDU und CSU Deutschlands (KPV) als Digitalkonferenz
„Starke Kommunen – Starkes Deutschland“ lautete das 
Motto des diesjährigen virtuellen Kommunal-Kongresses 
und der Bundesvertreterversammlung der Kommunalpo-
litischen Vereinigung der CDU und CSU Deutschlands. Die 
Veranstaltung diente dazu, sich unter anderem mit dem 
Kanzlerkandidaten der Union Armin Laschet, dem Vorsit-
zenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Ralph Brinkhaus 
sowie CSU-Generalsekretär Markus Blume auf den Bun-
destagswahlkampf einzustimmen.

Aus Sicht von Christian Haase, 
KPV-Bundesvorsitzender und 
kommunalpolitischer Sprecher 
der CDU/CSU-Fraktion im Deut-
schen Bundestag, ist es zwin-
gend notwendig, klare Zustän-
digkeiten zwischen den staatli-
chen Ebenen festzulegen: „Wir 
Kommunale der Union fordern 
mehr Gestaltungsfreiheit vor 
Ort. Statt des Dschungels an 
Bundesförderprogrammen, die 

sich oftmals als goldene Zügel 
für die Kommunen entpuppen, 
brauchen wir verlässliche und 
kontinuierliche Finanzierungs-
quellen. Die Kommunen soll-
ten deshalb künftig einen hö-
heren Anteil am gesamtstaatli-
chen Umsatzsteueraufkommen 
erhalten. Auch werden immer 
wieder die sogenannten ‚kleb-
rigen Finger‘ der Länder bei der 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

DStGB-Hauptausschuss in Berlin: 

Zukunft in der  
Krise gestalten

Nach der Pandemie wird ein Neustart notwendig. Es gilt 
unter anderem, die Wirtschaft zu stärken und die Digita-
lisierung voranzutreiben. Außerdem müssen die Maßnah-
men zum Klimaschutz beschleunigt werden, etwa durch 
nachhaltige Investitionen und die dafür notwendigen fi-
nanziellen Spielräume vor Ort. Der Deutsche Städte- und 
Gemeindebund fordert dazu einen politischen Kraftakt 
von Bund und Ländern, der auch den Arbeitsmarkt stabili-
siert und die Lebensbedingungen vor Ort verbessert.

Im Rahmen einer Hauptaus-
schuss-Sitzung in Berlin formu-
lierte der DStGB klare Erwartun-
gen an die Bundespolitik in der 
kommenden Legislaturperiode. 
„In Deutschland hat der Bundes-
tagswahlkampf begonnen. Die 
Parteien werben mit ihren Pro-
grammen um die Zustimmun-
gen der Wählerinnen und Wäh-
ler. Naturgemäß werden dabei 
viele Versprechungen und An-
kündigungen formuliert, deren 
Umsetzung in den nächsten vier 
Jahren erst noch den Realitäts-
test bestehen muss“, erklärten 
der Verbandspräsident, Bürger-
meister Ralph Spiegler, und der 
DStGB-Hauptgeschäftsführer 
Dr. Gerd Landsberg.

Wahlen gewinnt man nur 
mit Überzeugungskraft

„Wahlen gewinnt man nicht in 
Berlin oder in den Landeshaupt-
städten, sondern immer nur 
mit der Überzeugungskraft bei 
der Bevölkerung vor Ort“, be-
tonten Spiegler und Landsberg. 
„Die Menschen wollen wissen, 
was sich in ihren Städten und 
Gemeinden und ihrem persönli-
chen Leben zum Positiven wen-
den wird. Die Erwartungen an 
eine hochwertigere kommu-
nale Daseinsvorsorge, bessere 
Schulen, mehr Kita-Plätze, gu-
te Straßen, Wege und Plätze so-
wie mehr Klimaschutz steigen. 
Deswegen muss der Grundsatz 
gelten: Weniger versprechen, 
mehr umsetzen! Die schönsten 
Zukunftsperspektiven überzeu-
gen nicht, wenn positive Verän-
derungen vor Ort nicht erlebbar 
werden.“

Um zahlreiche Vorhaben in 
den kommenden Jahren um-
zusetzen, brauche es eine soli-
de und verlässliche Finanzaus-
stattung der Kommunen. „Viele 
wichtige Vorhaben werden nur 
gelingen, wenn es in der neuen 
Legislaturperiode einen zweiten 

Rettungsschirm für die Kommu-
nen gibt“, hoben die DStGB-Re-
präsentanten hervor. „Die Fi-
nanzlage der Kommunen ist 
weiter dramatisch, obwohl die 
Wirtschaft wieder wächst.“ Die 
aktuelle Steuerschätzung prog-
nostiziert für 2021 ein kommu-
nales Defizit von 9,5 Mrd. Euro 
und für 2022 ein Defizit von 10,4 
Mrd. Euro. Auch die kommuna-
le Altschuldenfrage ist nach wie 
vor ungelöst. 

Kommunaler 
Investitionsrückstand

Gleichzeitig hat sich der kom-
munale Investitionsrückstand 
auf 149 Mrd. Euro erhöht. „Hier 
besteht dringender Handlungs-
bedarf. Wir erwarten, dass die 
Realisierung ‚gleichwertiger Le-
bensverhältnisse‘ und die Aus-
sage ‚Wer bestellt, bezahlt‘ in 
einem nächsten Koalitionsver-
trag keine Lippenbekenntnisse  
bleiben“, stellten Spiegler und 
Landsberg klar.

Nur mit der nötigen Finanz-
kraft könne es gelingen, das dro-
hende Sterben der Innenstäd-
te und Ortskerne aufzuhalten. 
100.000 Einzelhandelsgeschäf- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Erstmalige Vergabe des Bayerischen Bibliothekspreises: 

Funkelnde Mosaiksteine
Die Bücherei im Bahnhof Veitshöchheim und die Gemeindebü-
cherei Gröbenzell werden mit dem erstmals vergebenen Bayeri-
schen Bibliothekspreis ausgezeichnet. Dies gaben Kunstminister 
Bernd Sibler und der Vorsitzende des Bayerischen Bibliotheks-
verbandes (BBV) Dr. Gerhard Hopp, MdL, in München bekannt. 
Sibler zufolge soll mit dem Preis auf die wertvolle Arbeit der Bi-
bliotheken für die Gesellschaft aufmerksam gemacht und sie in 
ihrem Tun bestärkt werden. „Ob groß oder klein – in unserer 
vielfältigen bayerischen Kulturlandschaft ist jede Bibliothek ein 
funkelnder Mosaikstein.“

Der Hauptpreis, dotiert mit 
10.000 Euro, kommt dem inno-
vativen Bibliotheksangebot in 
Veitshöchheim zugute. Die dor-
tige Bücherei im Bahnhof hat 
sich laut Fachjury „in den letzten 
drei Jahrzehnten zu einem le-
bendigen Treffpunkt für die Bür-
gerinnen und Bürger von Veits-
höchheim und den umliegenden 
Gemeinden entwickelt.“ Im um-
fassend renovierten, denkmal-
geschützten ehemaligen Bahn-
hofsgebäude, hat sie allen Al-
ters- und Gesellschaftsschichten 
etwas zu bieten. Die verschiede-
nen Räumlichkeiten – etwa ein 
Blauer Salon für Literarisches, 
ein Königspavillon für Musik, ei-

ne Flaniermeile in den Arkaden 
oder ein Lesecafé mit Wiener 
Kaffeehauscharme und eine Le-
sehöhle für die kleinsten Besu-
cherinnen und Besucher – sind 
liebevoll renoviert und mit mo-
dernster Technik ausgestattet. 
Digitale Technologien kommen 
kreativ zum Einsatz, über Soci-
al-Media-Plattformen und einen 
eigenen Youtube-Kanal konnte 
die Bücherei so auch während 
der COVID-19-Pandemie ihre 
Kundschaft erreichen.

Mit dem Sonderpreis (5.000 
Euro) wird die Gemeindebüche-
rei Gröbenzell bedacht. Sie über-
zeugte die Jury mit ihrem Kon-
zept „Grüne Bibliothek“. Hier-
zu zählt u.a. der Aufbau eines 
speziellen Medienbestands, ei-
ne „Bibliothek der Dinge“, aber 
auch die Intensivierung der Zu-
sammenarbeit mit Partnern aus 
dem Bereich „Natur & Umwelt“. 
Ihren Besuchern bietet sie Fair 
-Trade-Produkte, sie ist aktiv in 
der Planung für ein E-Lastenrad 
zur mobilen Versorgung. Außer-
dem engagiert sich die Gemein-
debibliothek Gröbenzell bei 
kommunalen Veranstaltungen 
aus dem Bereich Nachhaltigkeit, 
wie z.B. beim Stadtradeln. Mit 
ihrem Einsatz in den Themen 
Umwelt- und Klimaschutz sowie 
Nachhaltigkeit trägt sie zur Ent-
wicklung der Gesellschaft und 
des Ortes selbst bei und ist eine 
wichtige Stütze, um diese The-
men gesellschaftlich zu veran-
kern.  DK
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Wir gratulieren
ZUM 60. GEBURTSTAG

Bürgermeister Markus Grüner 
91286 Obertrubach 

am 6.7.

Bürgermeister Peter Braun 
92287 Schmidmühlen 

am 10.7.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Bertram Werrlein 

97842 Karbach 
am 1.7.

Bürgermeister Jens Machold 
85283 Wolnzach 

am 11.7.

Bürgermeister Burkhard Klein 
97348  Rödelsee 

am 13.7.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Harald Müller 

86685 Huisheim 
am 6.7.

Bürgermeister Karl-Heinz Kerscher 
86556 Kühbach 

am 10.7.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Christoph Schmid 

86733 Alerheim 
am 8.7.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.
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Mehr Transparenz mit  
Bayerischem Lobbyregister

Mit der Einführung einer Registrierungspflicht, eines Verhaltens-
kodexes und eines legislativen Fußabdrucks soll das Vertrauen 
in die Politik gestärkt werden. Der Landtag hat dazu einstimmig 
die Einführung des Lobbyregisters verabschiedet, das ab 1. Janu-
ar 2022 in Kraft treten wird. Damit dürfen sich nur noch offiziell 
registrierte Lobbygruppen an Gesetzgebungsprozessen von Land-
tag und Staatsregierung beteiligen. Das Register kann zudem von 
allen Personen eingesehen werden.

Künftig soll deutlicher erkenn-
bar sein, wer Einfluss auf poli-
tische Entscheidungen und die 
Gesetzgebung genommen hat. 
Helfen soll dabei das Lobbyre-
gister, das der Bayerische Land-
tag in seiner 86. Plenarsitzung 
verabschiedete. Es beinhaltet 
drei wesentliche Elemente: eine 
Registrierungspflicht für orga- 
nisierte Interessenvertreter, die 
eine Interessenvertretung ge-
genüber dem Landtag oder der 
Staatsregierung ausüben. Einen 
Verhaltenskodex, der Voraus-
setzung für jede Interessenver-
tretung ist. Nur wer den Ko-
dex anerkennt, kann sich regis-
trieren. Und einen legislativen 
Fußabdruck, der etwaige Ein-
flussnahme von Interessenver-
tretungen bzw. Gutachtern im 
Rahmen der Erarbeitung von 
Gesetzesvorlagen der Staatsre-
gierung sichtbar machen soll.

Hohe Sanktionen

Das Lobbyregister soll mit die-
sen Instrumenten einheitliche 
Regeln für das Miteinander von 
Politik, Wirtschaft und Zivilge-
sellschaft schaffen. Der Verhal-
tenskodex sieht zudem vor, dass 
Nebentätigkeiten angegeben 
werden müssen. Eine verbes-
serte Transparenz kann illegiti-
me Formen der Interessenver-
tretung oder Fälle von Korrup- 
tion zwar nicht völlig verhin-
dern. Aber Nachvollziehbarkeit 
und demokratische Verantwort-
lichkeit erschweren derartige  
Fälle. Verstöße können künftig 
mit einer Geldbuße von bis zu 
50.000 Euro geahndet werden.

Der Begriff der „Interessen-
vertretung“ wird im Gesetz-
entwurf breit definiert, sodass 
sämtliche Formen der Interes-
senvertretung und alle denk-
baren Adressaten der Interes-
senvertretung vom Geltungs-

bereich dieses Gesetzes erfasst 
werden. 

Opposition kritisiert  
Ausnahmen

Die Registrierungspflicht ge-
stattet aber auch Ausnahmen, 
etwa wenn eine Lobbygruppe 
nur lokal aktiv ist – also nicht 
mehr als zwei Stimmkreise un-
mittelbar betroffen sind. Auch 
Privatpersonen, die ausschließ-
lich persönliche Interessen ver-
treten oder Kirchen und Ge-
werkschaften müssen sich nicht 
registrieren. Die Opposition kri-
tisierte in der vorherigen De-
batte im Verfassungsausschuss, 
dass der Gesetzentwurf zu vie-
le Ausnahmen enthielte. Horst 
Arnold (SPD) äußerte zwei wei-
tere Kritikpunkte: Das zu gerin-
ge Bußgeld und die Nichtbetei-
ligung von Beamten. Denn zur 
Staatsregierung im Sinne des 
Gesetzes gehören die Mitglieder 

der Staatsregierung, nicht aber 
Beamte der Ministerien. Die 
Landtagsfraktion von Bündnis 
90/Die Grünen forderte zudem 
die Etablierung eines Landesbe-
auftragten für politische Inte- 
ressen, der das Register führt.

Transparenzoffensive 

Die zweite Stufe für mehr 
Transparenz wurde von den Re-
gierungsfraktionen CSU und 
Freie Wähler in einer gemein-
samen Pressekonferenz präsen-
tiert: Diese sieht Änderungen 
im Bayerischen Abgeordneten-
gesetz insbesondere durch eine 
Verschärfung der Verhaltensre-
geln für Abgeordnete in Bezug 
auf entgeltliche Nebentätigkei-
ten zur Abgeordnetentätigkeit 
vor. Hinzu kommt die Einführung 
einer Karenzzeit im Bayerischen 
Ministergesetz, sodass ausge-
schiedene Minister nicht naht-
los in Positionen in der Wirt-
schaft wechseln können, wenn 
dadurch öffentliche Interessen 
tangiert werden. „Nach unse-
rem Gesetzentwurf für ein Bay-
erisches Lobbyregistergesetz er-
klimmen wir mit dem vorliegen-
den Abgeordnetengesetz die 
zweite Stufe unserer Transpa-

Unser Online-Seminar-Angebot wird stetig ausgebaut. Unsere 
nächsten Termine stehen fest. Buchen Sie Ihr Ticket und seien Sie 
online live dabei!

(Fortsetzung von Seite 1)
ner seiner zentralen Herzensan-
gelegenheiten. 

In allen vier Merkel-Kabinet-
ten war Müller Staatssekretär 
oder Minister. Unter ihm wur-
den die Ausgaben des Ministe-
riums von sechs auf zehn Milli-
arden Euro gesteigert. Mit dem 
Marshallplan für Afrika hat der 
Entwicklungsminister die sozia-
le Marktwirtschaft in die Länder 
des Globalen Südens gebracht. 
Im PresseClub erläutert er, war-
um ihn Reisen wie die vergan-
gene so optimistisch stimmen. 
„In Bayern übersieht man lei-
der immer, wie viele privilegier-
te Partnerschaften es gibt und 
mit welchen Initiativen die Si-
tuation vor Ort positiv verän-
dert werden kann“, sagte Mül-
ler. Als Beispiel nannte er seinen 
Besuch in Sierra Leone. Eigent-
lich sollte die Zusammenarbeit 
auslaufen. Doch das persönli-
che Treffen mit Verantwortli-
chen vor Ort hat dazu geführt, 
dass im Rahmen von Kommu-
nalpartnerschaften in den kom-
menden fünf Jahren die Abfall- 
entsorgung neu organisiert und 
rekultiviert werden soll.

Impfstoffproduktion  
im Senegal

Der Allgäuer kämpft auch 
für eine gerechte Verteilung 
der Impfstoffe gegen Corona. 
„Die Covid-Bedrohung in Afri- 
ka steigt. Derzeit steigen die 
Neuinfektionszahlen pro Woche 
um 20 Prozent. Die Delta-Vari-
ante hat 14 afrikanische Länder 
erreicht. Aber erst 35 Millionen 
Menschen haben auf dem gan-
zen Kontinent eine erste Imp-
fung erhalten. Notwendig ist ei-
ne Impfstoffoffensive in Afrika, 
um 30 Prozent der Menschen 
bis Ende des Jahres zu impfen. 
Dafür ist eine Verzehnfachung 
der Anstrengungen erforderlich. 
Denn das Virus ist nicht in eini-
gen Monaten vorbei. Wir brau-
chen dringend Impfstoff ‚Made 
in Africa‘. Ich bin überzeugt: Af-
rika braucht eine eigene Impf-
stoffproduktion, um die Bedro-
hung zu bekämpfen“, beteuerte 
Müller. Jetzt gibt es erstmals die 
realistische Chance des Aufbaus 
eigener Produktionsstrukturen. 
Das Konzept des Institut Pasteur 
sieht in der ersten Phase die Ab-
füllung von Impfstoffen ab April 

2022 vor, parallel dazu den Auf-
bau einer Produktionsanlage für 
Covid-Impfstoffe. Deutschland 
unterstützt die Initiative mit 20 
Millionen Euro.

Meilenstein  
Lieferkettengesetz

Müller setzte bereits die Idee 
des Grünen Knopfs um, ein Tex-
tilsiegel, das für Mindeststan-
dards bei der Textilproduktion 
in Entwicklungsländern sorgt. 
Jetzt hat er gemeinsam mit po-
litischen Verbündeten das Lie-
ferkettengesetz auf den Weg 
gebracht, um Menschenrechts-
verbrechen in der Lieferket-
te zu verhindern. Denn das Ge-
setz nimmt Unternehmen in die 
Pflicht, Verantwortung für die 
Produktionsbedingungen auch 
bei ihren Zulieferern im Ausland 
zu übernehmen. Nichtregie-
rungsorganisationen kritisieren, 
dass deutsche Unternehmen 
laut dem Gesetz nicht zivilrecht-
lich zur Verantwortung gezo-
gen werden können und das Ge-
setz nur für Unternehmen ab 
3.000 Mitarbeitern gelte. Mül-
ler verteidigte das Lieferketten-
gesetz als Meilenstein. „Ich bin 
überzeugt, das ist ein Qualitäts-
sprung zur Durchsetzung und 
Umsetzung von Menschenrech-
ten. Denn es kann sich kein Un-
ternehmen – auch die nicht un-
mittelbar betroffen sind, in Zu-
kunft leisten, Menschenrechte 
in der Lieferkette nicht zu fo-
kussieren und bei Verletzungen 
einzuschreiten“, stellte der Ent-
wicklungsminister heraus.

Global denken

Das Lieferkettengesetz sieht 
Müller aber nur als einen Bau-
stein. „Wir haben Zugriff auf 90 
% des Vermögens, verbrauchen 
2/3 der Ressourcen und hin-
terlassen 60 % des Mülls, das 
ist nicht die Globalisierung, die 
trägt, Armut verhindert und Ar-
beitsplätze schafft. Im EU-Par-
lament habe ich gelernt global 
zu denken. Alles hängt mit al-
lem zusammen. Ich hätte gerne 
mehr Internationalität in Partei-
programmen, denn die interna-
tionale Einordnung globaler Her- 
ausforderungen wird über den 
Erfolg entscheiden. Die Fixie-
rung auf Deutschland und die 
EU funktioniert nicht. Der Klima-

schutz entscheidet sich in Afri-
ka. Weltweit werden 1.000 Koh-
lekraftwerke gebaut. 600 Millio-
nen Menschen in Afrika haben 
noch keinen Strom. In den kom-
menden 20 Jahren werden rund 
eine Milliarde Menschen dazu-
kommen. Also bis 2040 brau-
chen 1,5 Milliarden Afrikaner 
Strom. Die Elektrizität ist dabei 
die Basis für Entwicklung“, er-
läuterte Müller.

1000 Schulen für unsere Welt

Auch in der Digitalisierung 
sieht der Entwicklungsminis-
ter eine Chance für die inter-
nationale Zusammenarbeit. Als 
Beispiel führt er die Gemein-
schaftsinitiative „1000 Schu-
len für unsere Welt“ der kom-
munalen Spitzenverbände auf. 
Mit Spenden können dadurch 

in Ländern des Globalen Südens 
Schulen gebaut werden.

Müller hob in diesem Zu-
sammenhang auch das beson-
dere Engagement von Landrat 
Stefan Rößle hervor. Als Initia-
tor der Gemeinschaftsinitiati-
ve trug er maßgeblich dazu bei, 
dass seit dem Start im Novem-
ber 2018 mit Spendensammlun-
gen von über fünf Millionen Eu-
ro mehr als 150 Schulbauprojek-
te angestoßen wurden. Davon 
sind 66 Schulen bereits eröff-

net und knapp 100 vollständig 
finanziert.

Wissen weitergeben

Mit 66 Jahren scheidet er 
nach der Bundestagswahl, bei 
der er nicht mehr kandidiert, 
freiwillig aus der Bundespoli-
tik aus, bei der UNO ist er für ei-
nen neuen Job im Gespräch. Mit 
welchem Gefühl geht er nun aus 
dem Amt? „Ich fühle Dankbar-
keit und Erfüllung, aber ich will 
das Wissen und meine Erfah-
rungen weitergeben“, bekräftigt 
Müller. Schließlich hat er bereits 
44 afrikanische Länder besucht 
und Netzwerke geknüpft, die ge-
pflegt und langfristig gefestigt 
werden sollen. Sein Wissen kon-
serviert und gibt Müller in Bü-
chern weiter, darunter die Neu-
erscheinung „Fokus Afrika: Part-
nerschaft auf Augenhöhe“. Dar-
über hinaus werde er sich auch 
weiterhin ehrenamtlich enga-
gieren, versichert Müller zum 
Abschluss des Gesprächs.  red

renzoffensive. Das ist ein wichti-
ger Schritt, um durch die jüngs-
ten Skandale verlorengegan-
genes Vertrauen in die Politik 
wiederherzustellen und unsere 
Demokratie zu schützen“, sagte 
Florian Streibl, Vorsitzender der 
Freie Wähler-Landtagsfraktion.

Lobbyregister des Bundes

Das Bundeskabinett beschloss  
ebenfalls Ethikregeln für Lob-
byisten. Der am 16. Juni verab-
schiedete Verhaltenskodex ver-
pflichtet professionelle Interes- 
senvertreter unter anderem, 
ihr Anliegen und ihre Auftrag-
geber offenzulegen. Die Rege-
lung muss noch vom Bundes-
tag verabschiedet werden. Der 
Verhaltenskodex ist im Lobby-
registergesetz vorgesehen, das 
der Bundestag im März verab-
schiedet hat, und tritt gemein-
sam mit ihm am 1. Januar 2022 
in Kraft. Das Lobbyregister des 
Bundes verpflichtet Lobbyisten, 
die im Bundestag oder bei der 
Bundesregierung die Interessen 
bestimmter Gruppen durchset-
zen wollen, in einem neuen Re-
gister Angaben zu ihren Arbeit- 
oder Auftraggebern zu machen 
sowie zur Anzahl der Beschäf-
tigten und den finanziellen Auf-
wendungen für die Lobbyarbeit. 
Treffen in Ministerien sollen bis 
hinunter zur Ebene von Unter-
abteilungsleitern erfasst wer-
den. Das Register wird digital 
beim Bundestag geführt.  red

GZ Akademie

Vor- & Nachteile kommunaler Organisationsformen am Beispiel 
„Kindertagesstätte – schnell und günstig“
14. Juli 2021, 14:00 - 15:30 Uhr

Der Anspruch auf einen Kita-Platz fordert von den Gemeinden 
den Neubau von Kindertagesstätten. Dies muss schnell erfolgen, 
da sonst Klagerisiken drohen. Gleichzeitig sind die staatlichen Zu-
wendungen bei weitem nicht ausreichend. Große Kosten belasten 
somit den Haushalt. In dem Webinar werden die verschiedenen 
kommunalen Organisationsformen mit ihren Vor- und Nachteilen 
dargestellt und neue, praxisbewährte Wege vorgestellt.
Referent: Rechtsanwalt Dr. Stefan Detig, Altbürgermeister
Anmeldung unter veranstaltungen@gemeindezeitung.de
Teilnahmegebühr: 95,- € zzgl. MWSt

Krisenkommunikation in Kommunen 
Krisen, Projekte und Krisenprojekte
20. Juli 2021, 14:00 - 16:30 Uhr

Krisenkommunikation in Kommunen in Zeiten von Ad-hoc- 
Journalismus und Aktivbürgern. Die Veranstaltung umfasst die Be-
reiche Krisenprävention und Umsetzung von Krisenkommunikati-
on. Welche Arten von Krisen gibt es? Wie kann eine systematische 
Vorbereitung auf mögliche Krisen gelingen und welche Strukturen 
und Herangehensweisen helfen im Falle des Falls?
Referentin: Sybille Geitel, Engel & Zimmermann
Anmeldung unter veranstaltungen@gemeindezeitung.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl. MWSt  r

Wir brauchen mehr ...

GemeindeZeitung  
unterstützt  

Schule in Togo
Auch die Bayerische Ge-

meindeZeitung engagiert sich 
mit einem Schulbauprojekt 
in Togo. Dort wird ein Gym-
nasium aufgebaut, in dem 
mehrheitlich Mädchen un-
terrichtet werden. Minister 
Müller unterstützt den Vor-
schlag der Bayerischen Ge-
meindeZeitung, die Corona- 
bedingten Digitalisierungser-
folge der Schulen in Deutsch-
land für Partnerschulen aus 
den Kommunalprojekten zu 
nutzen. „Die Initiative ist ein 
weiteres Zeichen dafür, wie 
Projekte erfolgreich umge-
setzt werden können und 
zeigt, wie gehandelt werden 
sollte: Nicht nur reden, son-
dern tun!“. 

Bayerischer Städtetag zu Förderprogrammen:

Verwaltungsaufwand  
und Komplexität steigen

Für die Kommunen sind die Fördermöglichkeiten sehr wichtig. 
Dennoch stellt die Abwicklung von Programmen die Kommunal-
verwaltungen zunehmend vor Probleme.

Die Förderkulisse für Kommu-
nen ist breit gefächert. Bund, 
Länder und die Europäische Uni-
on treten als Fördergeber auf 
und haben in der Vergangenheit 
zahlreiche Sonderförderpro-
gramme für Kommunen aufge-
legt. Gerade im Bereich der Kin-
dertagesstätten und Schulen ist 
die Zahl der Sonderförderpro-
gramme deutlich gestiegen. 

Für den Vollzug der Son-
derförderprogramme sind vor 
allem die vom Fördergeber vor-
gegebenen Antrags- und Bear-
beitungszeiten von besonderer 
Bedeutung. Oftmals sind zeitli-
che Vorgaben zu knapp bemes-
sen. Die Zielsetzung der Politik 
ist nachvollziehbar, dass Mittel 
schnellstmöglich für Investitio-
nen in den jeweiligen Förderbe-
reichen bereitgestellt und ab-
gerufen werden. Auch die Kom-
munen profitieren von einer 
zeitnahen Planungssicherheit. 
Allerdings vergeht zwischen der 
politischen Willensbildung und 
dem Zeitpunkt einer möglichen 
Antragstellung oft viel Zeit.

Insbesondere, wenn Förder-
programme aus Bundesmit-
teln finanziert werden, sind zu-
nächst die Ergebnisse aus den 
Bund-Länder-Abstimmungen 
abzuwarten. Auf dieser Ver-
handlungsgrundlage erlassen 
dann die Länder länderspezifi-

sche Förderrichtlinien. In die-
ser Zeit können die Kommu-
nen nur sehr grobe Planun-
gen und Vorbereitungen tref-
fen. Mit der konkreten Prüfung 
der Förderfähigkeit, Finanzier-
barkeit, der Erstellung der An-
tragsunterlagen, Abstimmung 
mit der Bewilligungsbehörde 
und einer etwaigen Gremien-
behandlung kann erst nach Be-
kanntwerden die Fördermodali-
täten begonnen werden. Selbst 
wenn der Förderantrag recht-
zeitig eingereicht und bewilligt 
wurde, müssen die Kommunen 
die Vergabevorschriften auch 
bei Förderprogrammen ein-
halten. Außerdem erhöhen die 
schwierigen Rahmenbedingun-
gen auf den Beschaffungsmärk-
ten für Rohstoffe sowie die ho-
he Auftragslage in der Bauwirt-
schaft die Risiken für eine zeit-
liche Verzögerung. Zwar wurde 
auf Bundesebene immer wie-
der in Form einer nachgelager-
ten Verlängerung der Abruffris-
ten für Fördermittel reagiert. 
Dennoch müssen die Förder-
zeiträume von Beginn an so be-
messen werden, dass den Kom-
munen eine angemessene Reak-
tionszeit zur Projektierung und 
Realisierung ihrer förderfähigen 
Maßnahmen verbleibt.

Mit der zunehmenden För-
derkulisse steigt auch der Ver-
waltungsaufwand. Für jedes 
Sonderförderprogramm gelten 
naturgemäß eigene Förderkri-
terien. Da die Kommunen sehr 
häufig mehrere Förderanträ-
ge und Förderverfahren gleich-
zeitig zu betreuen haben, ist es 
nicht einfach, den Überblick zu 
behalten. Dies gilt auch für die 
Bewilligungsbehörden, die sich 
genauso wie die Kommunen im-
mer wieder mit neuen Förder-
programmen vertraut machen 
müssen, was für eine sachkun-
dige Beratung nicht hilfreich ist.

„Die Förderbedingungen soll-
ten stärker auf einen praxisge-
rechten und praktikablen Voll-
zug ausgerichtet werden“, for-
dert der Städtetag. Grundlegen-
de Voraussetzung dafür sei die 
rechtzeitige Abstimmung mit 
den kommunalen Spitzenverbän-
den. Bei geringeren und zeitlich 
befristeten Förderprogrammen 
sollte stets eine Kosten-Nutzen-
Abwägung erfolgen. Lassen sich 
sachgerechte pauschale Vertei- 
lungsmechanismen finden, sind 
pauschale Förderungen einer 
Projektförderung vorzuziehen. r
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Nein, an dieser Stelle will ich 
nicht den x-ten Beitrag zu pro 
und contra E-Mobilität brin-
gen. Die Bundesregierung hält 
das für sinnvoll und auf kom-
munaler Ebene müssen wir 
damit umgehen. Aber wie so 
oft bei den Reformen der letz-
ten Jahre bleibt in der kom-
munalen Praxis der ganze un-
gelöste Problemkreis hängen. 
Belege für diese These? Bitte!

Beleg 1: Ladekabel am Stra-
ßenrand über die Gehwege 
sind in dicht bebauten Siedlungen nicht vor-
stellbar. Die Unfallgefahr ist zu groß. Also pla-
nen engagierte Gemeinden Quartiersparkhäu-
ser mit Ladeinfrastruktur möglichst nahe an 
den Wohngebäuden, damit die Umsiedlung der 
Autos akzeptiert wird. Die Probleme der Stand-
ortfindung und Finanzierung blende ich mal 

aus. Was fehlt ist Konsequenz in der Gesetzge-
bung: Parkhäuser sind Bauten und unterstehen 
neben allen anderen Regeln der Immissions-
chutzVO usw. Was am Straßenrand niemanden 
stört, wenn Autos 24h lang ein- und ausparken, 
das ist im Parkhaus eine nicht akzeptable Im-
mission und daher bekommen neue Parkhäu-
ser die Auflage nachts dicht zu machen. Wel-
cher Elektrofahrer wird das akzeptieren? Eine 

Ausnahmeregel wäre sinnvoll, 
zumal die Pegel sehr moderat 
sind!

Beleg 2: Die Ladevorgänge 
nach der Rückkehr von der Ar-
beit werden die Netze in den 
Wohngebieten stark belasten. 
Massive Absicherungen im 
Verteilnetz sind nötig. Doch 
die dem Bundeswirtschaftsmi-
nisterium unterstehende Bun-
desnetzagentur sieht solche 
Investitionen als Kosten der 
Stadtwerke bei den Netzent-
gelten als unnötig an. Spre-
chen die im Ministerium mal 
miteinander?

Beleg 3: Garagenhöfe, Tiefgaragen oder 
Stellplatzvorrichtungen alter Bauart müssen 
nachgerüstet werden. Meist sind sie jedoch im 
Gemeinschaftseigentum mit einem antiquier-
ten Einstimmigkeitsprinzip. Für einen Stroman-
schluss eine solche Einstimmigkeit zu bekom-
men, dürfte bei fast allen Gemeinschaften ei-
ne unmögliche Angelegenheit werden. Wenn 
man es schon nicht schafft, dieses Recht zu re-
formieren und sinnvolle Entwicklungen mit 
Mehrheit zuzulassen, dann könnte man we-
nigstens den Stromanschluss den Notmaßnah-
men gleichstellen und damit auch bei Gegen-
stimmen ermöglichen.

Fazit: viele Willige für E-Mobilität scheitern 
an den praktischen Fragen. Sie suchen Hilfe in 
den Rathäusern und müssen dort erleben, dass 
die Bindungen in den Gesetzen eine flexible Er-
möglichungskultur sehr schwer machen. Da ist 
Konsequenz einzufordern!

GZ KOLUMNE
Dr. Klemens Gsell

E-Mobilität – Wo  
bleibt die Konsequenz 

in der Praxis? 

Liebe Leserinnen
und Leser,

1. Juli 2021

Ihr Dr. Klemens Gsell
Stv. Landesvorsitzender der KPV Bayern
Stadtrat und Altbürgermeister der Stadt Nürnberg

Start frei für Bayerische  
Landesausstellung 2021

Im Museum der Bayerischen Geschichte in Regensburg ist die 
Bayerische Landesausstellung 2021 eröffnet worden. Bis zum 16. 
Januar 2022 befasst sich die Schau mit dem Titel „Götterdämme-
rung II – die letzten Monarchen“ mit der Zeit rund um den Beginn 
des 20. Jahrhunderts und dem Umgang der Herrscherhäuser mit 
den gesellschaftlichen Umbrüchen der Epoche.

Gezeigt werden die Lebens-
wege der letzten Monarchen 
vor der Revolution 1918. Kaise-
rin Elisabeth von Österreich, der 
bayerische König Ludwig III., Kai-
ser Wilhelm II. und das russische 
Zarenpaar: Sie alle kämpften um 
ihren Platz in einer sich rasant 

Turnus der Bayerischen Landes-
ausstellungen sicherzustellen. 
So musste in kürzester Zeit ein 
neuer Standort gefunden wer-
den, der sich in nur einer Woche 
der Neuplanungen im eigenen 
Haus in Regensburg fand. Für 
HDBG-Direktor Dr. Richard Loibl 

Regensburgs Oberbürgermeiste-
rin Gertrud Maltz-Schwarzfischer 
die Bayerische Landesausstellung 
2021 eröffnet. Laut Staatsminis-
ter Sibler hat das Haus der Baye-
rischen Geschichte „eine höchst 
sehenswerte Ausstellung organi-
siert, wie gewohnt spannend und 
informativ aufbereitet. Sie knüpft 
an die erfolgreiche Landessaus-
stellung über König Ludwig II. an 
und entführt uns auf die Lebens-
wege der letzten europäischen 
Monarchen vor der Revolution 
von 1918. Wir können hier erneut 
ein Stück bayerischer, ja europäi-
scher Geschichte erleben.“

Tag und Nacht Führungen, 
noch dazu bei freiem Eintrit

Sibler zeigte sich zudem be-
geistert vom originellen Ange-
bot, in den ersten beiden Tagen 
der Ausstellung möglichst vielen 
Besucherinnen und Besuchern 
die Schau mit den entsprechen-
den Hygienemaßnahmen zu zei-
gen und Tag und Nacht Führun-
gen, noch dazu bei freiem Ein-
tritt, anzubieten. „Ich wünsche 
mir sehr, dass wir mit dieser ein-
maligen Ausstellung möglichst 
viele Gäste in unser Haus der 
Bayerischen Geschichte in Re-
gensburg locken können.“

Kooperationspartner 
Stadt Regensburg

„Die Stadt Regensburg freut 
sich, als Kooperationspartner 
des Hauses der Bayerischen Ge-
schichte zur Landesausstellung 
2021 ein interessantes und viel-
fältiges Begleitprogramm an-
bieten zu können“, unterstrich 
Oberbürgermeisterin Gertrud 
Maltz-Schwarzfischer. An ganz 
unterschiedlichen Orten ließen 
Führungen, Konzerte, Filme, 
Ausstellungen und virtuelle For-
mate die Welt der „Götterdäm-
merung“ an der Wende vom 19. 
zum 20. Jahrhundert mit ihren 
hellen und dunklen Seiten auch 
auf lokaler Ebene wieder leben-
dig werden. „Ob gekrönte Häup-
ter und Adelige, Politiker und 
Künstler, prominente Männer 
und emanzipierte Frauen: Sie 
alle haben, auch in den engen 
Gassen und schönen Plätzen 
Regensburgs, Spuren hinterlas-
sen, die bis heute zu sehen sind. 
Wenn man ihnen folgt, kann 
man viel davon herausfinden, 
wie die ‚gute alte Zeit‘ wirklich 
gewesen ist“, betonte die Rat-
hauschefin.  DK

V.l.: Regensburgs Oberbürgermeisterin Gertrud Maltz-Schwarz-
fischer, Kunst- und Wissenschaftsminister Bernd Sibler und der 
ehemalige bayerische Ministerpräsident Dr. Günther Beckstein. 
Im Hintergrund Direktor Dr. Richard Loibl (Haus der Bayerischen 
Geschichte Ausgburg, Regensburg)  © HdBG | Foto: Fotoweitblick

verändernden Welt. Am Ende 
entschieden Weltkrieg und Re-
volution über ihr Schicksal.

Anschluss an die  
„Götterdämmerung“

Inhaltlich und zeitlich schließt 
die Landesausstellung an die er-
folgreiche Schau „Götterdämme-
rung: König Ludwig II.“ aus dem 
Jahr 2011 an. Damals war Schloss 
Herrenchiemsee mit den Koope-
rationspartnern Landkreis Ro-
senheim und Bayerische Schlös-
ser- und Seenverwaltung der Aus-
stellungsort. Die aktuelle Lan-
desausstellung war ursprünglich 
auch für Schloss Herrenchiem-
see vorgesehen. Corona-bedingt 
traten die Partner jedoch im ver-
gangenen Jahr von der Koopera- 
tion zurück.

Dem Haus der Bayerischen 
Geschichte war es ein Anlie-
gen, trotz der schweren Coro-
na-Zeiten Kultur weiter möglich 
zu machen und den jährlichen 

ein glücklicher Umstand: „Mit 
dem 1.000 Quadratmeter gro-
ßen Donausaal verfügt das erst 
2019 eröffnete Museum über 
einen flexibel nutzbaren, stüt-
zenlosen und nach modernsten 
klimatischen Standards ausge-
statteten Ausstellungsraum.“

Gerade noch rechtzeitig ha-
be man den Umzug nach Re-
gensburg vollziehen und die in 
ihren Planungen weit fortge-
schrittene Bayerische Landes-
ausstellung 2021 sicherstel-
len können, so Loibl. Besonders 
freut es ihn, „dass die Stadt Re-
gensburg schnell als neuer Ver-
anstaltungspartner gewonnen 
werden konnte, weshalb nun 
auch hier in der Welterbestadt 
unser Konzept mit Landesaus-
stellung und ergänzendem Be-
gleitprogramm durch die Part-
ner aufgeht“.

Corona bedingt wurde in einem 
geschlossenen Rundgang mit dem 
bayerischen Kunst- und Wissen-
schaftsminister Bernd Sibler und 

V.l.: Klaus Dittrich, Vorsitzender der Geschäftsführung Messe 
München GmbH, Hubert Aiwanger, Bayerischer Wirtschaftsminis-
ter und Peter Ottmann, Geschäftsführer NürnbergMesse GmbH.
  Bild: Messe München GmbH

Neustart der Messen in Bayern: 

Optimistischer Blick in die Zukunft
Umfassendes Schutz- und Hygienekonzept im Einsatz / Eigenveranstaltungen ab September

Bayerns Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger hat sich zuver-
sichtlich zum Neustart der Messen in Bayern geäußert. Bei ei-
ner gemeinsamen Pressekonferenz mit dem Vorsitzenden der 
Geschäftsführung der Messe München, Klaus Dittrich, und dem 
Geschäftsführer der NürnbergMesse, Peter Ottmann, erklär-
te Aiwanger: „Messen sind das beste Konjunkturprogramm und 
werden dringend benötigt. Der Neustart des bayerischen Messe-
geschäfts kann entscheidend dazu beitragen, die wirtschaftlichen 
Folgen der Corona-Pandemie in vielen Branchen zu überwinden. 
Für unsere exportorientierte bayerische Wirtschaft sind Messen 
das Schaufenster in die Welt.“

Spätestens zum 1. September 
sollen bei weiterhin günstigem 
Infektionsgeschehen die Mes-
sen in Bayern wieder ihre Pfor-
ten öffnen. Die internationalen 
Fachmessen in München, Nürn-
berg oder auch Augsburg schla-
gen für die exportorientierte 
bayerische Wirtschaft Brücken 
in viele Länder der Welt. Hinzu 
kommt eine Vielzahl regionaler 
Messen. In China ist das Messe-
geschäft bereits 2020 wieder ge-
startet. Europäische Länder wie 
Spanien, Italien, Frankreich oder 
Österreich veranstalten seit 
dem zweiten Quartal 2020 wie-
der Messen.

Zur positiven internationalen 
Werbung für den Wirtschafts-
standort Bayern kommen noch 
die wirtschaftlichen Vortei-
le durch die Messen: Jeder Eu-
ro Umsatz für die großen baye-
rischen Messeveranstalter löst 
zehn Euro Umsatz bei Dritten 
aus. 

Spitzenposition  
im weltweiten Messemarkt

So generieren die vier größten 
bayerischen Messegesellschaf-
ten Messe München, Nuern-
bergMesse, AFAG und Messe 
Augsburg in einem durchschnitt-

lichen Messejahr zusammen ei-
ne Umwegrendite von rund 
sechs Milliarden Euro.

Aiwanger: „Für viele Service-
partner oder Dienstleister in 
Hotellerie, Gastronomie, Einzel-
handel, Reinigung und Sicher-
heit, im Verkehrssektor oder im 
Handwerksbereich sind Messen 
ein bedeutender Faktor für ei-
ne nachhaltige wirtschaftliche 
Entwicklung in der Nach-Coro-
na-Zeit. Die bayerischen Messe-
gesellschaften haben sich in den 
vergangenen Jahren eine Spit-
zenposition im weltweiten Mes-
semarkt erarbeitet, die es zu er-
halten gilt. Deshalb ist es wich-
tig, Messeveranstaltern, Aus-
stellern und Besuchern jetzt 
Planungssicherheit für eine er-
folgreiche Wiederaufnahme des 
Messebetriebs zu geben.“

TrendSet als Pilotmesse

Nach Beschluss des bayeri-
schen Kabinetts wird vom 10. bis 
12. Juli die Messe TrendSet als 
Pilotmesse in München durch-

geführt, um ein Rahmenhygie- 
nekonzept zu testen, das in Kür-
ze veröffentlicht wird. Der Chef 
der Messe München, Klaus 
Dittrich, erklärte im Hinblick auf 
die bevorstehende Wiederauf-
nahme der Veranstaltungen: „In 
den vergangenen Monaten ha-
ben wir uns unter Hochdruck 
mit den Sicherheitsstandards 
beschäftigt und sind nun mit ei-
nem optimalen Schutz- und Hy-
gienekonzept für den Neustart 
exzellent vorbereitet. Wir freu-
en uns, ab Herbst endlich wie-
der zahlreiche Aussteller und 
Besucher auf unserem Gelände 
begrüßen zu dürfen.“

3G-Konzept

Das Rahmenhygienekonzept, 
das erstmals im Rahmen der 
TrendSet 2021 zum Einsatz kom-
men wird, umfasst neben grund-
sätzlichen Bestimmungen wie 
der Einhaltung des Mindestab-
stands, des Tragens von Masken 
sowie der Nachverfolgbarkeit 
aller Teilnehmer wichtige neue 
Elemente. Hierzu zählt vor al-
lem das 3G-Konzept: Zutritt zum 
Messegelände erhalten aus-
schließlich Personen, die nach-
weislich geimpft, genesen oder 
getestet sind. Diese Daten kön-
nen bereits bei der Online-Re-
gistrierung angegeben werden. 
Darüber hinaus stellt die Messe 
München vor Ort Testkapazitä-
ten zur Verfügung.

Sichere Begegnung  
in Schutzatmosphäre

Peter Ottmann, Geschäftsfüh-
rer der NürnbergMesse, sagte: 
„Die Entscheidung der Bayeri-
schen Staatsregierung für einen 
perspektivischen Neustart des 
Messegeschäfts ab dem 1. Sep-
tember markiert einen wichti-
gen Meilenstein für uns, unse-
re Kunden und alle, die in der 
Metropolregion Nürnberg von 
Messen und Kongressen abhän-
gen. Auf der Basis eines schlüs-
sigen Hygiene- und Zutrittskon-
zepts schaffen wir in unseren 
gut belüfteten Messehallen ei-
ne Schutzatmosphäre, die ei-
ne sichere Begegnung von Aus-
stellern und Besuchern mög-
lich macht. Wir blicken deshalb 
optimistisch auf unser Herbst-

programm, das neben der Ver-
packungstechnologie-Messe 
FachPack und der Cybersicher-
heits-Messe it-sa noch über 30 
weitere Veranstaltungen um-
fasst. Wir werden alles tun, dass 
Messen in Bayern und Deutsch-
land mit Abstand wieder zu den 
Besten gehören.“

Der TrendSet werden die IAA 
Mobility (September) und EXPO 
REAL (Oktober) in München 
und bayernweit zahlreiche wei-
tere Veranstaltungen folgen. In 
Nürnberg stehen im Herbst bei-
spielsweise noch folgende Mes-
sen mit überregionaler Bedeu-
tung und internationaler Be-
teiligung auf dem Programm: 
FACHPACK (September, Euro-
päische Fachmesse für Verpa-
ckung, Technik und Prozesse) 
gefolgt von den Oktobermes-
sen it-sa (Europäische Leitmes-
se und Kongress für IT-Securi-
ty) und FeuerTrutz (Internatio-
nale Fachmesse für vorbeugen-
den Brandschutz).

Zuverlässige Frischluftzufuhr

Klaus Dittrich empfiehlt den-
noch allen, die weder geimpft 
noch genesen sind, sich auf je-
den Fall vor der Anreise zum 
Messegelände testen zu lassen: 
„Wer bereits mit einem negati-
ven Testnachweis zu uns kommt, 
der kann ohne Zeitverlust das 
Messegelände betreten. Gera-
de zu Stoßzeiten gehen wir von 
deutlich längeren Wartezeiten 
an der Teststation vor Ort aus.“ 

Zum zusätzlichen Schutz der 
Aussteller und Besucher in den 
Messehallen sorgen moderne 
Lüftungsanlagen, die eine re-
gelmäßige und zuverlässige Fri-
schluftzufuhr garantieren. 

München Premiere der IAA

Zum Neustart im Septem-
ber feiert die IAA MOBILITY ih-
re München Premiere. Mit einer 
Kombination aus Summit und 
Conference auf dem Messege-
lände und Open Spaces in der 
Innenstadt wird die IAA Mobility 
zu einer offenen Plattform, die 
das Thema „Mobilität der Zu-
kunft“ in den Mittelpunkt stellt. 

Im Oktober finden mit den 
Veranstaltungen EXPO REAL so-
wie Outdoor by ISPO zwei füh-
rende internationale Branchen-
treffpunkte aus den Bereichen 
Immobilien und Sport in Mün-
chen statt. Den Abschluss bildet 
im November die productroni-
ca – Fachmesse für Entwicklung 
und Fertigung von Elektronik. 

Hybridveranstaltungen

Ab sofort werden alle Messen 
als Hybridveranstaltungen um-
gesetzt, wie Klaus Dittrich er-
klärt: „Wir haben in der Zeit des 
Lockdowns gelernt, dass unse-
re Veranstaltungen nur in Kom-
bination mit digitalen Formaten 
eine Zukunft haben. Dies gilt vor 
allem in Zeiten, wo nach wie vor 
Restriktionen im internationa-
len Reiseverkehr bestehen.“ r
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(Fortsetzung von Seite 1)
Durchleitung von für die Kom-
munen gedachten Bundesmit-
teln beklagt. Wir fordern des-
halb ein Transparenzregister im 
Bundesfinanzministerium mit 
einer kommunenscharfen Ge-
genüberstellung der Bundes-
fördermittel und der jeweiligen 
Verbuchung im Jahresabschluss 
vor Ort. Klare Zuständigkeiten 
und Verantwortung statt Misch-
zuständigkeiten und organisier-
te Verantwortungslosigkeit – 
das sind die Kriterien, an denen 
wir das CDU/CSU-Regierungs-
programm messen werden.“

Diskussion in den Foren

Wie die kommunalfreundli-
che Politik in der nächsten Legis-
latur fortgesetzt werden kann, 
darüber diskutierten namhafte 
Verbandsvertreter in den fünf 
Foren „Nachhaltigkeit für Klima-
schutz und Wirtschaft“, „Stabi-
le Kommunalfinanzen“, „Innen-
städte und Ortskerne aktivie-
ren“, „Leben in Stadt und Land“ 
sowie „Mobilität der Zukunft“. 
Unter der Leitung des bayeri-
schen KPV-Landesvorsitzen-
den Landrat Stefan Rößle (Do-
nau-Ries) wurden dabei mit den 
Forumsteilnehmern Alois Rai-
ner MdB (verkehrspolitischer 
Sprecher der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion), Thomas Hun-
steger-Petermann (stellvertre-
tender KPV-Bundesvorsitzen-
der), Dr. Astrid Mannes MdB 
(Vorsitzende der AG Mobilität 
der Zukunft der KPV), Dr. Kay 
Ruge (Beigeordneter beim Deut-
schen Landkreistag) und Dr. Jan 
Schilling (Verband Deutscher 
Verkehrsunternehmen) die 
standardisierte Bewertung von 
Investitionsvorhaben im Bereich 
des ÖPNV sowie Mobilitätskon-
zepte mit einer Verknüpfung al-
ler Verkehrsträger erörtert.

Das Standardisierte Bewer-
tungsverfahren für anvisierte 
Infrastrukturprojekte wurde in 
den 1970er Jahren entwickelt 
und berücksichtigt kaum die ak-
tuellen Anforderungen und Kri-
terien wie z.B. der Klima- und 
Umweltschutz oder die notwen-
digen Aspekte der Verkehrsver-
lagerung. Deshalb hat das Bun-
desministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur die Ver-
fahrensanleitung zur Erstellung 
der Standardisierten Bewer-
tung zuletzt im Jahr 2016 grund-
legend überarbeitet. Neben 
der Fortführung und finanziel-
len Verstärkung des bestehen-
den GVFG-Bundesprogramms 
wurden weitere ergänzende 
Fördervorhaben benannt. Da-
zu gehören u.a. Vorhaben der 
Kommunen, die eine Kapazi-
tätserhöhung im bestehenden 
Verkehrsnetz ermöglichen oder 
zu einer Verbesserung der Be-
triebsqualität des ÖPNV führen. 
Darüber hinaus wurden die Elek-
trifizierung und Reaktivierung 
von regionalen Bahnstrecken 
des ÖPNV, auch außerhalb von 
Verdichtungsräumen, als För-
derbestand benannt. Das ist ein 
wichtiger Schritt bei der Besei-
tigung des Investitionsstaus für 
große ÖPNV-Vorhaben, der im 
Interesse einer ökologisch sinn-
vollen und nachhaltigen Mobili-
täts-, Umwelt,- und Klimapolitik 
aufgelöst werden muss.

Bonus für ländliche Räume

Die Bundes-KPV hat sich zum 
Ziel gesetzt, das standardisierte 
Bewertungsverfahren für über 
das Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz (GVFG) geförderte 
Infrastrukturprojekte dahinge-
hend weiterzuentwickeln, dass 
bestimmte Kriterien im Bewer-
tungsverfahren wie Klima- und 
Umweltschutz, Verkehrsverlage-
rung oder Aspekte der Daseins-
vorsorge stärker gewichtet wer-
den können. Beim Kosten-Nut-
zen-Faktor erhalten dünn be-

siedelte ländliche Räume einen 
Bonus, um aus geringerer Ein-
wohnerzahl zwangsläufig resul-
tierende höhere Grundkosten 
besser berücksichtigen zu kön-
nen.

Stichwort Mobilitätskonzep-
te: Aus Sicht der Forumsteil-
nehmer ist es wichtig, Stadt und 
Land in Modellvorhaben zu un-
terstützen, die Auto, Bahn, Bus 
und Fahrrad bedarfsangemes-
sen miteinander verknüpfen. 
Der motorisierte Individualver-
kehr solle insbesondere im länd-
lichen Raum und als Verbindung 
in die Ballungsräume erhalten 
bleiben. Nachhaltige Mobilität 
unterscheide zwischen den Be-
darfen beispielsweise in städ-
tischen Ballungszentren und 
dünner besiedelten ländlichen 
Räumen. Während in Städten 
eine stärkere Verknüpfung zwi-
schen Bus/Bahn und Fahrrad 
unter Einbeziehung von (Car-)
Sharing-Angeboten möglich sei, 
könne eine nachhaltige Mobili-
tät in ländlichen Räumen nicht 
auf den motorisierten Individu-
alverkehr verzichten. Dies gelte 
es bei der Entwicklung nachhal-
tiger Mobilitätskonzepte, für die 
der Bund den Rahmen setzen 
kann, zu berücksichtigen.

Kommunale Bausteine

Die Kommunalpolitische Ver-
einigung der CDU und CSU 
Deutschlands nutzte den zwei-
tägigen Bundeskongress, um ih-
ren bereits vor einigen Monaten 
vorgelegten „kommunalen Bau-
steinen“ (wir berichteten) den 
letzten Schliff zu geben. Zahlrei-
che Themen und Forderungen 
aus der kommunalen Familie ha-
ben nunmehr Eingang gefunden 
in das gemeinsame „Programm 
für Stabilität und Erneuerung. 
Gemeinsam für ein modernes 
Deutschland“ von CDU und CSU 
für die Bundestagswahl 2021, 
das im Rahmen einer gemeinsa-
men Sitzung der Parteivorstän-
de verabschiedet wurde.

Die „starke kommunale Hand-

schrift“, die das Wahlprogramm 
laut Bayerns KPV-Chef Stefan 
Rößle auszeichnet, werde in fol-
genden „zehn wichtigsten kom-
munalen Punkten“ sichtbar:
• Mit Liebe zur Heimat für eine 
höhere Lebensqualität 
• Regionale und nachhaltige 
Wirtschaft vor Ort fördern und 
unterstützen
• Zukunftsregionen in Stadt 
und Land schaffen
• Schnelle Entscheidungen vor 
Ort durch Bürokratieabbau und 
starke Verwaltungen
• Gutes Wohnen und Leben in 
vitalen Dörfern und Städten
• Digitalisierungsturbo für un-
sere Kommunen starten
• Bevölkerungsschutz und Poli-
zei stärken: Sichere Städte und 
Gemeinden 
• Mehr Verantwortung für 
Kommunen: Stärkung der Subsi-
diarität und Föderalismus
• Neue Wege und Lösungen für 
Mobilität und Verkehr vor Ort
• Vorfahrt für den lokalen Kli-
maschutz und bürgerschaftli-
ches Ehrenamt

Verlässlichkeit für Familien

Für Familien schafft das Wahl-
programm aus Sicht der Union 
Verlässlichkeit und Zukunft. So 
soll ein Elterngeldbonus einge-
führt werden: Nehmen beide 
Eltern Elternzeit, wird diese um 
zwei auf insgesamt 16 Monate 
verlängert. Zudem soll der Ent-
lastungsbeitrag für Alleinerzie-
hende perspektivisch auf 5.000 
Euro erhöht werden. Zur För-
derung der eigenen vier Wände 
ist die Einführung eines Freibe-
trags bei der Grunderwerbsteu-
er beim erstmaligen Erwerb von 
selbstgenutztem Wohnraum 
vorgesehen: 250.000 Euro pro 
Erwachsenen und 100.000 Eu-
ro pro Kind.

Für Arbeitnehmer werden 
Entlastung und Flexibilität gebo-
ten. Hilfe beim Vermögensauf-
bau leistet die Erhöhung der 
Arbeitnehmersparzulage, der 
Höchstbetrag für vermögens-
wirksame Leistungen sowie der 
Sparer-Pauschbetrag. Um Mi-
ni-Jobs attraktiver zu machen, 

soll die Verdienstgrenze auf 550 
Euro angehoben werden. Um 
Flexibilität im Arbeitsalltag zu 
schaffen, werden die Regeln der 
Höchstarbeitszeit weiterentwi-
ckelt. Künftig soll sie wöchent-
lich gelten, nicht täglich.

Freiheit und  
beste Infrastruktur

Für Unternehmer werden Frei-
heit und beste Infrastruktur ga-
rantiert. Geplant ist eine Unter-
nehmenssteuerreform: „In der 
Perspektive wollen wir auf ei-
ne Steuerlast von 25 % kommen 
und unsere Unternehmen da-
mit international wettbewerbs-
fähig halten. Zudem wollen wir 
zusätzliche Abschreibungsmög-
lichkeiten für Digital- und Kli-
maschutzinvestitionen“, heißt 
es. Des Weiteren werden Subs-
tanzsteuern gestoppt: „Mit uns 
wird es keine Vermögenssteu-
er und keine Erhöhung der Erb-
schaftssteuer geben.“ Zudem 
sollen Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren durch Digitali-
sierung und Blockchain-Ansät-
ze sowie Vergaberechtsnovel-
lierungen beschleunigt werden. 
Um Deutschland mobil zu hal-
ten, lehnen CDU und CSU Die-
selfahrverbote und ein generel-
les Tempolimit auf Autobahnen 
ab. „Gleichzeitig entwickeln wir 
einen Fahrplan zur emissions-
freien Mobilität. Wir wollen den 
Umstieg attraktiv gestalten.“

Klimaschutz und  
Generationengerechtigkeit

„Wir stehen zu Klimaschutz 
und Generationengerechtig-
keit“, heißt es weiter. „Wir hal-
ten an der ‚Schwarzen Null‘ 
fest und wollen so schnell als 
möglich wieder zu ausgegliche-
nen Haushalten ohne Neuver-
schuldung. Wir halten an der 
grundgesetzlichen Schulden-
bremse fest und wollen die ge-
samtstaatliche Schuldenquo-
te wieder auf unter 60 % redu-
zieren.“ Geplant ist ein Genera-
tionen-Pensionsfonds, d.h. mit 
einem staatlichen Monatsbei-
trag soll für neugeborene Kin-
der Vermögen aufgebaut wer-
den, das sie von klein auf vor Al-
tersarmut schützt. Außerdem 
soll Deutschland bis 2045 klima-
neutral werden: Dafür wird in 
Gebäudesanierungen investiert. 
„Anreize statt Verbote“ lautet 
die Maxime.

Selbstbestimmtes  
und sicheres Leben

Für ein selbstbestimmtes Le-
ben im Alter werden Robotik 
und Digitalisierung in Pflege und 
Gesundheit genutzt. Dazu wird 
eine Innovationsoffensive im 
Volumen von 500 Millionen Eu-
ro gestartet. Statt Sterbehilfe zu 
kommerzialisieren, werden zu-
dem Hospiz- und Pflegeplätze 
garantiert. Darüber hinaus soll 
Altersvermögen geschützt wer-
den: Wer im Alter staatliche 
Transferleistungen beziehen 
muss, soll in seinem Wohnei-
gentum bleiben können.

Für ein sicheres Leben ist ge-
plant, die Polizeipräsenz auf 
Deutschlands Straßen weiter 
auszubauen. Für Angriffe auf 
Einsatzkräfte sollen die Mindest-
strafe erhöht und Body Cams 
flächendeckend in den Einsatz 
gebracht werden. Gegenüber 
Clans und Gefährdern sollen ei-
ne Beweislastumkehr für Ver-
mögen mit unklarer Herkunft 
eingeführt und Aussteigerpro-
gramme entwickelt werden. Um 
Europas Grenzen zu schützen, 
„stärken wir Frontex, weiten die 
sicheren Herkunftsstaaten aus 
und wollen EU-Asylzentren an 
den EU-Außengrenzen. Wir blei-
ben bei der Ordnung und Steue-
rung der Migration: Wir akzep-
tieren weder eine Ausweitung 
des Familiennachzugs noch ei-
ne Zuwanderung in die Sozial-
systeme. Wir gehen konsequent 
gegen Identitätstäuscher vor  

(Fortsetzung auf Seite 4) 
ten drohe das Aus, 500.000 Ar-
beitsplätze seien davon betrof-
fen. Es gelte, die Innenstadt-
bereiche umzugestalten und 
gleichzeitig dem Klimaschutz 
mehr Rechnung zu tragen. Hier-
zu seien mehr Erlebnisräume, 
mehr Kunst, mehr Handwerk, 
mehr Kultur, mehr Erlebnisgast-
ronomie und auch mehr Wohn-
raum, aber auch mehr Grün und 
Wasserstrukturen zur Verbesse-
rung der Aufenthaltsqualität bei 
Hitze und Dürre vonnöten.

Was die Finanzierungsmöglich-
keiten anbelangt, so verwies der 
Deutsche Städte- und Gemein-
debund erneut auf seinen Vor-
schlag, eine Paketversandsteuer 
einzuführen. Damit könne man 
die großen Plattformen, die mit 
ihren vielfältigen Lieferstruktu-
ren auch die Infrastruktur der 
Kommune in Anspruch nehmen, 
angemessen beteiligen.

Zentrale Herausforderung in 
der neuen Legislaturperiode

Allgemein unbestritten ist da-
gegen, dass der Klimaschutz die 
zentrale Herausforderung in der 
neuen Legislaturperiode sein 
wird. Die Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts, die Le-
bensgrundlage der zukünfti-
gen Generationen deutlicher 
zu schützen, habe dies noch-
mals betont. „Wir warnen al-
lerdings davor, in der Politik ei-
nen regelrechten Überbietungs-
wettbewerb einzuleiten, wer 
die besten Klimaschutzziele for-
muliert“, mahnten Spiegler und 
Landsberg.

Entscheidend sei, die Klima-
schutzziele nicht nur zu be-

schreiben, sondern die Umset-
zung voranzubringen. Die Kom-
munen hätten hier eine Schlüs-
selfunktion. Dies gelte für den 
Ausbau der alternativen Energi-
en und die Verkehrswende, aber 
auch für die energetische Sa-
nierung unzähliger Gebäude in 
kommunaler Trägerschaft. Viele 
gute Ansätze dauerten in der Re-
alisierung aber nach wie vor viel 
zu lang – sei es aufgrund unzurei-
chender Finanzierung oder über-
bordender Bürokratisierung.

Um den Klimaschutz voran-
zubringen, müsse vor allem die 
Umsetzung beschleunigt wer-
den. Der Deutsche Städte- und 
Gemeindebund schlägt des-
halb ein Klimaschutzbeschleu-
nigungsgesetz vor. Bestandtei-
le eines solchen Gesetzes könn-
ten digitale Genehmigungs-
verfahren, die Verkürzung der 
Gerichtswege sowie Präklusi-
ons- und Stichtagsregelungen 
sein. Denkbar wäre zudem der 
Verzicht auf naturschutzrechtli-
che Ausgleichsregelungen, wenn 
die Maßnahme dem Klimaschutz 
dient.

Erforderlich sei vor allem ei-
ne gute Kommunikationsstra-
tegie. „Der vielfach verbreitete 
Grundsatz ‚Not in my backyard? 
nach dem Motto ‚Ich bin für Kli-
maschutz, möchte aber die Win-
denergie nicht in Sichtweite ha-
ben, den Schienenverkehr nicht 
hören und die neue Busstation 
auch nicht vor meiner Haustür 
haben?, muss gebrochen wer-
den. Wir brauchen hier auch 
einen breiten gesellschaftli-
chen und vor allem generatio-
nenübergreifenden Konsens“, 
machten Spiegler und Lands-
berg deutlich.  DK

Zukunft in der Krise ...

Starke Kommunen ...

und bestrafen Falschangaben.“
Für ein modernes Deutsch-

land will die Union in Zukunft 
und Infrastruktur investieren. 
Vorgesehen ist, die steuerliche 
Forschungsförderung nochmals 
zu verdoppeln und ein flächen-
deckendes 5G-Netz bis 2025 
zu schaffen. Zudem werden bis 
2025 15 Milliarden Euro in Gi-
gabit-Netze investiert und bis 
2024 alle weißen Flecken bei 
der Mobilfunkabdeckung ge-
schlossen. „Wir setzen auf digi-
tale Vorfahrt. Dazu führen wir 
einen Digital-TÜV für neue Ge-
setze ein. Alles, was digital wer-
den kann, soll digital werden. Al-
les, was standardisiert werden 
kann, soll standardisiert wer-
den. Wir schaffen auf Bundese-
bene ein eigenes Digitalministe-
rium“, heißt es abschließend. DK

Europäischer St.-Ulrichs-
Preis für Dr. Gerd Müller

Mit dem Europäischen St.-Ulrichs-Preis wurde der Bundesmi-
nister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, Dr. 
Gerd Müller, MdB, für seine Verdienste um die Einheit Europas 
ausgezeichnet. Die von Landkreis und Stadt Dillingen a.d.Donau 
im Jahr 1993 gegründete Stiftung, die die Förderung der Einheit 
Europas in christlich-abendländischer Tradition und im Geiste des 
heiligen Ulrich zum Zweck hat, verleiht den mit 10.000 Euro do-
tierten Preis in der Regel alle zwei Jahre. Der Preisträger spen-
det das Preisgeld an die Reiner Meutsch Stiftung FLY & HELP, de-
ren Hauptziel die Förderung von Bildung und Erziehung und der 
Bau von Schulen in Schwellenländern ist (https://www.fly-and-
help.de/). 

Eigentlich war für die Preis-
vergabe an Dr. Müller ein großer 
Festakt im Oktober vergange-
nen Jahres in der Basilika St. Pe-
ter in Dillingen a.d.Donau vorge-
sehen. Wegen der Corona-Pan-
demie musste die Veranstaltung 
allerdings wenige Tage zuvor 
zum großen Bedauern der Stif-
tung abgesagt werden.

Müller reiht sich als 13. Preis-
träger seit Gründung der Stif-
tung im Jahr 1993 in die Liste 
prominenter Preisträger ein. So 
wurden u.a. Bundeskanzler Dr. 
Helmut Kohl (1997), Bundesprä-
sident a.D. Prof. Dr. Roman Her-
zog (1999), die Gemeinschaft 
Sant’Egidio (2003), der Erzbi-
schof von Prag Miloslav Kardinal 
Vlk (2007), das aus 300 christ-
lichen Bewegungen bestehen-
de Netzwerk „Miteinander für 
Europa“ (2014) und zuletzt im 
Jahr 2018 die Nothilfeorganisa-
tion „Ärzte ohne Grenzen“ aus-
gezeichnet. 

Stiftungsziel aktueller denn je

Bei der Preisverleihung be-
tonte der Vorsitzende der Stif-
tung, Landrat Leo Schrell, dass 
die Flüchtlingssituation, der Kli-
mawandel und die Corona-Pan-
demie drei drängende Gegen-
wartsfragen seien, bei denen 
sich Europa schwertue, mit ei-
ner Zunge zu sprechen und die 
Probleme gemeinsam anzupa-
cken und zu lösen. „Wenn wir 
uns den gegenwärtigen Zustand 
Europas betrachten, ist das Stif-
tungsziel „Förderung der Ein-
heit Europas in christlich-abend-
ländischer Tradition“ aktueller 
denn je“, betonte Schrell. Des-
halb habe die Stiftung in Dr. 
Gerd Müller einen herausragen-
den Preisträger erwählt.

Einsatz als überzeugter  
Europäer für den  
Chancenkontinent Afrika

Mit dem Europäischen St.-Ul-
richs-Preis würdigt die Stiftung 
Müllers Verdienste um die Ein-
heit Europas und die Völkerver-
ständigung, die er sich als Bun-
desminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwick-
lung erworben hat. „Mit Ihrer 
klaren und unmissverständli-
chen Haltung zu gegenwärtigen 
Fragen der Aufnahme und In-
tegration von Flüchtlingen und 
Migranten in den Mitgliedsstaa-
ten der Europäischen Union ha-
ben Sie Ihre proeuropäische 

Grundhaltung nachdrücklich un-
ter Beweis gestellt. Damit sind 
Sie sehr entschieden und offen 
den nationalistischen Bestre-
bungen in mittlerweile zahlrei-
chen Mitgliedsstaaten der Euro-
päischen Union entgegengetre-
ten“, sagte Schrell. So setzt sich 
Bundesminister Dr. Gerd Mül-
ler seit vielen Jahren als über-
zeugter Europäer für den Chan-
cenkontinent Afrika ein, um für 
die Menschen bessere Lebens-
verhältnisse zu schaffen. Da-
bei habe die Stiftung überzeugt, 
dass Müllers Handeln stets vom 
christlichen Menschenbild, ei-
nem Wertekonzept, getragen 
von Grundwerten wie Gleichbe-
rechtigung und Toleranz sowie 
dem Recht eines jeden Men-
schen auf Leben und Würde ge-
prägt gewesen sei, so Schrell. 
Eben mit dieser Zielsetzung hat 
Bundesminister Dr. Gerd Müller 
die Stiftung gebeten, das Preis-
geld der Reiner Meutsch Stif-
tung FLY & HELP zur Verfügung 
zu stellen. 

Der Welt ein  
humanes Gesicht geben

Der Augsburger Bischof Dr. 
Bertram Meier betonte bei der 
Begrüßung, dass Bundesminis-
ter Dr. Gerd Müller ein würdi-
ger Preisträger sei. „Sie strahlen 
eine große Liebe für die Schöp-
fung aus und leben aus einem 
intensiven Glauben an den Men-
schen und an seine Möglichkei-
ten, der Welt ein humanes Ge-
sicht zu geben“, sagte der Bi-
schof.

Die Laudatio auf Müller hielt 
Bundestagspräsident Dr. Wolf-
gang Schäuble, MdB. Ihn hat-
te die Stiftung im Jahr 2016 mit 
dem Europäischen St.-Ulrichs-
Preis ausgezeichnet. Umso mehr 
war die Freude bei der Stiftung 
über die erneute Begegnung mit 
Schäuble groß. Schäuble sagte 
in seiner Laudatio: „Gerd Müller 
hat die Entwicklungspolitik ver-
ändert und vorangebracht. Sei-
ne zahlreichen Initiativen haben 
Maßstäbe für die künftige Aus-
richtung deutscher und europä-
ischer Entwicklungszusammen-
arbeit etabliert. Vor allem sein 
„Marshallplan mit Afrika“ ist ein 
Paradigmenwechsel – für eine 
wirtschaftliche Kooperation, die 
auf Partnerschaft und Eigenini-
tiative setzt, die dauerhafte Le-
bensperspektiven für Menschen 
in den ärmeren Ländern eröffnet 
und damit nachhaltig wirkt.“

Bundesminister Dr. Gerd Mül-
ler, MdB, sagte ein seiner Dan-
kesrede: „Diesen Preis nehme 
ich mit großer Freude stellver-
tretend für viele tausend groß-
artige ehrenamtliche Entwick-
lungshelfer und -helferinnen 
entgegen, deren weltweiter Ein-
satz einer friedlichen und ge-
rechteren Globalisierung gilt. 
Der St. Ulrichs-Preis steht für Eu-
ropa, christliche Werte, für Ge-
rechtigkeit und Frieden. Er ist 
Anerkennung und Auftrag für 
die deutsche Entwicklungspo-
litik, entschlossen den Weg für 
eine Welt ohne Hunger und ei-
ne gerechtere Globalisierung 
weiter zu gehen. Der Starke hilft 
dem Schwachen bei uns und in 
der Staatenwelt. Das muss un-
ser Leitprinzip für die Zusam-
menarbeit von Industrie-, Ent-
wicklungs- und Schwellenlän-
dern sein.   r

https://www.fly-and-help.de/
https://www.fly-and-help.de/
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ABC des kommunalen Gesundheitswesens:
Long-Covid: Genesen und doch nicht gesund
Die Wohnung liegt im zweiten Stock eines Mehr-
familienhauses – bis vor Kurzem kein Grund zur 
Sorge. Doch auf einmal wird selbst der Gang 
vom Briefkasten zur Wohnungstür zur Heraus-
forderung. Die Namen der Kollegen, mit denen 
man seit Jahren eng zusammenarbeitet, waren 
nie ein Problem. Jetzt fallen sie plötzlich vom ei-
nen auf den anderen Moment nicht mehr ein. 

Jeder zehnte Covid-19-Betroffene kämpft im 
Anschluss an seine akute Erkrankung mit langan-
haltenden gesundheitlichen Problemen. Vom so-
genannten Long-Covid-Syndrom sind in Deutsch-
land etwa 350.000 Menschen betroffen. Sie 
entwickeln Symptome wie ständige Erschöp-
fung, Luftnot, neurologische Störungen, starken 
Schwindel oder Verlust der Geschmacksfunktio-
nen der Zunge oder auch des Geruchssinns. Das 
Coronavirus gilt als Multiorganvirus, das nicht nur 
in der Lunge, sondern auch in zahlreichen ande-
ren Organen auftreten kann – so etwa in der Nie-
re, der Leber, dem Herz oder auch dem Gehirn. 
Die bislang beobachteten Spätfolgen werden da-
her nicht als einheitliches Phänomen betrachtet, 
sondern als verschiedene Krankheitsbilder, die 
sowohl zeitversetzt als auch parallel in verschie-
denen Ausprägungen auftreten können. 

Besonders tückisch: Alter und Vorerkrankun-
gen scheinen keine größere Rolle dabei zu spie-
len, ob Erkrankte anhaltende Symptome entwi-
ckeln. Post-Covid-Betroffene finden sich in allen 

Altersklassen, viele waren vor ihrer Erkrankung 
sportlich aktiv und hatten keinerlei Vorerkran-
kungen. 

Neue Post-Covid-Ambulanzen

Um Betroffenen zu helfen und gleichzeitig wei-
tere Erkenntnisse über die Spätfolgen von Co-
vid-19 zu erhalten, sind in ganz Deutschland 
Post-Covid-Ambulanzen entstanden. Patienten 
werden dort oftmals über mehrere Monate hin-
weg von einem multiprofessionellen Team be-
gleitet. Aufgrund der Vielschichtigkeit der Spät-
folgen gehören nicht nur Internisten und Lungen-
fachärzte zum Behandlungsteam, sondern auch 
Neurologen, Kardiologen sowie Psychologen. Ge-
rade auch die Psyche ist ein wichtiger Aspekt, der 
bei der Behandlung von Erkrankten im Blick ge-
halten werden sollte. Symptome wie gesteiger-
te Ängstlichkeit, Konzentrationsstörungen oder 
auch eine Depression können eine direkte Folge 
der Infektion sein. 

Mehr als ein Jahr nach Auftreten des Coronavi-
rus in Deutschland ist auch die Krankheitsentste-
hung von Long-Covid noch Gegenstand der For-
schung, in der viele Experten aktiv sind. Festzu-
halten bleibt jedoch: Viele – vor allem junge – Pa-
tientinnen und Patienten können sich folgenlos 
von den Symptomen eines Post-Covid-Syndroms 
erholen. r

In Kooperation mit der Sana Kliniken AG 
www.gemeindezeitung.de/ABC 
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» … da ich wissen will, 
was in den bayerischen 
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1. Vizepräsident des Bayerischen Landtags
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Hightech-Medizin fürs Land: 

Projekt „Brückenschlag“
Die Universität geht aufs Land, der Landversorger in die Praxen – 
wie dieser Ansatz erfolgreich umgesetzt und dadurch die medizi-
nische Versorgung in ländlichen Regionen verbessert wird, zeigt 
das Kooperationsprojekt „Brückenschlag“. Die Initiative für die Zu-
sammenarbeit des Universitätsklinikum rechts der Isar und des 
Kreiskrankenhauses Weilheim-Schongau brachte Landrätin Andrea 
Jochner-Weiß ein. Die Kooperation ist ein erfolgreiches Beispiel 
dafür, wie Kommunen, Wissenschaft und Bevölkerung Synergie- 
effekte optimal nutzen können. Gleichzeitig orientiert sich die Ver-
sorgung an der Lebenswelt der Patienten.

Wie können Patienten, die 
auf dem Land leben, besser und 
schneller von der Expertise ei-
nes Universitätsklinikums profi-
tieren? Eine Antwort darauf gibt 
das Projekt „Brückenschlag“. Ziel 
dieser Kooperation des Klinikums 
rechts der Isar der Technischen 
Universität München (TUM) mit 
der Krankenhaus GmbH Weil-
heim-Schongau und dem Ärzt-
lichen Kreisverband Weilheim- 
Schongau ist es, eine optimale 
Versorgung von Patienten aus der 
Region zu erreichen. 

Universitäre Medizin  
zugänglich machen

Schirmherrin dieses Projekts 
ist Landtagspräsidentin Ilse Aig-
ner. Im Pressegespräch nannte sie 
drei Gründe, warum sie sich für 
das Projekt einsetzt: „Ich möch-
te die geballte Frauenpower, die 
hinter dem Projekt steht, unter-
stützen und konnte der Überzeu-
gungskraft von Landrätin Andrea 
Jochner-Weiß nicht widerstehen. 
Zudem komme ich ebenfalls aus 
einer ländlichen Region und kann 
nachvollziehen, wie wichtig die 
medizinische Grundversorgung 
und der Zugang zu Expertise sind. 
Und ich bin ein Technikfreak und 
begeistert von der Roboterchi-
rugie. Ich halte es für entschei-
dend, dass das Wissen der univer-
sitären Medizin und Forschung so 
vielen Menschen wie möglich zu-
gänglich gemacht werden – nicht 
nur den Patientinnen und Pati-
enten in der Stadt, sondern gera-
de auch denen auf dem Land.“ Die 
wissenschaftliche Begleitung im 
Forschungsprojekt b4 übernimmt 
dabei die Technische Universität 
München. Dadurch werde sicher-
gesellt, „dass die Synergieeffek-
te später auch von anderen Regi-
onen in Bayern genutzt werden 
können“, sagte Aigner.

Wie wird  
die Versorgung verbessert?

Wie die Kooperation im kon-
kreten Fall funktioniert, verdeut-
licht folgendes Beispiel: Wer in 
Weilheim einen Schlaganfall er-
leidet, wird sofort ins nächstge-
legene Krankenhaus in Weilheim 
gebracht. Die Expertise des Uni-
versitätsklinikums rechts der Isar 
gelangt dabei per Telekonsil, al-
so Videosprechstunde, nach Weil-
heim. So beraten die Spezialisten 
die Kollegen auf dem Land zur ge-
eigneten Behandlung. Am Bild-
schirm bewerten sie dazu compu-
tertomografische Aufnahmen aus 
Weilheim. Per Videoschalte kön-
nen sie, unterstützt von Kollegen 
vor Ort, auch einfache klinische 
Untersuchungen vornehmen. Ist 
ein Eingriff nötig, der besonders 
viel Erfahrung erfordert, fährt ein 
Neuroradiologe nach Weilheim, 
um diesen selbst durchzuführen. 
Die Vorteile dieser Behandlungs-
form lassen sich in Zahlen mes-
sen: Dank „Teleskop“ (Telemedi-
zinische Netzwerk kooperieren-
der Kliniken in Bayern) hat sich die 
Schlaganfallversorgung in den Kli-
niken Weilheim und Schongau seit 
Beginn des Jahres 2021 erheblich 
verbessert.

Medizin aufs Land bringen

Die Idee hinter dem Projekt be-
steht also darin, ohne großen or-
ganisatorischen Aufwand eine 
Verbindung zwischen den Ver-
sorgungsgruppen herzustellen. 
Prof. Markus Schwaiger, Ärztli-

cher Direktor des Universitätskli-
nikums rechts der Isar erläuterte: 
„Unser Ziel ist es, damit die Ver-
sorgung der Bevölkerung vor Ort 
zu verbessern – indem wir un-
terstützend wirken und die Me-
dizin vor Ort durch Ratschläge 
und telemedizinische Möglich-
keiten verstärken.“ Andrea Joch-
ner-Weiß, Landrätin im Landkreis 
Weilheim-Schongau, legte dabei 
den Grundstein für die Kooperati-
on und bezeichnete sich im Pres-
segespräch als „den glücklichs-
ten Menschen“ aufgrund des er-
folgreichen Projektstarts in ihrem 
Landkreis. Jochner-Weiß reiste 
bereits im Jahr 2018 mit einer De-
legation ans Universitätsklinikum 
rechts der Isar um die Idee zu ei-
ner Kooperation vorzustellen: 
„Für unser Haus der Grundver-
sorgung geht es natürlich darum, 
Know-How und hochtechnische, 
universitäre Medizin aufs Land 
und damit in die Breite zu bringen. 
Um die gesundheitliche Daseins-
vorsorge zu verbessern haben wir 
dabei den größten Gestaltungs-
spielraum mit den kommunalen 
Krankenhäusern. Und ich bin ab-
solut begeistert, dass wir gemein-
sam diesen Weg eingeschlagen 
haben.“

„Win-win-Situation“ für Ärzte

Maßstäbe setzt das Projekt 
„Brückenschlag“ im Bereich Wis-
senstransfer: So hospitieren Ärzte 
vom Land in der Stadt, um ihre Er-
fahrung zu erweitern. Umgekehrt 
kommen Mediziner aus dem Uni-
versitätsklinikum rechts der Isar 
ins Krankenhaus Weilheim, um 
Routine-Operationen durchzu-
führen. Auch Schulungen von Ex-
perten der Universitätsklinik für 
Kollegen aus Weilheim stehen auf 
dem Programm. Dazu zählt bei-
spielsweise der Umgang mit High-
tech-Geräten, darunter mit dem 
OP-Roboter „da Vinci Xi“. So kann 
die Qualität der chirurgischen Ver-
sorgung auch auf dem Land auf 
universitäres Niveau angehoben, 
deutlich verbessert und an den 
aktuellen Stand von Technik und 
Wissenschaft angepasst werden.

Mit Herzblut dabei

Das Besondere an dem Projekt 
– so stellten es die Initiatoren her-
aus – sei die Einbindung nieder-
gelassener Mediziner. Praxisärz-
te können direkt mit Experten am 
Universitätsklinikum in München 
kommunizieren und ihre Patien-
ten mit diesem Wissen selbst vor 
Ort behandeln. Eine weitere Mög-
lichkeit ist die Überweisung nach 
München – anschließend kehren 
die Patienten nach der Behand-
lung im Universitätsklinikum wie-
der zu ihnen zurück. „Unser Ge-
sundheitssystem steht vor gro-
ßen Herausforderungen“, sag-
te Dr. Karl Breu, Vorsitzender des 
Ärztlichen Kreisverbandes Weil-
heim-Schongau. „Deshalb brau-
chen wir eine möglichst nahtlose, 
bedarfsgerechte vernetzte Ver-
sorgung, die sich an den Patien-
ten und ihren Lebenswelten ori-
entiert. Mit dem Projekt Brücken-
schlag sind wir auf dem richtigen 
Weg.“ Schwaiger sieht das Ziel 
dann erreicht, wenn der Patient 
den Übergang von ambulanter 
zu stationärer Behandlung über-
haupt nicht bemerke. Einig waren 
sich die Beteiligten darin, dass das 
Projekt deshalb so erfolgreich sei, 
weil sowohl Ärzte als auch die Ak-
teure aus der Politik „dafür bren-
nen“ und sich auf Augenhöhe be-

gegnen. „Wenn eine Patientin be-
reits nach wenigen Tagen auf mich 
zukommt und berichtet, dass ihre 
Lähmung weg ist, dann bin ich zu 
Tränen gerührt, denn das kennen 
wir so nicht“, sagte Prof. Andreas 
Knez, Ärztlicher Direktor des Kran-
kenhauses Weilheim-Schongau.

Attraktivität für  
Pflegeberuf steigern

Knez betonte in diesem Zu-
sammenhang auch die Vortei-
le für den Bereich der Pflege, die 
sich aus der Kooperation erge-
ben: „Wir haben im Landkreis ei-
ne Pflegeschule und bieten den 
Pflegenden jetzt die Möglichkeit, 
sich an einem universitären Haus 
weiterzubilden.“ Diese Möglich-
keit weckt zusätzliches Interesse 
an dem Beruf. Davon will auch das 
Universitätsklinikum profitieren. 
„Hier hoffen wir, dass der Vorteil 
auf unserer Seite ist – weil es ge-
rade in München extrem schwie-
rig ist, Pflegepersonal zu rekrutie-
ren“, sagte Schwaiger. Denn besit-
zen Pflegende bereits zu Beginn 
ihrer Ausbildung die Chance, sich 
mit der Arbeit in einem Universi-
tätsklinikum vertraut zu machen, 
könnte das auch Hemmungen ab-
bauen, sich dort ebenfalls für eine 
Stelle zu bewerben.  red

Fünf-Millionen-Euro-Programm des Bayerischen Kabinetts:

Unterstützung  
für Post-COVID Patienten

Bayerns Gesundheits- und Pflegeminister Klaus Holetschek hat den 
Betroffenen von Corona-Spätfolgen Unterstützung zugesichert. „Wir 
haben es mit ‚Post-COVID‘ mit einem neuen Krankheitsbild zu tun, 
über das wir insgesamt noch zu wenig wissen. Die Symptome von 
Post-COVID können massive Auswirkungen auf den Alltag, die Lebens-
qualität und das Berufsleben der Betroffenen haben. Eine fundierte 
COVID-Nachsorge und Rehabilitation ist von zentraler Bedeutung, um 
chronische Erkrankungen zu vermeiden“, betonte der Minister 

Die Bayerische Staatsregie-
rung hat aus diesem Grund ein 
Fünf-Millionen-Euro-Programm 
zum Post-COVID-Syndrom be-
schlossen. Mit dieser Förderiniti-
ative sollen vor allem die Versor-
gungsforschung und innovative 
Therapieansätze gefördert wer-
den. Ziel sei es, so Holetschek, 
diese innovativen Ansätze in die 
Regelversorgung zu übernehmen 
und multidisziplinäre Versor-
gungskonzepte zu unterstützen. 
Anträge könnten insbesondere 
Einrichtungen der medizinischen 
Versorgung einschließlich Reha-
bilitationseinrichtungen oder Ver-
bünde und Netzwerke stellen.

Holetschek ergänzte: „Gera-
de auch junge Menschen leiden 
vermehrt unter den Folgen von 
Post-COVID. Es ist mir ein beson-
deres Anliegen, auch diese Gruppe 

in den Blick zu nehmen, da junge 
Menschen, die an Post-COVID er-
kranken, ein besonders hohes Ri-
siko für Langzeiterkrankungen ha-
ben.“ Der Minister hatte deshalb 
bereits im Januar dieses Jahres ei-
nen Runden Tisch einberufen, aus 
dem eine regelmäßig tagende Ar-
beitsgruppe entstanden ist. 

Post-COVID-Ambulanzen

Die bayerischen Universitäts-
kliniken in München, Erlangen- 
Nürnberg, Würzburg und Re-
gensburg haben bereits Post-CO-
VID-Ambulanzen für die ambu-
lante Nachsorge eingerichtet. Die 
Uniklinik Augsburg baut eine sol-
che gerade auf. Holetschek be-
kräftigte: „Das ist ein wichtiges 
Angebot. Als nächsten Schritt 
müssen wir das System in der Flä-

che ausweiten. Dazu stehen wir 
im Austausch mit der Ärzteschaft, 
um niedergelassene Haus- und 
Fachärzte für das Thema Post-CO-
VID zu sensibilisieren.“

Der Minister ergänzte: „Zudem 
wollen wir die Reha-Einrichtungen 
einbinden und für die Behandlung 
von Post-COVID-Patienten stär-
ken. Bayern ist Reha-Land Num-
mer 1 in Deutschland. Wir werden 
prüfen, wie wir die Einrichtun-
gen bei der Behandlung von Co-
rona-Langzeitfolgen unterstützen 
können. Vor allem der Bund muss 

bei der Finanzierung nachbessern, 
wenn Verhandlungen zwischen 
Krankenkassen und Reha-Einrich-
tungen zu keinen tragfähigen Er-
gebnissen führen sollten.“

Als Post-COVID-Syndrom wer-
den Symptome bezeichnet, die 
sich während oder nach einer  
COVID-19-Erkrankung entwickeln 
und nicht durch eine alternative 
Diagnose erklärt werden können. 
Dauern die Symptome länger als 
zwölf Wochen an, spricht man von 
Long-COVID. In Bayern gibt es der-
zeit rund 65.000 Betroffene. r

Austausch über die Auswirkungen der Pandemie: „Die Rehakliniken 
leiden massiv“, fasst Etzel Walle, Geschäftsführer der Klinikgruppe 
Enzensberg, die aktuelle Situation zusammen. V. l.: Maximilian Eich- 
stetter (Bürgermeister Stadt Füssen), Stephan Stracke (Vorsitzender 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion), Klaus Holetschek (Bayerischer Gesund-
heitsminister), Etzel Walle (Geschäftsführer m&i-Klinikgruppe Enzens-
berg), Herwig Heide (Bayer. Gesundheitsministerium, Leiter Abteilung 
Krankenhausversorgung), Alexander Heim (Kaufmännischer Direktor 
m&i-Fachklinik Enzensberg)  Bild: Klinikgruppe Enzensberg

https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/component/search/?searchword=sana%20kliniken&searchphrase=all&categ_id=&article_id=203-188-187-186-65-361-360-215-214-213-212-62-61-60-59-196-195-194-193-365-364-192-191-190-68-3318&Itemid=143
http://www.gemeindezeitung.de/ABC
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/service/abo-newsletter
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Genossenschaftsverband Bayern:

Positionen zur Bundestagswahl 
Bei der Bundestagswahl werden im Herbst die politischen Kar-
ten neu gemischt. Das bietet die Chance, Bewährtes weiterzu-
entwickeln und daran zu arbeiten, die wirtschaftlichen und ge-
sellschaftlichen Verhältnisse zu verbessern. „Genossenschaften 
können dazu einiges beitragen“, unterstreicht Dr. Jürgen Gros, 
Präsident und Vorstandsvorsitzender des Genossenschaftsver-
bands Bayern. „Mit 170 Jahren Erfahrung wirtschaften sie lang-
fristig erfolgreich und haben die Auswirkungen ihres Handelns 
auf den Menschen stets im Blick.“

In einer Broschüre hat der 
GVB nun seine Erwartungen an 
die Bundespolitik formuliert. 
Präsentiert werden 14 Punkte, 
wie der künftige politische Rah-
men für genossenschaftliche 
Unternehmen aussehen sollte. 

Für krisenfeste 
Bankenregulierung

• Für eine krisenfeste Banken-
regulierung: Wir setzen uns für 
eine Überprüfung der regulato-
rischen und aufsichtlichen Vor-
gaben ein. Wir wollen treffsi-
chere und krisenfeste Vorschrif-
ten und ein praxisorientiertes 
regulatorisches Lernen. Wir wol- 
len Corona-bedingte Anpassun-
gen in der Bankenaufsicht, die 
sich bewährt haben, dauerhaft 
beibehalten.
• Für eine solide Mittelstands-
finanzierung: Wir setzen uns 
dafür ein, dass die Besonder-
heiten der deutschen Banken-
landschaft in der EU-Regulie-
rung und EU-Aufsicht stärker 
Berücksichtigung finden. Wir 
regen an, die europäische Um-
setzung der Basel III-Finalisier- 
ung für eine weitere praxisge-
rechte Entlastung risikoarmer 
Regionalbanken zu nutzen. Wir 
fordern darüber hinaus, die fi-
nalen Basel III-Standards an die 

Bankenlandschaft anzupassen, 
um die Kreditvergabe durch ri-
sikoarme Regionalbanken zu be-
fördern.
• Für den Schutz der Sparer: Wir 
fordern, die genossenschaftliche 
Institutssicherung zu bewahren. 
Wir plädieren dafür, erhöhte Ri-
siken und strukturelle Defizite 
dort zu beseitigen, wo sie ent-
stehen. Wir lehnen es ab, sie zu 
vergemeinschaften. Wir begrü-
ßen Maßnahmen, um die Sta-
bilität der europäischen Ban-
ken zu verbessern. Dazu setzen 
wir auf den Abbau notleidender 
Forderungen, eine angemesse-
ne Regulierung von Staatsanlei-
hen, eine Harmonisierung des 
Insolvenzrechts sowie struktu-
relle Reformen.

Mehr Nachhaltigkeit 
im Finanzsektor

• Für mehr Nachhaltigkeit im 
Finanzsektor: Wir setzen bei 
der weiteren Ausgestaltung ei-
nes nachhaltigen Finanzsystems 
auf die Prinzipien der Sozialen 
Marktwirtschaft. Wir unterstüt-
zen eine freiwillige EU-Nachhal-
tigkeitstaxonomie, die einfach 
in der Anwendung ist. Wir sind 
gegen pauschale Eigenkapital-
abschläge oder -aufschläge für 
Finanzanlagen, die sich an der 

Nachhaltigkeit orientieren. Das 
individuelle Risiko als objektives 
Kriterium muss auch in Zukunft 
die Bewertungsgrundlage sein. 
Wir setzen uns für eine verhält-
nismäßige Ausgestaltung der 
Nachweis- und Berichtspflich-
ten im nachhaltigen Finanzwe-
sen ein.
• Für Sicherheit und Fairness am 
digitalen Finanzmarkt: Wir un-
terstützen den Grundsatz „Glei-
ches Geschäft, gleiche Risiken, 
gleiche Regeln“ als Richtschnur 
für die Finanzmarktregulierung. 
Wir sprechen uns für ein „Level 
Playing Field“ beim Zugriff von 
Daten und Schnittstellen zwi-
schen Banken und Drittanbie-
tern aus.

Kampf gegen Geldwäsche

• Für einen wirksamen Kampf 
gegen Geldwäsche: Wir befür-
worten eine konsequente An-
wendung und Durchsetzung gel-
tender Gesetze. Ständig neue 
bürokratische Vorgaben an Ban-
ken halten wir für nicht zielfüh-
rend. Wir fordern mehr Res-
sourcen für Geldwäsche-Verfol-
gungsbehörden und eine Ver-
besserung der Kooperation auf 
Behördenebene.
• Für einen praxisnahen Ver-
braucherschutz im Finanzwe-
sen: Wir wollen einen praxis-
tauglicheren Verbraucherschutz 
durch einfache und verständli-
che Information, Dokumenta-
tion und Beratung. Wir fordern 
einen Verzicht auf unnütze na-
tionale Sonderpflichten wie das 
Produktinformationsblatt für 
Aktien. Wir treten dafür ein, das 
deutsche Mitarbeiter- und Be-

schwerderegister auf Praxisrele-
vanz zu überprüfen. Wir fordern 
eine Lockerung des Schriftfor-
merfordernisses, um die digita-
le Unterzeichnung von Verbrau-
cherdarlehen und Genossen-
schaftsanteilen zu erleichtern.
• Für eine Gesetzgebung mit Au-
genmaß und Praxisrelevanz: Wir 
fordern, bei der Umsetzung von 
EU-Richtlinien künftig auf „Gold-
plating“ zu verzichten. Das soll 
durch ein Anti-Goldplating-Ge-
setz sichergestellt werden. Wir 
erwarten, dass Verbände und 
Unternehmen mit fachspezifi-
schem Wissen bei der Erstel-
lung neuer Gesetz- und Ver-
ordnungsentwürfe unter Wah- 
rung ausreichender Fristen be-
teiligt werden. Wir regen die Er-
richtung einer zentralen deut-
schen Konsultationsplattform 
an. Vorbild kann die „Have your 
say“-Plattform der EU-Kommis-
sion sein. 
• Für eine mittelständische Land-  
und Ernährungswirtschaft: Wir 
setzen uns für Umstellungsfris-
ten ein, die auch der Situation 
der Erzeuger und Verarbeiter 
vor Ort Rechnung tragen. Wir 
befürworten realistische Ein-
stiegshürden für das geplante 
Tierwohllabel, damit keine An-
bieter von der Vermarktung 
ausgeschlossen werden. Wir 
wollen, dass Investitionen in hö-
heren Tier- und Umweltschutz 
in allen Produktionsstufen ge-
fördert werden.

Fairer Lebensmittelhandel

• Für einen fairen Lebensmittel-
handel: Wir treten dafür ein, die 
Position der kleinen und mittel-
ständischen Lebensmittelprodu- 
zenten gegenüber dem stark 
konzentrierten Handel zu stär-
ken. Wir fordern, Produzenten 
wirksam vor missbräuchlichen 
Handelspraktiken zu schützen, 
indem die Beweislast umge-
kehrt wird. Wir regen an, eine 
Ombudsstelle für den Lebens-
mittelmarkt einzurichten.
• Für offene Agrar- und Lebens-
mittelmärkte: Wir befürworten  
einen starken europäischen Bin-
nenmarkt für Lebensmittel und 
Agrarerzeugnisse. Wir stellen 
uns gegen Einschränkungen im 
freien Waren- und Personen-
verkehr. Wir setzen uns dafür 
ein, internationale Handelsbar-
rieren für Agrarprodukte abzu-
bauen. Wir lehnen protektionis-
tische Tendenzen wie nationa-
le Sonderregelungen für Her-
kunftskennzeichnung jenseits 
der „geschützten Ursprungsbe-
zeichnung“ ab.

Mehr Akzeptanz von 
regenerativer Energie

• Für mehr Akzeptanz von re-
generativer Energie: Wir wol-
len, dass die Energieerzeugung 
durch kleine genossenschaftli-
che Anbieter weiterhin sicher-
gestellt ist. Das stärkt die Bür-
gerbeteiligung und die Akzep-
tanz für die Energiewende. Wir 
drängen auf Nachbesserungen 
bei den EEG-Ausschreibungen, 
damit genossenschaftliche Er-
zeuger erneuerbarer Energien 
bei Ausschreibungsverfahren ei-
ne realistische Chance haben. 
Wir fordern eine zügige Umset-
zung von EU-Recht zum Energy 
Sharing durch eine Entlastung 
der Mitgliederversorgung in Ge-
nossenschaften von EEG-Umla-
ge und Stromsteuer. 
• Für eine faire Kostenvertei-
lung bei der Energiewende: Wir 
setzen uns für einheitliche Ver-
teilnetzentgelte ein, um die 
ländlichen Versorgungsstruktu-
ren zu stärken und faire Wettbe-
werbsbedingungen zu sichern.
• Für die Bewahrung der genos-
senschaftlichen Idee: Wir for-
dern die konsequente und 
gezielte Bekämpfung unseriö-
ser Genossenschaftsmodelle. 
Wir lehnen die pauschale Aus-
weitung von Prüfungsvorgaben 
auf Kosten seriös wirtschaften-
der Genossenschaften ab. DK

Kinderbetreuung im Freistaat: 

Millionenschweres  
Investitionsprogramm

Der Kita-Ausbau in Bayern geht weiter voran. Die Staatsregie-
rung unterstützt die Kommunen beim Ausbau von Betreuungs-
plätzen für Kinder bis zur Einschulung. Die Gemeinden, die im 
Rahmen des Sonderinvestitionsprogramms gefördert werden, er-
halten einen Aufschlag von bis zu 35 Prozentpunkten auf die regu-
läre Förderung. Aktuell profitieren davon die Landkreise Kronach, 
Coburg, Bayreuth, Hof, Oberallgäu, Dillingen an der Donau, Günz-
burg, Donau-Ries und Neu-Ulm sowie die Städte Coburg und Hof.

Wie Familienministerin Caro-
lina Trautner betonte, „schaffen 
wir maßgeschneiderte Kinderta-
gesbetreuung und unterstützen 
die Kommunen dabei mit Nach-
druck. Mein Ziel ist es, dass Fami-
lien den Betreuungsplatz bekom-
men, den sie sich wünschen.“

25 neue Betreuungsplätze für 
Kinder entstehen im Katholi-
schen Kindergarten „St. Franzis-
kus“ in Steinbach a. Wald (Land-
kreis Kronach). Der Freistaat un-
terstützt die Kommune dabei mit 
einer Förderung in Höhe von ins-
gesamt 164.000 Euro. Die Kinder-
tagesstätte in Mitwitz (Landkreis 
Kronach) erhält 22 neue Betreu-
ungsplätze für Kinder. Der Frei-
staat unterstützt die Kommune 
mit insgesamt 217.000 Euro. 

In der Kindertagesstätte Lien-
hard-Fuchs in Rödental (Land-
kreis Coburg) werden 37 neue 
Betreuungsplätze bereitgestellt. 
Die Förderung beläuft sich auf 
141.000 Euro. In der Kinderta- 
ges s t ät te  in  Emtmannsb er g 
(Landkreis Bayreuth) entstehen 12 
neue Betreuungsplätze für Kinder. 
Die Kommune wird dabei mit ei-
ner Förderung in Höhe von ins-
gesamt 8.000 Euro bedacht. 74 
neue Betreuungsplätze erhält 
die Kindertagesstätte in Münch-
berg (Landkreis Hof). Die För-
derung beläuft sich auf 401.000  
Euro.

Die neue Kindertagesstätte in  
Bad Hindelang (Landkreis Ober- 
allgäu) darf sich über 61 neue Be-
treuungsplätze für Kinder freu- 
en. Der Freistaat unterstützt die  
Kommune dabei mit einer För-
derung in Höhe von insgesamt 
715.000 Euro. 22 neue Betreu-
ungsplätze werden der neuen 
Kinderkrippe in Villenbach (Land-
kreis Dillingen an der Donau) zu-
teil. Die Förderung beläuft sich 
auf 351.000 Euro. In der Kinderta-
gesstätte „St. Gabriel“ in Nieder-
raunau (Landkreis Günzburg) ent-
stehen 32 neue Betreuungsplät-
ze für Kinder. Der Freistaat unter-
stützt die Kommune mit 323.000 
Euro. 

Über 34 neue Betreuungsplät-
ze darf sich das Montessori-Kin-
derhaus in Nördlingen (Landkreis 
Donau-Ries) freuen. Förderungs-
summe: 259.000 Euro. Auch die 
Kindertageseinrichtung „Liselotte 
Forster“ in Illertissen-Au (Land-
kreis Neu-Ulm) wird mit 25 neuen 
Betreuungsplätze für Kinder be-
dacht. Der Freistaat unterstützt 
die Kommune mit einer Förde-
rung in Höhe von 99.000 Euro.

In der Coburger Kinderkrip-
pe Bergwichtel werden 50 neue 
Betreuungsplätze bereitgestellt. 

Die Förderung beläuft sich auf 
350.000 Euro. Im Waldorfkinder-
garten sowie in der Kinderkrip-
pe für den „Waldorf-Kindergar-
ten“ in Hof entstehen 37 neue 
Betreuungsplätze für Kinder. Der 
Freistaat unterstützt die Kom-
mune dabei mit einer Förderung 
in Höhe von insgesamt 109.000 
Euro.

Nach Trautners Angaben un-
terstützt der Freistaat seit 2008 
die Gemeinden massiv durch 
zusätzliche Mittel zum Aus-
bau der Kinderbetreuung. „Da-
mit tragen wir den geänderten 
Bedürfnissen der Familien und 
den steigenden Geburtenzah-
len Rechnung. Über 1,3 Milliar-
den Euro hat der Freistaat da-
für zur Verfügung gestellt. Hin-
zu kommen 846 Millionen Euro 
an Bundesmitteln, die in voller 
Höhe den Kommunen zugute-
kommen.“

Ausbau der Betreuungsplätze 
für Grundschulkinder

Im aktuellen 4. Sonderinvesti-
tionsprogramm wurden die 178 
Millionen Euro an Bundesmit-
teln mit Landesmitteln in Höhe 
von 417 Millionen Euro erhöht. 
Insgesamt werden damit rund 
73.500 Betreuungsplätze für 
Kinder bis zur Einschulung geför-
dert. Auch nach dem Ende des 4. 
Sonderinvestitionsprogramms 
engagiert sich der Freistaat wei-
ter beim Kita-Ausbau. Der Fokus 
verschiebt sich nun auf den Aus-
bau der Betreuungsplätze für 
Grundschulkinder.

Im vorschulischen Bereich för-
dert der Freistaat auch künf-
tig die Kommunen, und zwar im 
Rahmen des Bayerischen Finanz- 
ausgleichsgesetzes. Die förder-
fähigen Kosten werden, abhän-
gig von der Finanzkraft der Ge-
meinde, in Höhe von bis zu 80 
Prozent, in Einzelfällen sogar bis 
zu 90 Prozent, erstattet.

Trautner: „Für den Ausbau 
der Kinderbetreuung sind die 
Mittel bestens eingesetzt. Wir 
wollen aber auch höchste Qua-
lität in den Kindertageseinrich-
tungen überall in Bayern. Des-
halb leisten wir auch hohe Be-
triebskostenzuschüsse an die 
Gemeinden und setzen zusätz-
lich qualitative Akzente durch 
Förderprogramme. Zum Bei-
spiel haben wir einen Leitungs- 
und Verwaltungsbonus einge-
führt, um die pädagogischen 
Leitungen zeitlich zu entlasten. 
Die Konditionen dafür haben 
wir aktuell mit Wirkung ab 2021 
erheblich verbessert.“ DK

Familienministerin Carolina Trautner (r.) hat den Preis „Herzwerker“ 
für Bayerische Kindertagesstätten als Teil der breit angelegten Image-
kampagne für soziale Berufe ins Leben gerufen und den Kindergarten 
Glockenbachwerkstatt im Bürgerhaus München als einen der ersten 
Preisträger ausgezeichnet. Unser Bild zeigt die Staatsministerin mit den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Kindergartens. Bild: StMAS/Göttert

https://www.muenchenerhyp.de/de
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Verbundenheit
ist einfach.
Die Sparkasse ist und bleibt der wichtigste Finanzdienstleister in
der Region.

Mit 35.813 Mitarbeitern und 2.009 Filialen sind die bayerischen Sparkassen für ihre
Kundinnen und Kunden da. Davon profitieren neben den Menschen auch die Unternehmen in
der Region. Wir unterstützen sie mit Krediten von 151 Milliarden Euro. Auch wenn andere sich
zurückziehen, bleiben wir in Ihrer Nähe. Heute und auch in Zukunft ist uns dies wichtig. Und
das ist gut für Bayern.

Erste bayerische Sparkasse 
feiert 200-jähriges Bestehen

200 Jahre Daseinsfürsorge für alle – Bayerns älteste Sparkasse 
feiert in diesen Tagen ein großes Jubiläum. Die Sparkasse Nürn-
berg eröffnet damit den Reigen der heute 64 bayerischen Spar-
kassen, die ab 1821 überall im Freistaat gegründet wurden und in 
der kommenden Zeit sukzessive ihre großen Geburtstage feiern.

Prof. Dr. Ulrich Reuter, Präsi-
dent des Sparkassenverbands 
Bayern, begleitet den besonderen 
Geburtstag mit Stolz auf die gro-
ße Leistung der öffentlich-recht-
lichen kommunalen Kreditinstitu-
te in Bayern bis heute und rich-
tet gleichzeitig seinen Blick in 
die Zukunft: „Dass es Sparkassen 
gibt, die in Finanzthemen Anlauf-
stelle für alle sind und nicht nur 
für besondere Personenkreise, ist 
kein Naturgesetz, sondern eine 
menschliche Leistung. Es war sei-
nerzeit eine große Errungenschaft, 
auch den einfachsten Dienstboten 
den Weg zur eigenen Zukunfts-
vorsorge und damit der finanziel-
len Selbstverantwortung zu eröff-

nen. Diese Tradition wird bis heute 
permanent weiterentwickelt und 
nach allen Regeln des modernen 
Bankgeschäfts ausgebaut. Auch 
die kleinen und mittleren Unter-
nehmen in den bayerischen Regio-
nen zählen stabil auf ihre Sparkas-
sen, denn die fühlen sich der Wirt-
schaft und Gesellschaft ihrer Hei-
mat verpflichtet, sind eng am Puls 
ihrer Geschäftsgebiete und haben 
deshalb genau im Blick, was ihre 
Kunden dort brauchen. Die Spar-
kassen haben dabei in den zurück-
liegenden zwei Jahrhunderten be-
wiesen, dass sie den Wandel nicht 
nur sicher begleiten, sondern 
auch immer wieder neu mitgestal-
ten – das setzen sie auch unter er-

schwerten Bedingungen fort und 
zeigen sich damit auch künftig wi-
derstandsfähig, wandlungsfreudig 
und tatkräftig.“

Entwicklungsschritte

In den Jahren 1821 bis zur Jahr-
hundertwende wurden in Bayern 
370 kommunale Sparkassen ge-
gründet, die sich im Lauf der Zeit 
von der einfachen Verwahrstel-
le für Spareinlagen im Amtszim-
mer bis zum vollwertigen Kreditin-
stitut, das aus den Einlagen Darle-
hen vergibt, entwickelt haben. Das 
Aufkommen und die Verbreitung 
von Sparkassen hängt eng mit 
der Entwicklung der industriellen 
Gesellschaft im 18. und 19. Jahr-
hundert zusammen: Im Transfor-
mationsprozess von der altstän-
disch-aristokratischen, zünftisch 
organisierten Gesellschaftsord-
nung zur industriellen Welt wa-

ren sie von Beginn an Teil des Mo-
dernisierungsprozesses in Wirt- 
schaft und Gesellschaft. Denn sie 
stehen – bis heute und auch in der 
Zukunft – für die finanzielle Selbst-
verantwortung aller Beteiligten 
im Wirtschaftsgeschehen, seien 
es die Beschäftigten auf allen Posi-
tionen, die Unternehmen oder al-
le anderen Menschen, die im Ge-
schäftsgebiet leben.

„Ursprungsgedanke und bis 
heute gesetzlich verankerter Auf-
trag der bayerischen Sparkassen 
ist die Förderung des Sparens in 
der Bevölkerung – in Zeiten der 
Negativzinsen interpretieren wir 
das allerdings inzwischen besser 
als Angebote zum Vermögensauf-
bau auf allen Wegen,“ folgert Reu-
ter: „Die bayerischen Sparkas-
sen bleiben also bei ihren Leisten, 
aber sie passen sich dabei ständig 
an die jeweiligen Umfeldbedin-
gungen im Zeitenwechsel an. Das 
gilt auch für ihre Rolle in Krisen, sei 
es die Finanzkrise, die Flüchtlings-
krise, Hochwasser oder zuletzt 
die Corona-Pandemie – sie ste-
hen mit passgenauen Lösungen an 
der Seite ihrer Privat- und Unter-
nehmenskunden und leisten Un-
terstützung: Sparkassen können 
Krisen meistern. Und sie können 
Wandel, das haben sie bewiesen.“

Ob es darum ging, das Kredit-
geschäft aufzunehmen, den bar-
geldlosen Zahlungsverkehr einzu-
führen, EC-Girokarten einzufüh-
ren, ein EC-Geldautomatennetz zu 
schaffen, die Kunden in die Welt 
des Internets zu begleiten und ein 
Online-Banking aufzubauen, das 
kontaktlose Bezahlen zu ermögli-
chen oder das Smartphone-Ban-
king zu etablieren – „die Sparkas-
sen sind stets mit zeitgemäßen in-
novativen Lösungen an der Seite 
der Bürger und des Mittelstands 
im Freistaat,“ so Reuter: „Und das 
wird so bleiben, auf den Marktfüh-
rer ist auch weiterhin Verlass.“ r

BayernLB verleiht 
„Förderprofi 2020“

Bei der Vergabe von Förderkrediten im Freistaat hat die S-Fi-
nanzgruppe ein neues Rekordvolumen erreicht. 2020 haben die  
64 bayerischen Sparkassen in Kooperation mit der BayernLB Dar-
lehen der LfA Förderbank Bayern, der KfW und der Landwirt-
schaftlichen Rentenbank mit einem Gesamtvolumen von 6,1 Mrd. 
Euro ausgereicht. Damit erzielten sie einen Marktanteil von 34,9 
Prozent. Für ihren Beitrag zu diesem Erfolg wurden besonders 
engagierte Sparkassen mit dem „Förderprofi“ ausgezeichnet.

Die Auszeichnung „Förderprofi“ 
vergibt die BayernLB seit mittler-
weile elf Jahren. Sie würdigt da-
mit die engagiertesten Institute 
im Fördergeschäft in jedem Re-
gierungsbezirk. Gemessen an der 
Neugeschäftsquote (Anteil För-
derkreditzusagen am Kreditneu-
geschäft) waren das im vergan-
genen Jahr die Sparkasse Berch-
tesgadener Land (Oberbayern), 
die Sparkasse Bayreuth (Ober-
franken), die Sparkasse Ober-
pfalz-Nord (Oberpfalz), die Spar-
kasse Fürth (Mittelfranken), die 
Sparkasse Passau (Niederbay-
ern), die Sparkasse Donauwörth 
(Schwaben) und die Sparkas-
se Bad Neustadt a.d. Saale (Un-
terfranken). Des Weiteren wurde 
der Sparkasse Fürth der Förder-
profi „Nachhaltigkeit“ verliehen. 
Sie wies die höchste Zusagequo-
te für Förderprogramme aus, die 
auf Energieeffizienz und Umwelt-
schutz einzahlen.

„2020 war für die Fördermit-
tel-Berater der Sparkassen ein 
echtes Ausnahmejahr. Mit tat-
kräftiger Unterstützung der 
Bayerischen Landesbank ha-
ben sie das Neugeschäftsvo-
lumen gegenüber 2019 mehr 
als verdoppelt“, betonte Vor-
standsmitglied Gero Bergmann:  
„Insbesondere die ausgezeichne-
ten Sparkassen haben die aufge-
legten Corona-Programme einge-

setzt, um zahlreichen mittelstän-
dischen Unternehmen die benö-
tigte Liquidität zu verschaffen. Die 
Förderprofis der S-Finanzgruppe 
haben damit einen wesentlichen 
Beitrag zur Stabilisierung der bay-
erischen Wirtschaft geleistet.“

Laut Roland Schmautz, Vizeprä-
sident des Sparkassenverbands 
Bayern, „hatten unsere Kunden im 
Frühjahr 2020 plötzlich den unvor-
hersehbar erhöhten Liquiditätsbe-
darf, den wir dann flexibel und in-
dividuell abgestimmt aus eigenen 
Kreditmitteln und den schnell auf-
gelegten Fördermittelprogrammen 
decken konnten. Hier hat sich un-
ter Extrembedingungen gezeigt, 
wie effektiv die schon unter Nor-
malbedingungen bewährte Zu-
sammenarbeit im Krisenfall durch-
starten kann. Davon profitiert der 
bayerische Mittelstand, der jetzt 
stabiler in die Nachholzeit nach 
den Lockdowns geht.“

Durch ihre gute Zusammenar-
beit haben die bayerischen Spar-
kassen und die BayernLB dazu bei-
getragen, die Liquiditätsversor-
gung ihrer Kunden auch während 
der Corona-Krise sicherzustellen. 
Die BayernLB hat, insbesondere 
im bewährt engen Schulterschluss 
mit den Sparkassen, im Jahr 2020 
allein aus den Corona-Sonderpro-
grammen mehr als 10.000 Förder-
anträge mit einem Volumen von 
rund 2,9 Mrd. Euro bearbeitet. DK

Deutscher Städtetag zur Krankenhausfinanzierung:

Enorme Defizite bei kommunalen 
Großkrankenhäusern

Die Corona-Pandemie wirkt wie ein Brandbeschleuniger. Bereits in 
den vergangenen Jahren stiegen die Defizite der großen kommu-
nalen Krankenhäuser. Jetzt fürchten die Städte um deren Bestand. 
In einem „Forderungspapier zur strukturellen Verbesserung der 
Finanzierung kommunaler Maximalversorger und Schwerpunkt-
krankenhäuser“ werden Bund und Länder ersucht, die finanziel-
le Lage der Krankenhäuser schnell zu verbessern, damit sie ihre 
lebensnotwendigen Dienstleistungen weiter in hoher Qualität er-
bringen können. Strukturelle Probleme, die die Corona-Krise be-
sonders deutlich gemacht hat, müssten jetzt angepackt werden.

„Die Corona-Pandemie hat uns 
gezeigt: Große kommunale Kran-
kenhäuser sind zusammen mit den 
Universitätskliniken das Rückgrat 
einer hochwertigen Gesundheits-
versorgung. Jeder Tag der Pande-
mie ist eine neue Bewährungspro-
be, die sie mit Bravour stemmen. 
Zudem übernehmen viele Maxi-
malversorger und Schwerpunkt-
krankenhäuser Verantwortung für  
eine ganze Region. Doch viele 
Krankenhäuser sind inzwischen 
selbst Patient. Sie sind chronisch 
unterfinanziert. Nahezu alle kom-
munalen Großkrankenhäuser ha-
ben mit Defiziten zu kämpfen. Im 
Corona-Jahr 2020 verschlechterte 
sich ihr Jahresergebnis um durch-
schnittlich rund 6 Millionen Euro“, 
erläutert Burkhard Jung, Präsident 
des Deutschen Städtetages und 
Oberbürgermeister von Leipzig.

Schon vor der Corona-Pande-
mie bestanden aus seiner Sicht 
strukturelle Finanzierungsdefizite 
kommunaler Großkrankenhäuser. 
Diese zeigten sich jetzt noch stär-
ker. 2019 hätten rund 40 Prozent 
der öffentlich-rechtlichen Häuser 
ihre Haushalte mit Verlusten ab-
geschlossen, für 2020 rechne man 
mit knapp 80 Prozent der Häuser.

Jung zufolge sind Kranken-
hausdefizite in ungeahnter Höhe 
und wegbrechende Steuerein-
nahmen durch Corona ein brisan-
tes Gemisch. „Wir warnen davor, 
die Kommunen finanziell zu über-

fordern. Sonst wächst die Ge-
fahr, dass manche Kommunen 
keine Möglichkeit mehr sehen, 
das Großkrankenhaus mit erheb-
lichem Defizit zu erhalten. Bund 
und Länder müssen die erforder-
lichen Mittel bereitstellen, damit 
kommunal getragene Großkran-
kenhäuser wieder auf gesunden 
Füßen stehen können.“

Nicht zuletzt in der Corona-Kri-
se habe sich die Bedeutung der 
kommunal getragenen Kranken-
häuser gezeigt. Sie werden für ei-
ne sichere Versorgung dringend 
gebraucht, nicht nur in Pandemie-
zeiten.

Finanzielle Lage verbessern

Konkret fordern Deutscher 
Städtetag sowie die Standort-
städte der Maximalversorger und 
Schwerpunktkrankenhäuser den 
Bund auf, Rahmenbedingungen 
zu schaffen, um
• eine auskömmliche Betriebs-
kostenfinanzierung durch eine 
Kombination aus Vorhaltepau-
schalen und einer adäquaten 
Leistungsvergütung zu ermögli-
chen;
• die Finanzierung der Not-
fallbehandlungen und Versor-
gungsinfrastruktur auskömm-
lich im Sinne einer Grundfinan-
zierung ohne zwingenden Leis-
tungsbezug zu gestalten;
• die flächendeckende ambu-

lante Versorgung durch Öffnung 
von Krankenhausambulanzen 
analog zu den Hochschulambu-
lanzen als Ergänzung zum nie-
dergelassenen Bereich zu stär-
ken und einen entsprechenden 
Vergütungsrahmen zu schaffen;
• Tarifsteigerungen aller Berufs-
gruppen im Krankenhaus voll-
ständig zu refinanzieren und den 
finanziellen Aufwand zur (fach-) 
ärztlichen Ausbildung bei der 
Krankenhausfinanzierung kosten- 
deckend zu berücksichtigen und
• die strukturell unterfinanzier-
ten Leistungsbereiche wie bei-
spielsweise die Geburts- und 
Kinderkliniken auskömmlich zu 
finanzieren.

Zudem wird für die Reduzie-
rung der immer weiter ausge-
dehnten und nicht gegenfinan-
zierten Bürokratisierung etwa im 
Bereich der Personaldokumenta-
tion plädiert, um die hier gebun-
denen Ressourcen für die Patien-
tenbehandlung nutzen zu können.

Die Landesregierungen wer-
den aufgefordert, die milliar-
denschwere Lücke in der Investi- 
tionsförderung für Krankenhäuser 
zu schließen, damit eine ausdiffe-
renzierte und aufeinander auf-
bauende Krankenhauslandschaft 
mit klaren Versorgungsrollen zwi-
schen den Krankenhäusern ent-
wickelt werden kann. Darüber hi-
naus müsse der Investitionsstau 
der vergangenen zehn Jahre von 
mindestens 30 Mrd. Euro zügig 
aufgelöst werden.

„Die Gesellschaft erwartet von 
kommunalen Großkrankenhäu-
sern nicht nur die Notfallbehand-
lung, sondern das Vorhalten ei-
ner Versorgungsstruktur für al-
le Fälle und Notfälle des Lebens. 
Sie sollen und wollen Pflegekräf-
te und Ärzte ausbilden. Sie halten 
Geburts- und Kinderstationen auf 
einem immer höheren Leistungs-
level vor, obwohl immer weniger 
Kinder geboren werden – um nur 
wenige Beispiele zu nennen. Aber 
für all das, für diese essenziellen 
Beiträge zur Daseinsvorsorge in 
einem hoch entwickelten Land, 
fehlt mittlerweile der hierfür an-
gemessene finanzielle Ausgleich“, 
heißt es weiter.

Im Interesse am Gemeinwohl 
dürften Bund und Länder nicht die 
Augen davor verschließen, wel-
che Aufgaben große kommunale 
Krankenhäuser als konstitutiver 
Bestandteil der Krankenhausland-
schaft zur Daseinsvorsorge leis-
ten. Gerade in Krisenzeiten stün-
den sie ohne Frage mit ihrem Per-
sonal und ihrer Infrastruktur dem 
öffentlichen Gesundheitsdienst 
zur Seite und nähmen ihre Ver-
antwortung wahr. DK

Kommunaler Straßenausbau: 

50 Millionen Euro zusätzlich 
im Jahr 2021

„Wir unterstützen unsere 
Städte und Gemeinden bei ihren 
Straßenausbaumaßnahmen wei-
terhin auf höchstem Niveau! So 
erhalten die bayerischen Kom-
munen nach dem Wegfall der 
Straßenausbaubeiträge im Jahr 
2021 pauschal 135 Mio. Euro – 
50 Mio. Euro mehr als im Vor-
jahr“, teilt Finanz- und Heimat-
minister Albert Füracker mit. 
„Der Freistaat ist und bleibt, be-
sonders in den aktuell schwieri-
gen Zeiten der Corona-Pande-
mie, ein sehr verlässlicher Part-
ner seiner Kommunen.“

Nach dem Wegfall der Straßen-
ausbaubeiträge erhalten die bay-
erischen Kommunen jährlich 85 
Mio. Euro in Form von Straßen-
ausbaupauschalen. Im Jahr 2021 
stehen für die Pauschalen ein-
malig zusätzlich 50 Mio. Euro zur 
Verfügung. Langfristig werden 
die Pauschalen auf 150 Mio. Euro 
anwachsen. Diese staatlichen Fi-
nanzmittel sind weit mehr, als die 
ca. 55 Mio. Euro, die die Gemein-
den im Durchschnitt der letzten 
zehn Jahre vor der Abschaffung 
der Straßenausbaubeiträge ver-
einnahmt hatten. r

https://www.sparkasse.de/
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Zurück zur Schuldenbremse!
Dr. Edmund Stoiber und Prof. Dr. Hans-Werner Sinn beim Wirtschaftsbeirat Bayern

„Die ungesunde Verzahnung einer exzessiven Staatsverschuldung 
mit einer ultralockeren Geldpolitik macht die EZB handlungsun-
fähig. Ihre Unabhängigkeit ist beeinträchtigt. Die Kluft zwischen 
armen und reichen Ländern steigt“ stellte der ehemalige Bayeri-
sche Ministerpräsident Dr. Stoiber im Gespräch beim Wirtschafts-
beirat Bayern (wbu) fest. Prof. Sinn betonte: „Die europäische Ge-
sellschaft kann nicht weiter in dem Maße aus der Druckerpresse 
leben, wie es während der Krisen seit 2008 geschah. Staaten, Fir-
men und private Haushalte müssen sich nach der Decke strecken 
und wieder mit den eigenen Mitteln haushalten lernen. Sonst 
drohen eine Inflation und eine Erosion des Gemeinwesens“.

Wbu-Präsidentin Prof. Angeli- 
ka Niebler stellte klar, die Geldpo-
litik der EZB habe die Wirtschaft 
in der Krise stabilisiert und der 
Wiederaufbaufonds sei ein gro-
ßer Kraftakt der EU gewesen, um 
die Folgen der Pandemie in den 
Mitgliedstaaten zu bewältigen. 
Niebler betonte: „Jetzt gilt es, zu 
einer nachhaltigen und soliden 
Geld- und Finanzpolitik zurückzu-
kehren.“ 

Weder dürfe der Wiederauf-
baufonds zur Dauereinrichtung 
werden, noch dürfe er den Weg in 
eine Schuldenunion ebnen. Viel-
mehr müsse die EU von den Mit-
gliedstaaten eine konsequen-
te Reformagenda zur Stärkung 
der Wettbewerbsfähigkeit ein-
fordern. Hierauf sei bei der Über-
prüfung und Kontrolle der von 
den Mitgliedstaaten aufgestell-
ten Wiederaufbaupläne durch die 

Kommission streng zu achten. Die 
europäische Finanzarchitektur 
werde zudem auch Gegenstand 
der Konferenz zur Zukunft Euro-
pas sein, die vom Europäischen 
Parlament, der EU-Kommission 
und den Mitgliedstaaten im Mai 
dieses Jahres gestartet wurde.

Explosive Gemengelage

Stoiber und Sinn waren sich ei-
nig: Schuldenwelle und Geldflut, 
Negativzinsen und Inflationspo-
tenzial, EU-Nebenhaushalte mit  
gesamtschuldnerischer Haftung, 
Bruch der Maastrichtkriterien – 
diese Gemengelage berge enor-
men Sprengstoff für den sozia-
len Zusammenhalt in Deutschland 
und in der Europäischen Gemein-
schaft. Zunehmende Staatsein- 
griffe in die Soziale Marktwirt- 
schaft und eine zunehmende 

„Rundum-sorglos-Mentalität“, 
gefördert durch politische Um- 
verteilung, festige zudem den 
Trend zur strukturellen Wachs-
tumsschwäche. Die Rückkehr zur 
Schuldenbremse, der Rückzug der 
EZB auf ihre Kernaufgaben und 
mutige strukturelle Reformen sei-
en der Königsweg zu einer soli-
den und nachhaltigen marktwirt-
schaftlichen Wachstumspolitik. 
Sinn und Stoiber stellten weitrei-
chende Forderungen an Politik 
und EZB.

Politik solider Finanzen

Die Neuverschuldung müsse 
schrittweise wieder zurückgeführt 
werden. Da es absehbar sei, dass 
die Pandemie durch die Impfun-
gen überwunden wird und sich 
ein starker Aufschwung ankün-
digt, sei es erforderlich, die Schul-

denbremse sofort wieder einzu-
halten. Sie noch länger gelockert 
zu lassen oder gar abzuschaffen, 
wäre ein fataler Fehler. Eine Poli-
tik solider Finanzen sei auch eine 
Herausforderung für die Genera-
tionengerechtigkeit, der das Bun-
desverfassungsgericht zuletzt in 
Zusammenhang mit der Klimapo-
litik einen Verfassungsrang ge-
geben hat. Sie müsse durch eine 
konsequente Wachstumsstrategie 
flankiert werden: Weniger Büro-
kratie aus Brüssel und Berlin, nied-
rigere und wettbewerbsfähigere 
Steuern, marktwirtschaftliche Kli-
mapolitik, mehr Zukunftsinvestiti-
onen und mehr Innovationen.

Die EZB müsse sich auf ihre Kern- 
aufgabe, der Sicherung der Preis-
niveaustabilität, besinnen. Dazu 
gehöre es, die Staatsanleihekäu-
fe zu beenden und fällig werden-
de alte Staatsanleihen nicht mehr 
zu ersetzen, um so die aufgebläh-
te Geldmenge zu reduzieren. Eine 
Abschreibung von Staatsanleihen 
sei vertragswidrig und dürfe nicht 
zur Debatte stehen. r

DAVID-Preisträger 2021:

Ideen- und Inspirationsquelle
Zwei Projekte von Stiftungen der Sparkassen-Finanzgruppe sind 
vom Deutschen Sparkassen- und Giroverband ausgezeichnet wor-
den. Dieser Preis ist kleineren Stiftungsprojekten gewidmet, die 
trotz eines Budgets von unter 25.000 Euro in ihrer Region eine 
große Wirkung entfalten. Die Gewinnerprojekte des David wei-
sen eine besondere Vorbildfunktion auf und können anderen 
Sparkassenstiftungen als Ideen- und Inspirationsquelle dienen.

Als Projekt, das im Projektver-
lauf an die Coronapandemie an-
gepasst wurde, ist das Förderpro-
jekt „Wissensdurst – ein mobiles 
Informations- und Beratungsca-
fé von und für SeniorInnen“ der 
Stiftergemeinschaft der Sparkas-
se Vest Recklinghausen gewür-
digt worden.

Der Zugang zu Bildungsange-
boten wird älteren Menschen 
häufig durch unzureichende (di-
gitale) Mobilität erschwert. Die 
Coronapandemie und die Ver-
änderungen und Einschränkun-
gen verstärken dies zusätzlich. 
Dem wirken die mobilen Wis-
sensdurstcafés entgegen, die von 
der Diakonie Recklinghausen und 
der Stiftergemeinschaft entwi-
ckelt wurden. Hier werden bar-
rierefreie Begegnungsräume ge-
stellt und Informationen und (di-
gitale) Kompetenzen vermittelt, 
die zu einem selbst bestimmten 
Leben im Alter beitragen und Ein-
samkeit (digital) entgegentreten.

Förderprojekt  
„Wissensdurst“

In zwölf barrierefreien Wis-
sensdurstcafés wird lebensprak-
tisches, relevantes Wissen von 
Senioren für Senioren vermittelt. 
An vier Standorten widmeten 
sich über sechs Monate Exper-
ten, die selbst bereits im Ruhe-
stand sind, sechs aktuellen The-
men, etwa „Wie finde ich durch 
den Pflege-Dschungel?“, „Whats-
app & Co. – wie bleibe ich in Kon-
takt?“ oder „Onlinebanking & 
Shopping – einfach sicher für al-
le!“. Über eine große Zahl weite-
rer Kooperationspartner konnte 
ein Netzwerk implementiert und 
ausgestaltet werden.

Die Wissensvermittlung ana-
loger und digitaler Themen von 
und für Senioren trifft die Le-
benswirklichkeit älterer Men-
schen und stärkt die Partizipati-
on – insbesondere auch in Zeiten 
von Corona. Dabei wurden Barri-
eren abgebaut und ein chancen- 
und bedarfsgerechtes Angebot 
vor Ort etabliert.

Mit dem Projekt „Tonie-Bo-
xen für die Kitas“ wurde die Stif-
tung „Für unsere Jugend“ der 
Kreissparkasse Mayen als Pro-
jekt, das aufgrund der Corona-
pandemie entwickelt wurde, aus-

gezeichnet. Mit dieser so kreati-
ven wie pragmatischen Lösung 
zur Durchführung lieb gewonne-
ner Gewohnheiten in Coronazei-
ten sorgte die Stiftung für gro-
ße Freude in den Kitas ihrer Regi-
on. Jedes Jahr zum bundesweiten 
Vorlesetag besuchen die Aus-
zubildenden der Kreissparkasse 
Mayen Kindertagesstätten, um 
den Kindern vorzulesen und Bü-
cher zu verschenken.

Aufgrund der Coronapande- 
mie war dieses lieb gewon-
nene Ritual 2020 nicht mög-
lich. Um den Kindern den-
noch ein Highlight zu bieten, 
hat die Stiftung an 37 Kitas To-
nie-Boxen geschenkt. Die Cre-
ativ-Tonies (das sind die elek-
tronischen Speicherkarten für 
die Box) wurden von der Stiftung 
mit einer Geschichte bespro-
chen. Dazu erhielt jede Kita ein 
Vorlesebuch und jedes Kind ein 
Bambini-Büchlein zum Thema 
„Europa und die Welt“. Die Kitas 
können das Material flexibel und 
vielfältig für viele schöne Kinder-
garten-Momente einsetzen.

Tonie-Boxen für die Kitas

Die Stiftung hat die Idee entwi-
ckelt, die Tonie-Boxen gekauft, in-
dividuell vertont und an die Kitas 
verteilt. Da die Komponenten der 
Tonie-Boxen austauschbar, er-
weiterbar und neu besprechbar 
sind, sind sie auch nachhaltig. 
Um die Aktion zu erweitern, ha-
ben die regionalen Stadtbücher-
eien jeweils eine Spende für die 
kostenlose Ausleihe weiterer To-
nie-Boxen an die Kitas erhalten. 
2021 werden weitere Kitas mit 
dem Gerät ausgestattet.

„Unsere Stiftungen sind zuver-
lässige Förderer gemeinnütziger  
Initiativen“, betonte Helmut 
Schleweis, Präsident des Deut-
schen Sparkassen- und Girover-
bands. Dies gelte besonders in 
herausfordernden Zeiten. Gera-
de jetzt sei es wichtig, den Zu-
sammenhalt in der Gesellschaft 
zu stabilisieren und die Gemein-
schaft zu stärken. Die Engage-
ments sollten dabei helfen, dass 
in allen Regionen Deutschlands 
das soziale und kulturelle Leben 
nach der Pandemie wieder wei-
tergehen könne, unterstrich der 
DSGV-Präsident. DK 

Mantelverordnung und Altpapier-Kreislauf: 

bvse fordert Optimierung
Vor kurzem hat der Bundesrat die vorliegende Mantelverordnung 
verabschiedet. Den Kern des Vorhabens bilden die Einführung 
einer Ersatzbaustoffverordnung und die Neufassung der Bun-
des-Bodenschutz- und Altlastenverordnung. Im Zusammenhang 
damit werden auch die Deponieverordnung und die Gewerbeab-
fallverordnung geändert. Anforderungen für den Einbau minera-
lischer Ersatzbaustoffe in technischen Bauwerken sind in der Er-
satzbaustoffverordnung enthalten. Mit dieser sollen die Ziele der 
Kreislaufwirtschaft gefördert und die Akzeptanz für den Einsatz 
von Ersatzbaustoffen verbessert werden.

Umfrage von IDZ und DStGB:

Bargeldlose Zahlungen in 
Kommunen nehmen zu

Laut einer aktuellen infas quo-Umfrage der Initiative Deutsche 
Zahlungssysteme (IDZ) in Kooperation mit dem DStGB hat die Co-
rona-Pandemie zu einer Zunahme bargeldloser Zahlungen geführt. 
Bereits 2014 wurden Kommunen zum Status quo und zu künfti-
gen Potenzialen moderner Bezahlsysteme befragt. Die Neuaufla-
ge zeigt: An vielen Orten gehört bargeldloses Bezahlen zum Alltag. 
Doch damals wie heute gibt es immer noch Ausbaupotenzial.

„Die Pandemie wirkt als Kata-
lysator und hat eine neue Dyna-
mik in die Digitalisierungsprozes-
se gebracht, gerade auch beim 
Bezahlen. Nach der aktuellen 
Umfrage von IDZ und DStGB wur-
de in jeder zweiten Kommune in 
der Pandemie deutlich mehr bar-
geldlos bezahlt“, stellt Dr. Gerd 
Landsberg, Hauptgeschäftsfüh-
rer des DStGB, fest. Insbesondere 
bei der bargeldlosen Bezahlung 
in der Verwaltung seien Kom-
munen heute bereits gut aufge-
stellt: Knapp neun von zehn Kom-
munen setzen sie dort ein – egal 
in welcher Form. 2014 waren es 
nur 70 Prozent, die die bargeldlo-
se Zahlung anboten. 

Auch wenn die größeren Kom-
munen beim Einsatz elektroni-
scher Zahlungssysteme oftmals 
Vorreiter waren, stehen ihnen 
kleinere kaum noch nach: Fast je-
de Kommune mit 50.000 Einwoh-
nern und mehr (96 Prozent) setzt 
die bargeldlose Bezahlung in der 
Verwaltung ein. Bei den Kommu-
nen mit weniger als 10.000 Ein-
wohnern sind es bereits 79 Pro-
zent.

Gerade in den Bürgerämtern 
zeigt sich mit Blick auf die Zah-
lungssysteme ein sehr deutliches 
Bild: Die girocard, die Bezahlkar-
te der deutschen Banken und 
Sparkassen, steht damals wie 
heute auf Platz eins der elektro-
nischen Zahlmöglichkeiten und 
ist somit nach dem Bargeld die 
beliebteste Bezahlform. Darauf 
folgen die Überweisung/Rech-
nung, der elektronische Last-
schrifteneinzug sowie die Kre-
ditkarte. Bargeldloses Bezahlen 
birgt aus Sicht der Gemeinden 
ein hohes Einsparpotenzial, denn 
im Durchschnitt werden mehr als 
fünf Stunden pro Woche mit dem 
Bargeldhandling aufgewendet.

Werden Dienstleistungen in 
der Verwaltung heute mit der gi-
rocard beglichen, dann geschieht 
dies meist noch mit Stecken der 
Karte und PIN-Eingabe (78 Pro-
zent). Wie die aktuelle Statis-
tik der Deutschen Kreditwirt-

schaft zeigt, zahlen Verbraucher 
inzwischen jedoch bevorzugt 
kontaktlos: 60 Prozent aller gi-
rocard-Transaktionen werden  
berührungslos getätigt, rund 90 
Prozent der Terminals sind kon-
taktlosfähig. In den Kommunen 
setzt bisher über die Hälfte aller, 
die die girocard-Zahlung auf ih-
ren Bürgerämtern möglich ma-
chen, auch auf die berührungslo-
se Variante. 

Zahlreiche 
Anwendungsbereiche

Doch auch abseits der Verwal-
tung sehen Kommunen in vieler-
lei Anwendungsbereichen Chan-
cen für den Einsatz der elekt-
ronischen Bezahlung: Waren es 
2014 vorrangig Erlebnis- und 
Schwimmbäder, Büchereien so-
wie Parkscheinautomaten, hat 
sich dieses Bild deutlicher in den 
Anwendungsbereich der Mobi-
lität verschoben: Erlebnis- und 
Schwimmbäder führen die Lis-
te weiter an, dicht gefolgt von 
Stromtankstellen für Elektroau-
tos und Parkscheinautomaten 
sowie der Öffentliche Personen-
nahverkehr. 

Zwar wird die bargeldlose Be-
zahlung im Mobilitätsbereich von 
Kommunen als sinnvoll erach-
tet, jedoch besteht noch Ausbau-
potenzial beim Angebot: An den 
E-Ladesäulen beträgt die Akzep-
tanz der girocard laut Aussage 
der Kommunen bereits 45 Pro-
zent, an Parkscheinautomaten 
hingegen sind es nur 15 Prozent. 
Bei beiden spielt die Bezahlung 
via App bereits eine entscheiden-
de Rolle.

Ausbaufähig ist auch das gene-
relle Angebot digitaler Dienstleis-
tungen: Gaben vor sieben Jahren 
Kommunen an, dass 13 Prozent 
der Dienstleistungen online ge-
nutzt und auch bezahlt werden 
können, sind es heute 20 Prozent. 
Weitere 18 Prozent betonten, 
dass Dienstleistungen bereits on-
line genutzt aber noch nicht be-
zahlt werden können. DK

Aus Sicht des Bundesverban-
des Sekundärrohstoffe und Ent-
sorgung haben die inhaltlichen 
Diskussionen und Beratungen ge-
zeigt, dass auf alle Beteiligte noch 
einiges an Arbeit wartet. Um den 
Herausforderungen des Ressour-
censchutzes und der Kreislauf-
wirtschaft in der Baubranche ge-
recht zu werden, gleichzeitig die 
Akzeptanz von Ersatzbaustoffen 
zu fördern und Stoffstromver-
schiebungen in die Deponien zu 
vermeiden, seien unbedingt noch 
weitere Anstrengungen nötig, 
hob bvse-Hauptgeschäftsführer 
Eric Rehbock hervor.

„Wir stellen zwar Verbesserun-
gen der nun vorliegenden Mantel-
verordnung gegenüber den ers-
ten Entwürfen fest. Es ist jedoch 
auch keine Überraschung, dass 
wir bei allen erzielten Fortschrit-
ten noch erhebliche Kritikpunkte 
sehen, die in nächster Zeit ange-
gangen werden müssen. Die Not-
wendigkeit einer stetigen Weiter-
entwicklung ist auch ganz bewusst 
in der Mantelverordnung angelegt 
worden“, erklärte Rehbock.

Schwachstellen

So müsse erreicht werden, dass 
mineralische Ersatzbaustoffe, die 
einer strengen Qualitätskontrolle 
unterliegen, aus dem Abfallregi-
me entlassen werden. Schon jetzt 
gibt es in weiten Teilen Deutsch-
lands laut bvse entsprechende Re-
gelungen für einen Produktstatus 
von Recyclingbaustoffen: in Nord-
rhein-Westfalen, Baden-Württem-
berg, Hessen, Sachsen und auch 
in Bayern. Im Sinne einer funktio-
nierenden Kreislaufwirtschaft wä-
re es völlig kontraproduktiv, wenn 
die Politik hier scheitern sollte.

Eine weitere Schwachstelle, die 
es bis zum Inkrafttreten der Ver-
ordnung noch auszubessern gilt, 
ist Rehbock zufolge insbesonde-
re auch die Implementierung ei-
nes einheitlichen Analyseverfah-
rens für Recycling, Verfüllung und 
Deponierung von mineralischen 
Abfällen und Reststoffen. Dies 
sei eine Grundvoraussetzung für 
einen praktikablen Umgang mit 
der Mantelverordnung und da-
mit auch die Basis für ihren Er-
folg. Nur so könne gewährleistet 
werden, dass die Ersatzbaustoff-
verordnung künftig einen wesent-
lichen Beitrag zum Ressourcen-
schutz und zur Kreislaufwirtschaft 
leisten kann, das Recycling von 
Bauabfällen befördert und mas-

sive Stoffstromverschiebungen in 
die Deponien vermieden werden.

Vor immer neue Herausforde-
rungen sehen sich auch die mit-
telständischen Altpapierunter-
nehmen gestellt. Aussichtsreiche 
Zukunftsstrategien sind nach An-
sicht von bvse-Präsidiumsmitglied 
Henry Forster gefragt, um den 
Altpapier-Kreislauf erfolgreich auf 
Kurs zu halten.

Die mittelständisch geprägte  
private Entsorgungswirtschaft 
habe den Altpapiermarkt über 
Jahrzehnte hinweg aufgebaut 
und erfolgreich in einen wach-
senden globalen Warenverkehr 
integriert. Entscheidende Stell-
schrauben wurden seitdem ver-
ändert und können die Windrich-
tung des Marktes vehement dre-
hen. Sammel- und Recycling-
quoten stagnieren oder sind 
rückläufig. Input-Qualitäten ver-
schlechtern sich.

Bedrohung des Mittelstands

„War der Altpapiersammler in 
der Vergangenheit noch Besitzer 
und Händler des Altpapiers und 
nahm entscheidend Einfluss auf 
die Qualität der Sammlung, wird 
heute der Versuch unternommen, 
seine Funktion über Ausschrei-
bungen mehr und mehr auf die 
des Logistikers zu reduzieren“, er-
klärte Forster. Nach seiner Beob- 
achtung bedrohen große Ent-
sorger den Mittelstand. Die Pa-
pierindustrie, mit der über Jah-
re vertrauensvolle Geschäftsbe-
ziehungen aufgebaut wurden,  
wende sich in Teilen immer mehr 
direkt an Kommunen. Diese be-
stimmten hoheitlich über ih-
re Sammelsysteme in einem in-
homogenen Markt und näh-
men durch ihre Gebührengestal-
tung durchaus Einfluss darauf, ob 
hochwertige Fasern im Recycling-
kreislauf landen oder in der Haus-
mülltonne verloren gehen. Zudem 
optimierten Inverkehrbringer von 
Verpackungen ihre vertikalen Pro-
zessketten. 

Gestützt durch eine Anti-Kunst-
stoff-Symbolpolitik schlichen sich  
zudem vermehrt neue, schlecht 
recycelbare Materialien und Ver-
bunde in die Altpapier-Sammel-
systeme. Kunststoffbashing führe 
dazu, dass die Verpackungsindus-
trie mittlerweile auch hier in fa-
serbasierte Verpackungen drängt, 
wo es wenig sinnvoll ist und spä-
ter das Recycling behindert. Auch 
gehe der Glaube an die Produkt-

verantwortung der Hersteller im-
mer mehr verloren. Diese wür-
de zunehmend und ungerecht-
fertigt an den Entsorger und an 
einen Teilnehmer der Prozessket-
te delegiert, der sich am wenigs-
ten damit auskennt, nämlich den 
Verbraucher, kritisierte das Prä-
sidiumsmitglied. Der Konsument 
sei jedoch angesichts der Verpa-
ckungs- und Materialvielfalt mit 
der korrekten Trennung schlicht-
weg überfordert.

„Unsere Unternehmen müssen 
sich dieser Gegenwart stellen und 

zum Architekten ihrer Zukunft 
werden, nicht zu ihrem Opfer“, 
forderte Forster, der die Altpa-
pierbranche als ein extrem vola-
tiles Geschäft charakterisierte. 
Diejenigen, die die Partnerschaft 
mit dem erfahrenen Mittelstand 
pflegen, seien besser für Stürme 
gewappnet. Corona habe wieder 
gezeigt, dass ohne die Leistungs-
kraft und Schnelligkeit der mit-
telständischen Altpapierunter-
nehmen der Altpapier-Kreislauf 
schweren Schaden genommen 
hätte.  DK

Mantelverordnung:

Bewährte Regelung in Bayern
In Bayern existiert bereits ein Regelwerk, das die Interessen 

des Umweltschutzes und der Baupraxis sinnvoll ausgleicht. Da-
her hat sich der Freistaat stets für eine Länderöffnungsklausel 
in der von der Mantelverordnung mitumfassten Bundes-Bo-
denschutz- und Altlastenverordnung eingesetzt. Mit dem Be-
schluss im Bundesrat ist klar: Bayern kann seine Regelungen 
beibehalten.

Ohne die Länderöffnungsklausel hätte in Bayern die bewähr-
te Praxis, bestimmte mineralische Stoffe unter strengen Vor-
aussetzungen im Weg der Verfüllung von ausgebeuteten Gru-
ben, Brüchen und Tagebauen zu verwerten, eingestellt werden 
müssen. Diese Gruben entstehen in der Regel durch den Abbau 
von Baustoffen, wie zum Beispiel Sand oder Kies, die sonst nicht 
geschlossen werden könnten und als Wunde in der Landschaft 
verbleiben müssten. DK
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Bayerische Abfall- und Deponietage in Augsburg:

Batterieentsorgung 
und Deponieprojekte

Gemeinsam mit den Kooperationspartnern AU Consult, Bayerisches 
Landesamt für Umwelt und bifa Umweltinstitut veranstaltete das 
Kumas Umweltnetzwerk die 22. Bayerischen Abfall- und Deponie-
tage. Die Fachtagung wurde live aus dem Kongress am Park in Augs-
burg gesendet. Rund 300 Teilnehmer hatten sich zugeschaltet. Auf 
der Agenda standen u.a. die aktuellen Entwicklungen in der Kreis-
laufwirtschaft und Mantelverordnung, die Batterieentsorgung, ak-
tuelle Entwicklungen im Deponierecht und die Deponiesituation in 
Bayern sowie die bauliche Umsetzung von Deponieprojekten.

Dirk Hensel-Schikora vom Bay-
erischen Umweltministerium und 
Harald Pfaller (Bayerisches Lan-
desamt für Umwelt) informierten 
darüber, dass Deponien im Sinne 
der Industrieemissions-Richtlinie 
(IE-RL) in bestimmten Abständen 
in Kooperation mit anderen zu-
ständigen Behörden gemeinsam 
vor Ort zu besichtigen („integrier-
te und koordinierte Anlagenüber-
wachung“) sind. Dabei soll der Ab-
stand zwischen zwei Vor-Ort-Be-
sichtigungen bei DK-III-Deponien 
für Sonderabfälle, die oberir-
disch abgelagert werden können, 
ein Jahr, bei DK-II-Deponien (z.B. 
für Bauabfälle, Straßenaufbruch 
und Aschen) zwei Jahre und bei 
DK-I-Deponien (z.B. Bodenaus-
hub, Bauabfälle, KMF und Asbest) 
drei Jahre nicht überschreiten.

Technische Überwachung

In die Zuständigkeit des LfU als 
Überwachungsbehörde fallen ak-
tuell 78 IE-Deponien und zwei 
IE-Anlagen, die sich auf Depo-
niestandorten befinden (ein Zwi-
schenlager für gefährliche Abfäl-
le und ein Sickerwassertanklager). 
2020 fanden 24 Vor-Ort-Besich-
tigungen („IE“-Überwachungen) 
statt, in 2021 stehen 59 Überwa-
chungen an. Daneben befinden 
sich 81 DK-I- und -II-Deponien in 
der Nachsorgephase sowie rund 
300 Altdeponien (in der Stillle-
gungs- oder Nachsorgephase) in 
der Obhut des LfU. Bei diesen De-
ponien übt das LfU die technische 
Überwachung in der Regel anlass-
bezogen aus. Zudem werden bis-
her über 30 geplante und laufende 
Baumaßnahmen deponiefachlich 
begleitet. Für etwa zehn weitere 
Baumaßnahmen stehen derzeit 
abfallrechtliche Abnahmen an, für 
die das LfU als deponietechnische 
Bauüberwachungsbehörde die  
zulassungskonforme Umsetzung 
der einschlägigen Anforderungen 
prüft.

Wie viele andere Stadt- und  
Landkreise in Deutschland auch, 
verfügt der Landkreis Breisgau- 
Hochschwarzwald im Südwesten  
Baden-Württembergs derzeit 
nicht über eine eigene Bauschutt-
deponie der Deponieklasse I nach 
Deponieverordnung. Die Vorgän-
gerdeponie, die über 20 Jahre in 
Betrieb war, ist zwischenzeitlich 
endgültig verfüllt und seit 2018 
nicht mehr im Annahmebetrieb. 
Parallel hierzu hat der Landkreis 
über Kooperationen mit Nachbar-
landkreisen die Mitnutzung von 
deren DK II Deponien vereinbart. 
Aufgrund der knapper werden-
den Deponiekapazitäten gestal-
ten sich solche Kooperationen al-
lerdings immer schwieriger.

Daher befasst sich die Ab-
fallwirtschaft des Landkreises 
Breisgau-Hochschwarzwald (ALB) 
als öffentlich-rechtlicher Entsor-
gungsträger seit 2016 mit der 
Standortsuche und Planung einer 
neuen Bauschuttdeponie der De-
ponieklasse I. Ein solcher Stand-
ort wurde zwischenzeitlich gefun-
den und die Planungsleistungen 
für die Bauschuttdeponie „Wein- 
stetten“ bis zur Einreichung der 
Genehmigungsplanung sind ab-
geschlossen. Über den Verlauf der 
bisherigen Planungen berichteten 
Sven Kunz (Abfallwirtschaft Land-
kreis Breisgau-Hochschwarzwald, 
Freiburg) und Stefan Schatz (AU 
Consult GmbH, Augsburg).

Trotz Bedarf an Deponieraum 
ist es bei der Erweiterung beste-
hender oder der Errichtung neu-
er Deponien nicht ungewöhnlich, 
wenn Anwohner, Bürgerinitiati-
ven oder Umweltverbände schon 
im Vorfeld gegen das Vorhaben 
Stimmung machen, betonte Dr. 
Jessica Goller vom Bayerischen 
Landesamt für Umwelt. Dem ste-
he die Notwendigkeit neuer oder 
bestehender Deponien entgegen, 
um eine funktionierende Kreis-
laufwirtschaft zu gewährleisten 
und nicht vermeid- bzw. verwert-

bare Abfälle aus dem Stoffkreis-
lauf auszuschleusen.

Goller zufolge geht man davon 
aus, dass die Nicht-Akzeptanz von 
Deponien auch auf Missverständ-
nissen oder Fehlinformationen 
basiert. Um einen besseren Zu-
gang zur bayerischen Bevölkerung 
zu erhalten, führte die puls Markt-
forschung GmbH im Jahr 2020 ei-
ne repräsentative Befragung zum 
Thema „Abfallentsorgung“ durch. 
Das Ergebnis: Beim Thema Abfall- 
entsorgung und Deponien ist ei-
ne Diskrepanz zwischen dem tat-
sächlichen, eher geringen Infor-
mationsstand und der subjekti-
ven Relevanz festzustellen.

Die Vertrautheit mit dem The-
ma „Abfallentsorgung“ wird eher 
als gering eingeschätzt. „Top-of-
mind“ beim Thema Abfallentsor-
gung ist die Verbrennung. Nur 
14 % nennen ungestützt die De-
ponie als mögliche Abfallentsor-
gungsanlage. Für die Hälfte der 
Bevölkerung ist sie lediglich eine 
Anhäufung von (Rest-)Müll. Nur 
6 % wissen, dass auf bayerischen 
Deponien von den genannten Ab-
fällen nur Abbruchabfälle/Bau-
schutt und Erdaushub entsorgt 
wird. Jeder Fünfte glaubt an die 
Möglichkeit von Recycling als Al-
ternative zur Lagerung von Abfäl-
len auf Deponien. Vier von zehn 
Befragten sehen sich nicht in der 
Lage, sich zum Beitrag zum Um-
weltschutz durch Deponien zu 
äußern.

Informationsdefizite beim 
Thema Abfallentsorgung

Die hohe Relevanz und ein gro-
ßes Interesse an dem Thema zei-
gen sich laut Goller u. a. darin, 
dass für rund acht von zehn Per-
sonen das Thema „Abfallentsor-
gung“ (sehr) wichtig ist. Zudem 
würde immerhin ein Drittel gerne 
mehr über die Deponien vor Ort 
erfahren. Des Weiteren ist festzu-
stellen, dass diese Informations-
defizite insgesamt zu einem eher 
schlechten Image von Deponien 
führen. Der Beitrag zum Umwelt-
schutz durch Deponien wird am-
bivalent beurteilt. Negative Ein-
schätzungen sind überwiegend 
in Informationsdefiziten über die 
Abfälle und scheinbar alternati-
ven Möglichkeiten ihrer Entsor-
gung (Verbrennung, Trennung, 

Wiederverwertung) begründet.
Trotz überwiegender Zustim-

mung bezüglich der Wichtigkeit 
und Notwendigkeit von Deponi-
en (vor allem deutlich bei Älte-
ren und Hauseigentümern) will 
die Mehrheit keine Deponie in der 
Nähe des eigenen Wohnsitzes. 
Auch für eine stillgelegte Depo-
nie wird eher eine nicht persön-
liche Nutzung (Photovoltaik- oder 
Windkraftanlage) als eine eigene 
Nutzung (Park, Naherholungsge-
biet oder Sportanlage) bevorzugt.

45 % gehen davon aus, dass 
Schadstoffe sich auf BürgerInnen 
auswirken, die in der Nähe einer 
Deponie leben. Mehr als ein Drit-
tel erwartet, dass eine Deponie 
stinkt. Zudem ist hier eine wei-
tere Wahrnehmungsdiskrepanz 
zu sehen: Die Hälfte glaubt, dass 
Deponien in der Gesellschaft ein 
schlechtes Image haben, aber nur 
ein Drittel sieht das auch tatsäch-
lich persönlich so. Der Zusammen-
hang zwischen der persönlichen 
Bekanntheit eines Deponiestand-
orts und dem Image von Deponi-
en bestätigt sich umgekehrt eben-
falls. So verfügen Personen, die ei-
nen Standort kennen, nicht nur 
über deutlich mehr und korrek-
te Kenntnisse über Abfallentsor-
gung und Deponien, sondern ha-
ben auch insgesamt ein positiveres 
Bild von Deponien, bewerten das 
Image besser und sind vorurteils-
freier. Die Informationsdefizite ha-
ben demnach ein negatives Image 
von Deponien zur Folge bzw. führt 
eine Bekanntheit von Deponien 
zum Abbau der Vorurteile und zu 
einer Besserung des Images.

Stichwort Novelliertes Batterie-
gesetz: Bevor Batterien erstmals in 
Verkehr gebracht werden, müssen 
Hersteller ab dem 1. Januar 2021 
nicht mehr wie bisher ihre Markt-
teilnahme beim Umweltbundes-
amt anzeigen, sondern sich von 
der Stiftung ear registrieren lassen. 
Ähnlich wie bereits im Elektro- und 
Elektronikgerätegesetz (ElektroG) 
gehandhabt, wird das UBA dann 
auch Aufgaben und Befugnisse aus 
dem Batteriegesetz an die Stiftung 
ear übertragen.

Novelliertes Batteriegesetz

Für die Rücknahmesysteme für 
Gerätebatterien gilt: Zukünftig 
wird es am Markt nur noch her-
stellereigene Rücknahmesysteme 
mit einheitlichen Vorgaben für 
Gerätebatterien geben. Der Ge-
setzgeber will damit faire Wettbe-
werbsbedingungen für alle Rück-
nahmesysteme sichern. Das bis-
herige Institut eines sogenannten 
Gemeinsamen Rücknahmesys-
tems wird in diesem Zuge abge-
schafft. Die Mindestsammelquo-
te, die von den Rücknahmesyste-
men jeweils im eigenen System 
jährlich erreicht und dauerhaft si-
chergestellt werden muss, erhöht 
sich von bisher 45 % auf 50 %.

Aus Sicht von Georgios Chrys-
sos, Stiftung GRS Batterien, Ham-
burg, besteht klarer Handlungs-
bedarf. Regelungsdefizite für Ge- 
räte- und Industriebatterien so-
wie die abfallrechtliche Einstu-
fung von Li-Batterien mit ‚bat-
terie-unspezifischem‘ Abfall-
schlüssel beförderten die un-
sachgemäße, gefährliche und  
umweltschädliche Entsorgung al-
ler Lithium-Altbatterien.

Es gelte, das Batteriegesetz 
schnellstmöglich zu überarbeiten, 
eine Korrektur der Regelungsdefi-
zite für Geräte- und Industriebat-
terien vorzunehmen, die Umset-
zungsvorschläge der Deutschen 
Gesellschaft für Abfallwirtschaft 
zu berücksichtigen und schließlich 
bestehendes Expertenwissen in 
die Gesetzgebung und in den Voll-
zug einzubinden.

Chryssos: „Das novellierte Bat-
teriegesetz befördert einen Wett-
bewerb der geringstmöglichen Er-
reichung von Umweltzielen.“ Die 
systematischen Fehlstellungen 
des Batteriegesetzes wirkten sich 
kontraproduktiv auf einen fairen 
Marktwettbewerb sowie nega-
tiv auf Ressourcenschonung und 
die gewünschte Verbesserung der 
Kreislaufwirtschaft aus. DK 

Netzwerke für Ressourceneffizienz und Klimaschutz:

BMU-Förderung in Niederbayern 
und der Oberpfalz

Das Bundesumweltministerium (BMU) fördert im Freistaat Netzwer-
ke für Ressourceneffizienz und Klimaschutz. Das Klimaschutz-Netz-
werk für die Mitgliedskommunen der Arbeitsgemeinschaft Obere 
Vils-Ehenbach (AOVE GmbH) erhält vom BMU über seine Nationa-
le Klimaschutzinitiative (NKI) rund 328.000 Euro. Außerdem unter-
stützt das Ministerium den Aufbau eines Ressourceneffizienz-Netz-
werks für den Landkreis Deggendorf mit rund 590.000 Euro.

Florian Pronold, Parlamenta-
rischer Staatssekretär im BMU, 
überreichte Förderschecks über 
rund 918.000 Euro an das Institut 
für Energietechnik IfE GmbH an 
der Ostbayerischen Technischen 
Hochschule Amberg-Weiden, das 
die Projekte koordiniert. Insge-
samt unterstützt das BMU das IfE 
bei 11 Projekten mit rund 5,5 Mil-
lionen Euro.

Ziel des Klimaschutz-Netzwer-
kes der AOVE GmbH ist die Ent-
wicklung von Maßnahmen zur 
Anpassung an den Klimawan-
del in den neun oberpfälzischen 
Kommunen Edelsfeld, Freihung, 
Freudenberg, Gebenbach, Hahn-
bach, Hirschau, Schnaittenbach, 
Poppenricht und Vilseck des 
Landkreises Amberg-Sulzbach. 
Das Netzwerk plant den klima- 
freundlichen Ausbau erneuerba-
rer Energien, eine klimafreundli-
che Bauleitplanung (z.B. Einsatz 

ökologischer Baustoffe), Maß-
nahmen wie sommerlichen Wär-
meschutz und die Begrünung 
von Dachflächen, die Entwick-
lung von CO2-Kompensations-
maßnahmen vor Ort, Informatio-
nen zu Klimaschutzbeteiligungen 
und Kooperationen, zur regiona-
len Wertschöpfung sowie Maß-
nahmen zur Sensibilisierung der 
lokalen Bevölkerung.

Hierfür werden jährlich vier 
professionell moderierte Netz-
werktreffen mit einem breiten  
Erfahrungsaustausch stattfinden, 
bei denen fachspezifische The-
men mit den relevanten An-
sprechpartnern in den Kommu-
nen erörtert werden. Zudem wer-
den in den Kommunen konkrete 
Projekte auf deren technische 
und wirtschaftliche Umsetzbar-
keit hin geprüft.

Ein weiteres Förderprojekt, das 
Ressourceneffizienz-Netzwerk, 

soll den schonenden und gleich-
zeitig effizienten Umgang mit na-
türlichen Ressourcen in den 23 
teilnehmenden Kommunen des 
Landkreises Deggendorf stärken. 
Hierdurch wird der Ressource-
neinsatz gesenkt und die daraus 
entstehenden Umweltbelastun-
gen deutlich verringert. Themen 
wie der effizienten Klärschlamm-
verwertung im Verbund, der Stei-
gerung der Energie- und Res-
sourceneffizienz auf Kläranlagen 
(zum Beispiel Phosphorrückge-
winnung) und dem ressourcen-
schonenden Umgang mit Ener-
gie (zum Beispiel Abwärmenut-
zung) kommt eine entscheidende 
Schlüsselfunktion bei der Umset-
zung der Netzwerkziele zu.

Um die Wirksamkeit der ent-
wickelten Maßnahmen überprü-
fen zu können, werden im Rah-
men des Netzwerks Effizienzziele 
mit allen teilnehmenden Kommu-
nen definiert und auf Basis eines 
transparenten Monitoringsystems 
kontinuierlich überprüft. Auch für 
das Ressourceneffizienz-Netzwerk 
im Landkreis Deggendorf wer-
den jährlich vier moderierte Netz-
werktreffen zum Erfahrungsaus-
tausch stattfinden. DK 

VBS zum Tag der Verpackung
Zum Tag der Verpackung wies die mittelständisch geprägte pri-
vate bayerischen Entsorgungswirtschaft auf noch ungehobene 
Potenziale beim Verpackungsrecycling hin. Die Rahmenbedin-
gungen sollten so gesetzt werden, dass man zusätzliche Rezykla-
te gewinnt und damit auch das Klima schützt. 

Ende der 1980er Jahre, zu ei-
ner Zeit, als ein Großteil des Ab-
falls auf Deponien landete, wuch-
sen die Müllberge sprichwörtlich 
in den Himmel. 1991 schließlich 
wurde die erste deutsche Verpa-
ckungsverordnung erlassen. Im  
Vorfeld wurde im September 1990 
in Bonn das Unternehmen „Der 
Grüne Punkt“ gegründet. Heu-
te ist es selbstverständlich ge-
worden, dass die über den gelben 
Sack oder die gelbe Tonne gesam-
melten Verpackungen sortiert und 
zu einem wesentlichen Teil recy-
celt werden.

Mit einem Anheben der gesetz-
lichen Recyclingquoten allein sind 
noch keine Fortschritte in Rich-
tung Kreislaufwirtschaft sicherge-
stellt. Probleme bereiten den Sor-
tieranlagenbetreibern vor allem 
Mehrschichtfolien und Verbund-
verpackungen aus fest miteinan-
der verklebten Komponenten, die 
sich in der Regel nicht recyceln las-
sen. Für dieses Problem bietet sich 
aus Sicht des Verbandes der Bay-
erischen Entsorgungsunterneh-
men (VBS) ein marktwirtschaftli-
cher Lösungsansatz an: Höhere Li-
zenzkosten für nicht recyclingfähi-
ge Verpackungen; dies würde zu 
einem Umdenken bei den Inver-
kehrbringern führen.

Positiv bewertet der VBS die 
von der EU beschlossene Min-
desteinsatzquote von 25 % recy-

celtem Kunststoff in PET-Flaschen 
ab 2025 und von 30 % in allen 
Kunststoffflaschen ab 2030. Wich-
tig sind Maßnahmen zur Qualitäts-
sicherung des Materialstroms: So 
sollte die Recyclingfähigkeit al-
ler Verpackungen nachweislich si-
chergestellt werden und gesetz-
lich geforderte Recyclingziele sich 
an dem zur Verfügung stehenden 
Potenzial bemessen und nicht an 
den insgesamt eingesammelten, 
zunehmend mit Restmüll durch-
setzten Gemischen.

„Echte Kreislaufwirtschaft ge-
lingt nur, wenn sich ein qualitäts-
orientierter Rezyklatmarkt ent-
wickelt. Neben besserer Abfall-
trennung bereits im Haushalt, 
Investitionen in moderne Sortier-
technik und Einführung von Min-
desteinsatzquoten bedeutet dies 
vor allem eine deutliche Wei-
terentwicklung des Designs for 
Recycling. Es sollten nur wirk-
lich recyclingfähige Verpackun-
gen in Verkehr gebracht werden 
und keine Verbundverpackungen, 
die niemand mehr trennen oder 
stofflich verwerten kann. Mogel-
verpackungen wie Faserverbund-
stoffe, die in vermeintlich ökolo-
gischer Papierhaptik und -optik 
daherkommen und sich als Plas-
tik-Papiergemische entpuppen, 
sollten der Vergangenheit ange-
hören“, so VBS-Vizepräsident Ste-
fan Böhme. r

V.l.: Adrian Kunz, Vincent Katzenberger, Julius Haider, Fabian Plendl, 
Anja Knieper (Leiterin der Umweltstation). Bild: Valentin Pfingstl

Gegen wilden Müll am Main
Aufklärungskampagne der Würzburger Umweltstation startet
Die Umweltstation der Stadt Würzburg führt zum zweiten Mal die 
im letzten Jahr erfolgreich gelaufene Anti-Littering-Kampagne durch. 
Julius Haider, Vincent Katzenberger, Adrian Kunz und Fabian Plendl, 
Studierende der Würzburger Universität, werden nach einer aus-
führlichen Einweisung durch das Team der Umweltstation regelmä-
ßig über die Mainwiesen laufen und dort über die Problematik der 
wilden Müllentsorgung aufklären, Infomaterial und gratis Abfalltü-
ten verteilen und Taschenaschenbecher an Raucher verschenken. 

Gerade diese sehr nützlichen 
Giveaways kamen schon letz-
tes Jahr extrem gut bei den Rau-
chern an“, so Julius Haider, der 
sich so wie die anderen Studen-
ten auf die Aktion am Main freut. 
„Endlich können wir wieder et-
was gegen die Vermüllung der 
Mainwiesen beitragen“, fügt Fa-
bian Plendl hinzu.

Grafisches Erkennungsmerkmal  
der Kampagne ist ein Smiley mit 
zum Mitmachen auffordernden 
Sprüchen, der u.a. auch auf den 
Aufklebern auf allen Müllton-
nen und den T-Shirts der Studen-
ten zu sehen ist. Kernanliegen der 
Kampagne ist es, die Besucher der 
Mainwiesen zu motivieren, ihr 
Müllentsorgungs-Verhalten zu hin-
terfragen und ihren Abfall in die 
Tonnen zu entsorgen.

30 Prozent  
mehr Tonnenvolumen

Das Gartenamt und die Stadt-
reiniger haben extra für die wär-
mere Jahreszeit 30 Prozent mehr 
Tonnenvolumen aufgestellt. Der 
Wunsch, deutlich mehr Tonnen 
anzubieten, war eines der Ergeb-

nisse der Umfrage zur Müllproble-
matik an Hotspots von Würzburg. 
Diese Tonnen werden auffällig mit 
dem Kampagnenlogo und witzi-
gen Texten beklebt, so dass sie 
schon von weitem erkennbar sind. 

Zudem wurden Mülltonnen mit 
zum Thema passenden Graffitis 
durch die beiden Graffitikünstler 
Andreas Pistner und Christoph Ul-
herr besprayt, die an besonderen 
Hotspots am Main ihren Platz fin-
den werden. Zigarettenstummel- 
und Kronkorkensammler kom-
men in den nächsten Wochen hin-
zu. Die Kronkorken werden von 
Schülern der Hans-Schöbel-Schule 
in einem Upcyclingprojekt weiter 
verarbeitet. Ab einer bestimmten 
Menge an gesammelten Kippen fi-
nanziert ein Sponsor Baumpflan-
zungen.

Parallel hat die Umweltstation 
die Aktion „Einmal ohne, bitte“ in 
Würzburg ins Leben gerufen, die 
dazu beiträgt, dass weniger Ein-
malgeschirr und -verpackungen 
verwendet werden und Geschäf-
te sichtbar macht, in denen Kun-
den Ware unverpackt kaufen und 
in eigenen Mehrweggefäße füllen 
lassen können. r
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Ebermannstadt mit rund 7.000 
Einwohnern, Flächengemeinde: 
50 km2.
Wann haben Sie Ihr Amt an-
getreten? 

Am 1. Mai 2014.
Was war Ihr persönlicher An-
reiz in die Kommunalpolitik zu 
gehen?

Bürgerschaftliches Engage-
ment ist die wichtigste Stüt-
ze für eine lebendige Gemein-
de. Das wurde mir schon früh 
durch den ehrenamtlichen Ein-
satz meiner Eltern bewusst. 
Deshalb habe ich mich für un-

Die Folgen der Pandemie 
werden unser Handeln in den 
nächsten Jahren prägen, denn 
Krisen decken naturgemäß 
Defizite auf, legen den Finger 
in die Wunde. Themen wie die 
Digitalisierung der Schulen, 
die Bedeutung einer qualität-
vollen Kinderbetreuung, die 
Erhaltung einer lebendigen In-
nenstadt, die Zukunft des Eh-
renamtes verlieren nichts von 
ihrer Dringlichkeit. Die Wirt-
schaft wünscht sich ein „anti-
konjunkturelles Handeln der 
öffentlichen Auftraggeber“, 
also dass gerade in wirt-
schaftlich schwierigen Zeiten 

Christiane Meyer
Erste Bürgermeisterin  

der Stadt Ebermannstadt

sere Stadt und ihre Ortsteile eingesetzt. Ich 
war Mitinitiatorin eines Bürgerbegehrens, in 
der Vorstandschaft des Bund Naturschutzes 

und habe in Bürgerversammlungen Ideen zur 
Stadtentwicklung eingebracht. Dabei wurde 
mir eines deutlich: Ich möchte mich für ein of-
fenes und positives Klima in der Stadt und im 
Stadtrat einsetzen.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Im Jahr 2013 gründeten Bürgerinnen und 
Bürger eine überparteiliche Wählergruppie-
rung, die Neue Liste Ebermannstadt (NLE). Wir 
waren alle Neulinge in der Kommunalpolitik. 
Viele hat es durchaus überrascht, dass wir bei 
der Kommunalwahl 2014 auf Anhieb 5 von 20 
Stadträtinnen und Stadträten stellten und dass 
ich als erste Frau Bürgermeisterin von Eber-
mannstadt wurde. Ich hatte kaum Zeit, mich 
vorzubereiten. Enorm geholfen hat mir mei-
ne berufliche Erfahrung als Beamtin des geho-
benen bautechnischen und umweltfachlichen 
Verwaltungsdienstes. Auch waren es Bürger-
meisterkolleginnen und -kollegen, die mir in 
der Anfangszeit halfen und mir immer wieder 
Mut zusprachen.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Ich habe die Verantwortung für eine Stabi-
lisierungsgemeinde übernommen. Die Pro- 
Kopfverschuldung lag bei rund 3.000 Euro. 
Die Konsequenzen waren weder dem Stadtrat 
noch den Bürgerinnen und Bürgern ganz be-
wusst. Mir kam die Rolle der „Überbringerin 
der schlechten Nachrichten“ zu. Unsere Hand-
lungsfähigkeit zurückzuerobern war ein steini-
ger Weg. Bekannt wurde Ebermannstadt An-
fang 2015 weit über die Landkreisgrenzen hin-
aus auf Grund der Notwendigkeit, die Ausbau-
beitragssatzung mit einer Rückwirkung von 20 
Jahren einzuführen. Wir erhoben Beiträge, da 
Ortsteile an die Kläranlage auf Grund auslau-
fender wasserrechtlicher Genehmigungen an-
geschlossen wurden. Es fehlten Krippenplätze 
für unsere junge Familien. Die größte Heraus-
forderung in dieser Zeit war es, unsere Bürger- 
innen und Bürger „mitzunehmen“. Zurückbli-
ckend bin ich froh, dass die Mehrheit letztlich 
doch Verständnis für all diese notwendigen 
Schritte hatte.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Als Ingenieurin des Fachbereiches Architek-
tur und Denkmalpflegerin liegt mir besonders 
die Innenentwicklung am Herzen. Die Belebung 
unserer Innenstadt und unserer Ortskerne hat 
oberste Priorität. Wir verfolgen seit Jahren eine 
Gesamtstrategie. Bereits im Jahr 2015 erarbei-
teten wir ein Integriertes Städtebauliches Ent-
wicklungskonzept (ISEK), das wir konsequent 
umsetzen. Gemeinsam mit unseren Nachbar-
gemeinden gründeten wir im Jahr 2017 die in-
terkommunale Gemeinschaft ILE Fränkische 
Schweiz AKTIV. Natürlich hält uns auch die Sa-
nierung unserer Infrastruktur im Bereich der 
Straßen und des Abwassers in Atem. Betreu-
ungsplätze fehlen. Mit unseren Stadtwerken 
wollen wir stetig den Anteil der regenerativen 
Energien im Stadtgebiet erhöhen.
Womit werden Sie sich noch auseinanderset-
zen müssen/wollen? 

die Kommunen durch ihre Aufträge für Konti-
nuität sorgen sollen. 
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?

Das Bürgermeisteramt bringt viele von uns 
immer wieder an ihre Grenzen. Es ist wich-
tig, sich bewusst zu machen, dass es auch bei 
schwierigen Auseinandersetzungen meist nicht 
um uns persönlich geht, sondern um die Amts-
person. Ich habe während meiner gesamten 
Amtszeit immer wieder Unterstützung von Kol-
leginnen und Kollegen erhalten. Parteipolitik 
spielte dabei nie eine Rolle. Fragen Sie um Rat, 
nehmen Sie Hilfe an. Auch die Referenten des 
Städte- und Gemeindetages sind immer eine 
gute Adresse.
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Als Vorsitzende des Bayerischen Gemeinde-
tages im Landkreis Forchheim organisiere ich 
mit dem Vorstand den Austausch zwischen den 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern der 
29 Gemeinden. Gemeinsam tragen wir unsere 
Belange und Sichtweisen gegenüber der Lan-
despolitik vor. Das ist wichtiger denn je. In un-
serer interkommunalen Gemeinschaft ILE Frän-
kische Schweiz AKTIV wachsen wir zusammen. 
Die ständig steigenden Herausforderungen 
können wir in der Verwaltung nur im Team be-
wältigen. Ob Personalrat, Geschäftsstellenlei-
ter, Abteilungsleiter, sie alle haben feste Zeit-
räume, in denen ich verbindlich für sie da bin. 
Transparenz und Bürgerbeteiligung sind mir 
sehr wichtig. Bürgerversammlungen, Work-
shops, Bürgersprechstunden, Zentrenmanage-
ment am Marktplatz, Facebook… es gibt vie-
le Formate und Austauschplattformen, die Bür-
gerinnen und Bürger angeboten werden. Den-
noch steigen die Erwartungen stetig an. Das 
bereitet mir Sorgen. So gibt z.B. der immer 
wieder gewünschte „Mängelmelder“ nur dann 
Sinn, wenn ein Bauhof die Kapazität hat. Infor-
mationsfreiheit kann nur dann umfangreich 
angeboten werden, wenn Mitarbeiter geschult 
und für diesen Bereich freigestellt sind. Eine 
kleine Verwaltung wie wir stößt bereits jetzt 
an ihre Grenzen.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Die Coronakrise hat die Defizite im Bereich 
der Digitalisierung aufgezeigt. Wir alle haben 
aber auch in kürzester Zeit viel dazugelernt. 
Diesen Schwung müssen wir jetzt mitnehmen. 

Eine wichtige Zukunftsaufgabe wird es sein 
zu entscheiden welche digitalen Lösungen die 
Lebensqualität unserer Bürgerinnen und Bür-
ger tatsächlich verbessern, denn hinter Schlag-
wörtern wie Smart City und Smart Region ste-
cken verschiedenste Erwartungen und Vorstel-
lungen. Für die Digitalisierung der Kommunen 
selbst bieten sich digitale Beteiligungsmöglich-
keiten an, die vorhandene Strukturen ergänzen 
können.
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Wer nichts verändern will, wird auch das ver-
lieren, was er bewahren möchte.
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Darüber habe ich mir noch keine Gedanken 
gemacht. Spontan würde ich mir wünschen, 
dass die Erinnerung an mich den Menschen ein 
Lächeln ins Gesicht zaubern wird. Ich befürch-
te allerdings, dass das Bürgermeisteramt viel-
leicht nicht unbedingt diesem Wunsch zuträg-
lich ist. ☺ r

„Die Krise zeigt,  
wie wichtig Vernetzung ist.“

Auf Initiative von Wirtschaftskammerpräsident Hans-Peter Metzler 
fand ein Treffen der Allgäuer Landräte Maria-Rita Zinnecker (Ostall-
gäu), Indra Baier-Müller (Oberallgäu), Elmar Stegmann (Lindau) und 
dem Vorarlberger Wirtschaftslandesrat Marco Tittler sowie dem 
Bürgermeister Andi Haid (Kleinwalsertal) statt.

Die Vertreter repräsentieren 
den Lebensraum, in dem sich die 
Bürgerinnen und Bürger aus Vo-
rarlberg und dem Allgäu bewe-
gen – ganz unabhängig von Gren-
zen. Treffpunkt war das Kleinwal-
sertal, das Symbol für dieses Be-
wegen ohne Blick auf Grenzen ist.

Kurze Wege in der Krise

Bürgermeister Andi Haid erin-
nerte an die Bedeutung der kur-
zen Wege in der Krise. „Eben die-
se kurzen Wege gilt es herzustel-
len. Das geht nur, wenn man sich 
kennt“, erklärt Hans-Peter Metz-
ler und ergänzt: „Der Lebens- 
und Wirtschaftsraum zeigt, wel-

che Kraft er hat – und diese ent-
steht nur durch Zusammenar-
beit.“ Wie sehr die Pandemie den 
gemeinsamen Lebensraum be-
einträchtigte, zeigte sich an den 
geschlossenen Grenzen in der 
Krise. „Bisher waren grenzüber-
schreitenden Projekte selbstver-
ständlich. Das muss wieder so 
werden. Private dürfen nicht da-
runter leiden“, bringt es Rita Ma-
ria Zinnecker, Aufsichtsratsvor-
sitzende der Allgäu GmbH, auf 
den Punkt. „Auch die neue Eu-
regio Förderperiode ist hier eine 
Chance für die Zukunft, die man 
nutzen muss“, konkretisiert In-
dra Baier-Müller, die auch Präsi-
dentin der Euregio-via-salina ist. 

Die beiden Geschäftsführer der 
Allgäu GmbH, Klaus Fischer und 
Bernhard Joachim ergänzten das 
Treffen und verwiesen auf bereits 
bestehende grenzüberschreiten- 
de Projekte als auch zukünftig ge-
plante. Möglichkeiten der Zusam-
menarbeit gibt es viele: Sie rei-
chen von Mobilität über Kultur, 
Wirtschaft, Bildung bis zur Öko-
logie. „Dabei spielt Qualität die 
wesentliche Rolle, auf die man 
setzen muss“, beschreibt Elmar 
Stegmann die Richtung.

Wirtschaftslandesrat Marco 
Tittler stellte einen globalen Be-
zug her: „Diese Themen kennen 
keine Grenzen. Vor dem Hinter-
grund der weltweiten Proble-
me und Herausforderungen wer-
den regionale Antworten im-
mer wichtiger. Gerade in her-
ausfordernden Zeiten sind der 
Austausch und Kontakt mit den 
Nachbarn in der Region also be-
sonders wichtig. Ich danke des-
halb Präsident Metzler für die In-
itiative zum Treffen, bei dem wir 
wertvolle Erkenntnisse austau-
schen und für die Region rele-
vante Themen diskutierten konn-
ten.“

Hans Peter Metzler zeigte sich 
erfreut über die gemeinsamen 
Ziele, welche im Treffen andis-
kutiert wurden. „Ich freue mich, 
den Grundstein einer noch in-
tensiveren grenzüberschreiten-
den Zusammenarbeit gelegt zu 
haben. Den Menschen geht es 
wie der Wirtschaft – die Regi-
on ist nicht teilbar. Gerne werde 
ich hier zu einem weiteren Tref-
fen einladen“, blickt Hans Peter 
Metzler in die Zukunft. r

V.l.: Wirtschaftslandesrat Marco Tittler, Bürgermeister Andi Haid 
(Kleinwalsertal), Landrätin Oberallgäu Indra Baier-Müller, Landrä-
tin Ostallgäu und Aufsichtsratsvorsitzende der Allgäu GmbH Maria 
Rita Zinnecker, Landrat Lindau Elmar Stegmann, Wirtschaftskam-
merpräsident Hans Peter Metzler.  Bild: WKV

Die Zukunft in der Gegenwart gestalten
Niederbayern-Forum definiert neue Themen und Projekte ab 2022

Niederbayern hat so einiges zu bieten: Hier trifft Innovation auf Tra-
dition, Großkonzerne treffen auf kleine und mittlere Unternehmen, 
Stadt trifft auf Land und Agilität trifft auf Ruhe und Gelassenheit. Die 
Vermarktung dieser regionalen Vorzüge hat sich die Initiative Nie-
derbayern-Forum zur Aufgabe gemacht, wobei knapp 200 Vertreter 
aus Wirtschaft, Wissenschaft, Politik und Gesellschaft im Schulter-
schluss das Regionalmarketing für Niederbayern gestalten.

Wie es im Regionalmarketing 
für Niederbayern weitergeht 
und welche Themen die nächs-
ten drei Jahre besonders prä-
sent sein werden, erarbeiteten 
die Mitglieder des Vorstands und 
Beirats im Rahmen eines Strate-
gie-Workshops, der von dem Ex-
perten für Regionalentwicklung, 
Prof. Dr. Markus Lemberger an-
geleitet wurde. Bevor es für die 
Teilnehmer an die Arbeit ging, 
hielt der Experte für regionale 
Entwicklungsprozesse einen kur-
zen Impulsvortrag indem er ak-
tuelle Themen und Trends für die 

Region Niederbayern betrachte-
te. Neben den Themen Innova-
tion, Digitalisierung sowie Regi-
onalisierung sei auch New Work 
ein großes Zukunftsfeld. Die Pan-
demie habe gezeigt, das andere 
Formen des Arbeitens möglich 
sind und sehr gut funktionieren 
können, so der Professor. Dies 
sei für Niederbayern eine Chan-
ce. „Mit New Work kann man ei-
nerseits Fachkräfte für die Region 
gewinnen und andererseits, ehe-
maligen Niederbayern eine Rück-
kehr in ihre Heimat ermöglichen“, 
stellte Prof. Dr. Lemberger fest. 

Das Arbeiten in einem Cowor-
king Space oder vom heimischen 
Schreitisch aus reduziere nicht 
nur Fahrtzeiten und -kosten, son-
dern schone auch die Umwelt. 
„Darüber hinaus ermöglicht es 
Arbeitnehmern ein neues Maß 
an Flexibilität. Davon kann unse-
re schöne Region durchaus pro-
fitieren“, ergänzte Dr. Olaf Hein-
rich, Bezirkstagspräsident und 1. 
Vorsitzender des Niederbayern- 
Forums.

Fachkräftemangel  
ist bleibendes Thema 

In der anschließenden Diskus-
sionsrunde wurden neuen The-
men und Projekte im Regional-
marketing für Niederbayern ab 
2022 definiert. Das vielseitige 
Gremium, bestehend aus Ver-
tretern der Wirtschaft, Politik, 
Verwaltung und Wissenschaft, 
mit den Unternehmern Karl Lau-
ßer, Berndt Fritzsche und Rudolf 
Fellner, Regierungspräsident Rai-
ner Haselbeck und Peter Schmid, 
Bereichsleiter an der Regierung 
von Niederbayern sowie Prof. 
Dr. Marcus Jautze, Vizepräsident 
der Hochschule Landshut disku-
tierte rege und identifizierte den 
bestehenden Fachkräftemangel 
als bleibendes Thema im Regio-
nalmarketing. Für die Kammern 
nahmen Alexander Schreiner, 
Geschäftsführer der IHK Nieder-
bayern und Richard Hettmann, 
Vizepräsident der HWK Nieder-

Workshop zum Regionalmarketing mit v.l. Bezirkstagspräsident Dr. 
Olaf Heinrich, 1. Vorsitzender des Niederbayern-Forum e.V., Prof. 
Dr. Markus Lemberger, Experte für Regionalentwicklung, Regie-
rungspräsident Rainer Haselbeck, stv. Vorsitzender NBF und Chris-
tina Tanosova, Geschäftsführerin NBF. Bild: Niederbayernforum e.V.

bayern-Oberpfalz teil. Kaspar 
Sammer und Wolfgang Scheinert 
gaben zudem interessante Impul-
se aus der Perspektive der grenz- 
übergreifenden Zusammenarbeit 
und des Tourismus.

Das Gremium beschloss, Nie-
derbayern auch künftig als „at-
traktives Lebenspaket“ zu bewer-
ben und diesen Begriff um eini-
ge Aspekte auszudehnen. Neben 
den Bereichen „Leben und Arbei-
ten“ wolle man im Regionalmar-

keting gerade die Stärken der Re-
gion betonen, die sich während 
der Corona-Pandemie als be-
sonders wertvoll erwiesen ha-
ben. „Vor Coronazeiten hat man 
für das Leben und Arbeiten in 
Ballungsgebieten auch sehr be-
grenzten Wohnraum in Kauf ge-
nommen.“ Die letzten Mona-
te im Lockdown haben so man-
chen zum Nachdenken angeregt, 
Wohnraum mit ausreichend Platz 
und einem Garten seien gefrag-

ter denn je, merkte Regierungs-
präsident Rainer Haselbeck an. 
Das Leben auf dem Land habe an 
Popularität gewonnen. Im Regi-
onalmarketing für Niederbayern 
wollte man deshalb darauf bauen 
und die Stärken der Region mit 
gutem Content zeitgemäß und 
zielgruppenspezifisch nach innen 
und außen kommunizieren, fass-
te Bezirkstagspräsident Dr. Olaf 
Heinrich als Ergebnis des Strate-
gie-Workshops zusammen. r

Landkreis Aschaffenburg:

Weitere Schritte zur Klimaneutralität
„Alle Vorhaben sind ein weiterer wichtiger Schritt in Richtung eines klimaneutralen Landkreises“, 
erläutert Landrat Dr. Alexander Legler die beschlossenen Maßnahmen.

Die Landkreisverwaltung wurde beauftragt, das integrierte Energie- und Klimakonzept zu aktu-
alisieren und eine Treibhausgas-Bilanzierung zu erstellen. Weiterhin soll eine Machbarkeitsstudie 
durchgeführt werden zur endgültigen Oberflächenabdichtung und Folgenutzung der Mülldeponie-
abschnitte 2 und 3 in Stockstadt am Main - möglicherweise als Kreisrecyclinghof. 

Ein Förderantrag zur Teilnahme am Qualitätsmanagement- und Zertifizierungssystem European 
Energy Award (eea) soll vom Klimaschutzmanagement gestellt werden. Zweck ist es, durch den ef-
fizienten Umgang mit Energie und die verstärkte Nutzung erneuerbarer Energien zu einer zukunfts- 
trächtigen Entwicklung unserer Gesellschaft beizutragen.  r
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„Ah, ein Sommer der Leich-
tigkeit. Die Inzidenzen fallen, 
die Stimmung steigt.“ Der Bür-
germeister genießt das mitt-
lerweile ungewohnte freie Le-
bensgefühl mindestens eben-
so wie die Bürgerinnen und 
Bürger der Stadt.

Die Gastronomie ist zurück. 
Mit Pantomimen, Leierkasten-
männern, Streichern nimmt 
die Straßenkultur wieder et-
was Fahrt auf; die Leute treffen sich in den Bier-
gärten zum gemeinsamen Fußballgucken. Das 
alles natürlich noch tastend und vorsichtig, wie 
man sich in einem schlecht beleuchteten Keller 
bewegt, wägend, welche Lockerungen man ge-
statten kann, welche Freiheiten man sich auch 
selbst gönnen will.

Die Geimpften belagern die Apotheken, um 
sich die Eintrittskarte für freies Reisen auf das 
Smartphone zu holen und die Preise für Selbst-
tests sind im freien Fall. Alles klar also?

Im Herbst wird es – ob mit Delta-Variante 
oder ohne – sicherlich wieder etwas ungemüt-
licher werden, weil Viren halt generell kältere 
Temperaturen bevorzugen. Wenn die Gesell-
schaft aber mit dem gleichen Verantwortungs-
bewusstsein im Herbst und Winter wieder klei-
nere Einschränkungen (Ausweitung der Mas-
kenpflicht, Testpflichten, größere Abstände, 
weniger Veranstaltungen) akzeptiert, wie sie 
jetzt die Lockerungen annimmt, mache ich mir 
keine größeren Sorgen um die Menschen, de-
nen ich gestatte mich zu versorgen und mit mir 
zu leben.

Im Grunde geht es doch um den ganz großen 
Test, ob der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
in Zukunft besser funktioniert, als in der ersten 
Zeit der Pandemie. Kurz gesagt werden wir für 
voraussichtlich noch viele Monate uns immer 
wieder die Frage stellen müssen: „Kann man es 
verantworten?“ Einerseits, kann man verant-
worten, dass sich mehr Menschen auf engerem 
Raum zu intensiveren Kontakten treffen? Ande-
rerseits kann man es verantworten, die Men-
schen in ihren natürlichen und grundgesetz-
lich verbrieften Rechten einzuschränken und 

zu welchem Zweck sollen die-
se Einschränkungen dienen? 
Das Ganze nennt man Rechts-
staatlichkeit und es ist eigent-
lich großartig zu sehen, wie 
den Deutschen diese Rechts-
staatlichkeit faktisch in Fleisch 
und Blut übergegangen ist. 

Bis auf einige Quernasen 
werden gut begründete Ein-
schränkungen akzeptiert, aber 
verantwortungsvolle Locke-

rungen auch eingefordert.
Umso erschreckender war die Wortmeldung 

des Ministerpräsidenten eines größeren Lan-
des, der – wenn ich es richtig verstanden habe 
– die Änderung des Grundgesetzes nicht aus-
geschlossen hat, um eine Art prophylaktisches 
pandemisches Notstandsregime zu ermögli-
chen, das die Grundrechte auch unverhältnis-
mäßig einschränken könnte. Die Forderung 
ist einerseits ironisch, weil die Generation der 
68er, zu der sich dieser Ministerpräsident zwei-
fellos zählt, die Initialzündung ihrer Bewegung 
damals aus dem Kampf gegen die Notstandsge-
setze erhielt. Irritierend ist der Vorschlag, weil 
besagter Ministerpräsident als früherer K-Grup-
pler zwar offiziell dem Maoismus abgeschwo-
ren hat, jetzt aber Zwangsmaßnahmen à la  
China das Wort redet. Wenn man am demokra-
tischen grünen Lack kratzt, kommt eine seltsa-
me Grundierung zu Tage.

Ich erhoffe mir von den Menschen ein kla-
res Nein zu solchen Vorstellungen. So schlimm 
die Verluste an Menschenleben während die-
ser Pandemie waren, so schwer die wirtschaft-
lichen Schäden, so gravierend die seelischen 
Spätfolgen von Lockdowns und Schulschließun-
gen – nichts darf uns verführen, die Grundge-
danken der Rechtsstaatlichkeit zu negieren und 
die Freiheitsrechte zu relativieren. In einer neu-
en Pandemie werden die Verantwortlichen si-
cher aus den Lehren der vergangenen Monate 
Schlüsse ziehen und besser, effektiver, schnel-
ler Maßnahmen treffen. Aber ein semitotalitä-
res Notstandsregime wird mehr Schaden an der 
Gesellschaft anrichten, als es ein Virus jemals 
könnte.

Der Bürgermeister jedenfalls griff in den Zita-
tenschatz, den Sabrina ihm in langen Jahren an-
gelegt hatte. So sagte Benjamin Franklin: „Wer 
Freiheit aufgibt um Sicherheit zu gewinnen, 
wird am Ende beides verlieren.“

Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Grundsatz  
der Verhältnismäßigkeit

Cleantech-Park in Hallstadt:

Vorbild für die industrielle Transformation 
Bis zu 20 Millionen Förderung für Innovationsprojekte auf dem ehemaligen Michelin-Gelände

Die Pläne, auf dem Gelände des ehemaligen Michelin-Reifenwerks 
ein Cleantech-Park mit zukunftsfesten Arbeitsplätzen zu errichten, 
erreichen ein neues Stadium. „Ich sehe, dass alle Partner an einem 
Strang ziehen und konkrete Planungen anstoßen. Die Erfolgsaus-
sichten sind vielversprechend und wir rechnen damit, die Projekte 
noch stärker fördern zu können“, erklärte Wirtschaftsminister Hu-
bert Aiwanger bei einem Besuch in der Region. „Im Zuge der High-
tech Agenda Bayern plus und anderen Fördertöpfen schnüren wir 
ein Gesamtpaket von bis zu 20 Millionen Euro, um den Clean-tech-
Park gemeinsam mit allen Partnern anzuschieben. Ich rechne fest 
damit, dass weitere Finanzierungspartner gefunden werden. So 
kann hier vorbildhaft gezeigt werden, wie der industrielle Transfor-
mationsprozess gelingt“, sagte der Staatsminister.

Landrat Johann Kalb freute 
sich sehr, „dass sich unser Stell-
vertretender Ministerpräsident, 
Wirtschaftsminister Hubert Ai-
wanger, persönlich für dieses 
Projekt einsetzt. Wir erleben ei-
nen existentiellen Transformati-
onsprozess in der Automobilin-
dustrie. Der CleanTech-Innovati-
on-Park ist dabei für unsere Regi-
on ein Schlüssel, diesen Prozess 
zukunftssicher gestalten zu kön-
nen. Politik, Unternehmen und 
Wissenschaft arbeiten sehr in-
tensiv und mit großem Gestal-
tungswillen an einem gemein-
samen Konzept. Wir sind bereit, 
erhebliche Investitionen zu täti-
gen. Ohne eine maßgebliche fi-
nanzielle Förderung durch den 
Freistaat Bayern können wir die 
Mammutaufgabe aber nicht be-
wältigen. Deshalb bedanke ich 
mich schon jetzt sehr herzlich für 
die Unterstützung.“

Wie Christian Metzger, Miche-
lin-Werkleiter, erklärte, musste 

das Unternehmen nach fast 50 
Jahren die Produktion im Reifen-
werk einstellen: „Ein einschnei-
dendes Ereignis für unsere Mit-
arbeiter, aber auch für die Regi-
on.“ 

Leuchtturmprojekt für  
den Transformationsprozess

„Also haben wir umgedacht – 
aus der Not wollen wir eine Tu-
gend machen. Auf dem Gelän-
de wollen wir jetzt gemeinsam 
mit Partnern eine Keimzelle für 
grüne Mobilität und Innovation 
entstehen lassen: einen Clean-
tech Innovation Park. Wir wol-
len so ein Leuchtturmprojekt für 
den Transformationsprozess der 
deutschen Autobranche sein und 

ist eines ganz besonders wichtig: 
Wir müssen den Weg gemein-
sam mit den Beschäftigten ge-
hen. Deshalb nimmt das Schwer-
punktfeld ‚lebenslanges Lernen‘ 
eine zentrale Rolle ein.“

Dauerhafte Arbeitsplätze

Auch für Bürgermeister Tho-
mas Söder stehen die Arbeits-
plätze im Mittelpunkt: „Gemein-
sam mit dem Wirtschaftsminis-
terium können wir mit unserem 
innovativen Konzept dauerhaft 
Arbeitsplätze schaffen und sig-
nifikant Vorteile für alle Berufs-
gruppen – vom Handwerker bis 
zum Akademiker – bieten. Wir 
sind der Staatsregierung für ihre 
Unterstützung bei diesem weg-
weisenden Projekt dankbar. Nun 
geht es darum, die Deckungslü-
cke in der Finanzierung zu schlie-
ßen. Der Cleantech Innovation 
Park wird auf dem Gelände an 
der Michelinstraße als kleiner 
Campus erlebbar sein, auf dem 
auch eine nachhaltige Ökologie 
im Fokus steht. Eine parkähnli-
che Struktur wird zusammen mit 
einer durchdachten Begrünung 
die Aufenthaltsqualität für alle 
Mitarbeiter sowie Bürgerinnen 
und Bürger steigern.“ r

Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger machte sich zusammen mit 
Staatsministerin Melanie Huml ein Bild von der Entwicklung auf 
dem ehemaligen Michelin-Gelände in Hallstadt. Bild: StMWI

damit die Region stärken und 
neue Arbeitsplätze schaffen“, 
fährt der Werkleiter fort.

Konkret soll die regionale 
Wirtschaft mit einem Gesamt-
projekt mit bis zu 20 Millionen 
Euro gefördert werden. Bereits 
genehmigt sind der Technolo-
gietransfermanager von Bay-
ern Innovativ, die Förderung des 
Energienutzungsplans für das 
KWK-Kraftwerk auf dem Miche-
lin-Gelände sowie Verbundpro-
jekte in der Region und die Son-
derförderung Transformations-
prozesse im Regionalmanage-
ment.

Forschung und Wirtschaft: 
Hand in Hand 

Hallstadt setzt auf die Nähe 
zur Universität Bamberg und den 
Innovationswillen der Industrie, 
um sich für die Zukunft aufzustel-
len. „Um Innovationen voranzu-
bringen, wird es immer wich-
tiger, über den Rand des eigenen 
Unternehmens zu blicken. Hier 
vor Ort sollen deshalb Forschung 
und Wirtschaft Hand in Hand die 
Innovationen der Zukunft ge-
stalten: Die Partner können hier 
Prototypen bauen und diese zur 
Marktreife entwickeln“, erklär-
te Peter Keller, Michelin-Projekt-
leiter.

Staatsministerin Melanie Huml 
betonte die Bedeutung für die 
Region: „Bei uns in der Region 
Bamberg sind viele Tausend Ar-
beitsplätze direkt oder indirekt 
vom Transformationsprozess der 
Automobilbranche betroffen. 
Vom kleinen Handwerksbetrieb 
bis hin zum „Global Player“ – 
die gesamte Zulieferer-Branche 
muss sich neue Geschäftsfel-
der erschließen. Wenn wir den 
Transformationsprozess erfolg-
reich bewältigen wollen, dann 

Landkreis Neu-Ulm: 

Weniger Treibhausgase durch Ernährung
Landkreis will mit Modellprojekt Vorreiter in Deutschland sein.

Rund ein Viertel der in Deutschland ausgestoßenen Treibhausgase 
werden durch unsere Ernährung verursacht. Der Landkreis Neu-Ulm 
will künftig verstärkt da ansetzen und auf den Verzehr von mehr regi-
onal erzeugten, saisonalen, pflanzlichen und damit klimafreundliche-
ren Nahrungsmitteln hinwirken.

Zu diesem Zweck beschloss 
der Kreistagsausschuss für Um-
welt, Klima und Natur, dass sich 
der Landkreis um eine Förderung 
im Rahmen des Programms für in-
novative Klimaschutzprojekte der 
Nationalen Klimaschutzinitiative 
(NKI) der Bundesregierung be-
wirbt. Damit verbunden ist die wis-
senschaftliche Begleitung durch 
das Forschungsinstitut für pflan-
zenbasierte Ernährung in Gießen 
(Hessen) unter der Leitung von Dr. 
Markus Keller.

Vorbildfunktion für  
Landkreise oder Regionen

„Wir wollen vor Ort für eine 
nachhaltige Ernährung sensibili-
sieren und motivieren. Unser ge-
meinsames Modellprojekt soll 
Vorbildfunktion für andere Land-
kreise oder Regionen haben“, 
stellte Landrat Thorsten Freuden-
berger heraus. 

Zusammen streben die Projekt-
partner an, den Zuschlag für die 
Förderung ihres Vorhabens für 
drei Jahre (2023 bis 2025) zu erhal-
ten. Als Fördersumme werden ca. 
eine Mio. Euro beantragt. Die Kos-
ten, die der Landkreis aus dem ei-
genen Etat bestreiten müsste, lä-
gen bei etwa 150.000 Euro, was 
in etwa 50.000 Euro pro Jahr ent-
spräche. Die Förderquote betrüge 
damit 80 Prozent der Gesamtkos-
ten des Projekts.

Zielgruppen des praxisorien-
tierten Anwendungsprojekts sol-

len sein: Privathaushalte, öffentli-
che Gemeinschaftsverpflegungen 
wie Mensen von Schulen und Kin-
dertagesstätten, die Kantine des 
Landratsamtes und die Küche der 
Kliniken der Kreisspitalstiftung so-
wie auf der Erzeugerseite die hei-
mische Landwirtschaft. Wissen-
schaftlich untersucht und beglei-
tet werden somit Produktion, 
Verarbeitung und insbesondere 
das Konsumverhalten im Ernäh-
rungsbereich. Als Stichprobe des 
verbraucherorientierten Teilpro-
jekts sind 100 für den Landkreis 
repräsentative Musterhaushalte 
und 100 entsprechende Ver-
gleichshaushalte vorgesehen.

Dr. Keller hält es für möglich, 
im Ernährungsbereich den Treib-
hausgas-Ausstoß der repräsenta-
tiven Musterhaushalte innerhalb 
der Projektdauer von drei Jah-
ren um 30 bis 50 Prozent zu ver-
ringern. „Dazu gilt es, den Ver-
zehr von pflanzlichen Lebensmit-
teln deutlich zu erhöhen und den 
von tierischen Produkten, insbe-
sondere Fleisch und Wurst, zu re-
duzieren. Klimafreundliche Ernäh-
rung hat es verdient, das neue 
Normal zu werden – und ist au-
ßerdem besser für unsere Ge-
sundheit“, sagte Keller.

Florian Drollinger, der Klima-
schutzmanager des Landkreises 
Neu-Ulm, ergänzte: „Der Land-
kreis Neu-Ulm will niemandem 
Fleisch verbieten. Es geht viel-
mehr um ein attraktives Ange-
bot an gesundheitsfördernden, 

klimafreundlichen und pflanzli-
chen Alternativen mit regionalem 
Schwerpunkt. Wir können es uns 
nicht erlauben, bei den Treibhaus-
gaseinsparungen den bedeutsa-
men Bereich Ernährung gänzlich 
auszulassen.“ r

Stadt Landshut: 

Klimaneutrales Tanken
Seit April ist es in Landshut möglich einen Verbrennungsmotor nahezu 
klimaneutral zu betanken. Die Übernahme der beiden CNG (compres-
sed natural gas) Zapfpunkte durch die E.ON Gas Mobil GmbH (Sitz: Es-
sen) hat nun endlich die mehrfach von Stadtrat Rudolf Schnur forcier-
te Klimaneutralität durch 100 % Biomethan erbracht.

Die Zapfsäulen wurden 2006 
auf Betreiben von Schnur in der 
OMV-Tankstelle an der Siemens-
straße errichtet. Damals war dem 
Werksenat bei der Entscheidung 
bewusst, dass es kein Renditeob-
jekt werden würde, sondern im 
Interesse des Umwelt- und Klima-
schutzes erstellt wird. 

Anfängliche Werbeaktionen für 
diese bislang unübertroffen  
umweltfreundliche Antriebsform 
zeigten Erfolg durch Zunahme der 
CNG-Kfz im Raum Landshut. Die-
ses Marketing wurde aber bald 

eingestellt und die Stadtverwal-
tung bzw. die Stadtwerke traten 
selbst nicht als Vorbild in Erschei-
nung. Dabei wurden auch die Vor-
gaben des Luftreinhaltsplans der 
Stadt Landshut außer Acht gelas-
sen.

Zuletzt wurde im November 
2020 im Werksenat die Einstel-
lung der Zapfsäulen nach Auslau-
fen des Vertrages mit der OMV im 
März 2021 vorgeschlagen.

Diesem Vorschlag wollte Stadt-
rat Schnur keinesfalls folgen, denn 
„das wäre ein Rückschlag für den 

Gemeinsam freuen sich der OMV-Tankstellenpächter Lothar Greil, Do-
minik Holzner und Esra Moll vom Autohaus Ostermaier, die mit ihrer 
Modellpalette verstärkt auf CNG-Anriebe setzen, sowie Stadtrat Ru-
dolf Schnur über die Möglichkeit nicht nur weiter CNG, sondern sogar 
klimaneutral 100 % Bio-CNG tanken zu können.  Bild: M. Förster, Klartext

Klima- und Umweltschutz!“ und 
so ging er selbst deutschlandweit 
auf die Suche nach möglichen 
Nachfolgelösungen. Diese wur-
de jetzt gefunden und durch den 
Neustart mit klimaneutralem Bio-
methan aus landwirtschaftlichen 
Reststoffen gekrönt. r
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Vorschau auf GZ 14
In unserer Ausgabe Nr. 14, die am 15. Juli 2021 erscheint, 
behandeln wir folgende Fachthemen:
• Kommunale Energiethemen
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• Kommunalfahrzeuge · Fuhrpark
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Abzeichen

Energiedienstleistung

Bau

Fahnenmasten / Fahnen

Kommunalfahrzeuge

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com
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F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Kommunale IT

www. .de

erdgas-schwaben.de

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Recyclingbaustoffe

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung / 
Brunnenregenerierung 

Erneuerbare Energien

Kommunale Fachmedien

Wegweisend bei Wissen.
Öffentliche Verwaltungen erhalten komplette 
Lösungen zum Beschaffen, Verwalten und 
Nutzen von digitalen und gedruckten Medien.

www.schweitzer-online.de

Kommunale  
Immobilienentwicklung

Sitzmöbelhersteller

www.baustoffrecycling-bayern.de

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

GemeindeZeitung auf folgenden 
Social Media Kanälen:

     

Informationssicherheit /  
Datenschutz
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LASSEN SIE UNS DER FORSTWIRTSCHAFT 
EINE ZUKUNFT GEBEN
Windenergieprojekte generieren verlässliche  
Einnahmen für den anstehenden Waldumbau.  
Sie möchten uns Ihre Forstfläche für Windenergie- 
projekte verpachten? Melden Sie sich. 
juwi AG · Simone Brunswig · 06732/9657-2328 ·  
energieprojekte@juwi.de · www.juwi.de 

Franz Sedlmeier GmbH 
Wolfratshauser Straße 9a 
82049 Pullach im Isartal
Telefon:  (089) 74 44 24 98 
Fax:  (089) 74 44 24 99 
eMail:  info@l-r-service.de 
Internet: www.l-r-service.de

Wartung und Reinigung von: 
• 
• 
• 

„Wenn wir gehen 

Wartung und Reinigung von 
Lüftungs- und Klimaanlagen

Kommunalfinanzierung

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

Abonnieren Sie unseren  
KOSTENFREIEN NEWSLETTER:  

www.gemeindezeitung.de/newsletter

Weihnachtsbeleuchtung

bahnhofstraße 8
91233 neunkirchen a. sand
telefon: 09123/99 812 99
telefax: 09123/99 812 98
deko-jochum@t-online.de

www.deko-jochum.de

Energiebeschaffung

enplus-pellets.de/ausschreibungsvorlage

Kostenfreie  
Ausschreibungs-
vorlagen!
Für hochwertige Pellets  
und Hackschnitzel.

Kommunen kompetent erreichen: 
www.gemeindezeitung.de

GZ Akademie
Termine unter:
www.gemeindezeitung.de/ 
akademie

Eine komplette  
Produktpalette für  
effektive Räumarbeiten

Bessere Versorgungsqualität  
für die Region

Psychiatrische Institutsambulanz (PIA) für Kinder und Jugendliche schafft wohnortnahe Hilfe
Mit seiner Dezentralisierungsstrategie verfolgt der Bezirk Niederbay-
ern seit Jahren das Ziel, die psychiatrische Versorgung von Betroffe-
nen wohnortnah zu verbessern. Neben Ambulanzen für Psychische 
Gesundheit in Zwiesel (für Kinder und Jugendliche) sowie Pfarrkir-
chen und Grafenau (für Erwachsene) wurde nun auch eine Ambulanz 
für Kinder- und Jugendpsychiatrie in Waldkirchen eingerichtet.

Seit Jahresbeginn läuft der Be-
trieb in der, im Gesundheitszent-
rum Waldkirchen untergebrach-
ten Einrichtung. Auch ohne Wer-
bung ist man hier von Anfang an 
voll ausgebucht. Nun kam am 1. 
Mai die neue Leiterin Christia-
ne Hochkönig ins Team, die zu-
vor am Bezirkskrankenhaus Pas-
sau gearbeitet hatte. Dies nah-
men Bezirkstagspräsident Dr. 
Olaf Heinrich und Landrat Se-
bastian Gruber zum Anlass, der 
PIA einen Besuch abzustatten. 
„Ich habe mich hier beruflich so-

fort zuhause gefühlt“, freut sich 
Christiane Hochkönig über ihre 
neue Aufgabe. Die 45-jährige ge-
bürtige Baden-Württembergerin 
wohnt in Österreich, ihre fünf Kol-
leginnen haben hingegen mit ih-
rer Anstellung in Waldkirchen ei-
ne Rückkehr in ihre Heimat ge-
schafft. Sie kommen aus Waldkir-
chen, Freyung, Neureichenau und 
Büchlberg.

Ab 1. Juli kommt zum Team 
noch eine Ergotherapeutin hin-
zu, ab September dann der Sozial-
dienst. „Zum Schulbeginn wollen 

wir dann auch die ganze Woche 
öffnen, bisher sind wir von Mitt-
woch bis Freitag vor Ort“, erklärt 
die PIA-Leiterin.

Wie groß der Bedarf in der Re-
gion an psychiatrischer Behand-
lung bei Kindern und Jugendli-
chen ist, haben die vergangenen 
Monate bereits gezeigt. Der Vor-
teil für die Betroffenen ist neben 
dem niederschwelligen Zugang 
des Angebotes, dass sie nicht 
mehr wie bisher nach Landshut 
fahren müssen, sondern wohn-

ortnahe Hilfe vorfinden. „Auch 
für die Nachbetreuung ist das 
sehr wichtig“, erklärte Dr. Tan-
ja Hochegger, Chefärztin der Kin-
der- und Jugendpsychiatrie am 
Bezirkskrankenhaus Landshut, 
die die Kinder- und Jugendpsych-
iatrie in ganz Niederbayern ver-
antwortet.

Ausbau Bezirkskrankenhaus 
Passau wird begrüßt

Der vom Bezirk geplante Aus-
bau des Bezirkskrankenhauses 
Passau, bei dem auch stationä-
re Behandlungsplätze für Kinder 
und Jugendliche geschaffen wer-
den, wird deshalb vom ganzen 
Team sehr positiv gesehen. „Wir 
machen überwiegend Diagnos-

Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich (hi. v. r.) begrüßte gemeinsam 
mit Christian Hofbauer, Klinikdirektor der Kliniken am Goldenen Steig, 
Siegfried Wilhelm, Abteilungsleiter Liegenschaften am Landratsamt 
Freyung-Grafenau, Kliniken-Geschäftsführer Marcus Plaschke, Land-
rat Sebastian Gruber sowie Dr. Tanja Hochegger (2. v. li.), Chefärztin 
der Kinder- und Jugendpsychiatrie am Bezirkskrankenhaus Landshut, 
das Team der PIA in Waldkirchen mit ihrer Leiterin Christiane Hochkö-
nig (4. v. r.). Bild: Lang/Bez. Niederbayern

tik und verweisen die Patienten 
meist zur Therapie an die nieder-
gelassenen Ärzte oder in akuten 
Fällen an Landshut“, so Hochkö-
nig. Allerdings seien hier die War-
tezeiten oft sehr lange, so dass 
man auch in der PIA zur Über-
brückung nach Möglichkeit the-
rapeutische Begleitung anbietet. 

Landrat Sebastian Gruber  
dankte dem Bezirk Niederbay-
ern für sein Engagement bei der 
Dezentralisierung. „Die beiden 
Einrichtungen in Grafenau und 
Waldkirchen sind für uns sehr 
wichtig. Es freut mich, dass da-
mit die Versorgungsqualität in 
der Region verbessert wird und 
wir ein gutes, sinnvolles und  

ergänzendes Angebot haben.“ 
Bezirkstagspräsident Olaf Hein-

rich hob besonders den Mehr-
wert für die betroffenen Fami-
lien hervor, von denen er viele 
Rückmeldungen bekomme, wie 
dringend nötig diese Einrichtung 
für sie sei. „Der Standort im Ge-
sundheitszentrum Waldkirchen 
ist hervorragend geeignet, da 
viele Einrichtungen hier unter-
gebracht sind und damit keiner 
Angst haben muss, stigmatisiert 
zu werden, wenn er das Gebäu-
de betritt. Das ist nach wie vor 
sehr wichtig, damit die Menschen 
mögliche Hemmschwellen über-
winden und sich Hilfe suchen, 
wenn sie sie brauchen.“ ml

Im Aschaffenburger Kreisbauhof wurden alle Großfahrzeuge mit einem 
Abbiege-Assistenzsystem ausgestattet. Das System zeigt dem Fahrper-
sonal an, ob sich Fußgänger*innen oder Fahrradfahrer*innen im toten 
Winkel des Fahrzeugs befinden. Das Bild zeigt Landrat Dr. Alexander 
Legler mit Kolleg*innen aus dem Kreisbauhof.  Foto: LRA Aschaffenburg


